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(BBl II, 1017) über die Volksinitiative zur Herabsetzung 
der Arbeitszeit. 
N A/iesch,Allenspach, Auer, Baggi, Basler, Beguelin, Biel, Bo­

denmann, Cavadini, Deßtise, Eisenring, Fäh, Fischer-Hägg­
lingen, Friderici, Han, Houmard, Jeanpretre, Kühne, 
Leuenberger-Solothum, Schmidhalter, Segond, Stappung, 
Stocker (23) 

S Reichmuth, (Arnold, Bauer, Belser), Cavelty, (Debetaz), 
Hänsenberger, Hefti, Jelmini, Kündig, (Letsch, Steiner, We­
ber) (13) 

1987 8. Oktober. Beschluss des Ständerates nach Entwurf des 
Bundesrates. 
1988 8. März. Beschluss des Nationalrates: Zustimmung. 
1988 18. März. Beschluss des Ständerates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
1988 18. März. Beschluss des Nationalrates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 1988 I, 1427 

x 123/87.044 e Reduction de 1a durie du travail. Initia­
tive populaire 
Message et projet d'arr~te du 27 mai 1987 (FF II, 1033) 
concemant !'initiative populaire «pour la reduction de la 
duree du travail». 
N Aliesch, Allenspach, Auer, Baggi, Basler, Be~lin, Biel, Bo­

denmann, Cavadini, De~, Eisenring, Fäh, Fischer-Hägg­
lingen, Friderici, Han, Houmard, Jeanpretre, Kühne, 
Leuenberger-Soleure, Schmidhalter, Segond, Stappung, 
Stocker (23) 

E Reichmuth, (Arnold, Bauer, Belser), Cavelty, (Debetaz), 
Hänsenberger, Hefti, Jelmini, Kündig, (Letsch. Steiner, 
Weber) (13) 

1987 8 octobre. 1>6cision da Conseil des Etats conforme au 
projet du Conseil federal. 
1988 8 mars. D6cision du Conseil national: Adhesion. 

1988 18 mars. 1>6cision du Conseil des Etats: L'arrete est adop­
te en votation finale. 
1988 18 mars. Declsion du Conseil national: L'arrete est adop­
te en votation finale. 
Feuille federale I, 1371 
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Reduction de la duree du travail. Initiative populaire 

87.044 

Herabsetzung der Arbeitszeit. 
Volkslnltlatlve 
Reductlon de la duree du travall. 
Initiative populalre 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 27. Mal 1987 (BBI II. 1017) 
Message et projet d'arräte du 27 mai 1987 (FF II, 1033) 

I'· :;i. 
Anträge siehe Detailberatung- Propositions voir discussion 
par articles 

Relchmuth, Berichterstatter: Die Volksinitiative des Schwei­
zerischen Gewerkschaftsbundes zur Herabsetzung der 
Arbeitszeit wurde im August 1984 mit rund 158 000 gültigen 
Unterschriften eingereicht. Sie verlangt, die Bundesverfas­
sung in Artikel 34ter durch einen neuen Absatz 3 und zudem 
die Uebergangsbestimmungen durch einen neuen Artikel 19 
zu ergänzen. Gefordert wird eine auf Gesetzesebene vorzu­
nehmende stufenweise Herabsetzung der Arbeitszeit auf 40 
Stunden pro Woche ohne Lohneinbusse. Als Ziel der Initia­
tive wird genannt: den Arbeitnehmem einen gerechten 
Anteil an der durch den technischen Fortschritt erzielten 
Produktivitätssteigerung zu sichem und Voraussetzungen 
für die Vollbeschäftigung zu schaffen. 
Der bisherige Artikel 34ter Absatz 1 gibt in seinen Buchsta­
ben a und b dem Bund die Befugnis, zum Schutz der Arbeit­
nehmer und über das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmem Vorschriften aufzustellen. In diesen Bestim­
mungen ist die Kompetenz, Vorschriften über die Arbeitszeit 
zu erlassen, enthalten, allerdings nur als gesundheitspolizei­
liche Schutzmassnahme für den Arbeitnehmer. Dabei han­
delt es sich um eine Ermächtigung des Bundes. Er kann in 
diesem Bereich legiferieren, muss es aber nicht. 
Demgegenüber geht die Zielsetzung der Volksinitiative wei­
ter. Der Bund soll den verbindlichen Auftrag erhalten, für die 
stufenweise Herabsetzung der Arbeitszeit auf höchstens 40 
Wochenstunden zu sorgen, und zwar nicht nur als Mass­
nah.me zum Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer, son­
dern auch als wirtschaftspolitische Massnahme, nämlich 
den Arbeitnehmern einen angemessenen Anteil an der Pro­
duktivitätssteigerung der gesamten Wirtschaft zukommen 
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zu lassen und Voraussetzungen für die Vollbeschäftigung 
zu schaffen. 
Konkret verlangt der lnitiativtext - mit einem neuen Arti­
kel 19 der Uebergangsbestlmmungen - ferner, dass innert 
einem Jahr nach Annahme von Artikel 34ter Absatz 3 der 
Bundesverfassung die Arbeitszeit mit voller Lohngarantie 
um zwei Stunden zu senken sei. In jedem folgenden Jahr 
soll die wöchentliche Arbeitszeit um weitere zwei Stunden 
verkürzt werden, bis sie die Zahl von 40 Stunden erreicht 
hat. 
Wir haben also einerseits in Artikel 34ter Absatz 3 einen 
Auftrag an den Bundesgesetzgeber, Bestimmungen für die 
stufenweise Herabsetzung der Arbeitszeit zu erlassen, und 
andererseits in Artikel 19 der Uebergangsbestlmmungen die 
als direkt anwendbares Recht zu verstehende Verpflichtung 
für die Arbeitgeber, die Arbeitszeit ihrer Arbeitnehmer ohne 
Verminderung des wöchentlichen Lohneinkommens bereits 
nach einem Jahr nach der Verfassungsabstimmung um zwei 
Stunden zu reduzieren. 
Diese unterschiedliche juristische Qualität von Artikel 34ter 
Absatz 3 und den Uebergangsbestimmungen in Artikel 19 
gab in der Kommission zu Diskussionen Anlass. Es wurde 
darauf hingewiesen, dass es kaum möglich wäre, _innert der 
kurzen Frist von einem Jahr ein entsprechendes Ausfüh­
rungsgesetz zu erlassen. Ausarbeitung, Vernehmlassungs­
verfahren, parlamentarische Behandlung in beiden Räten 
würden mindestens zwei bis drei Jahre in Anspruch neh­
men, so dass die direkte Anwendung von Artikel 19 der 
Uebergangsbestlmmungen nach einem Jahr ohne Ausfüh­
rungsbestimmungen zu unerfreulichen, wenn nicht unmög­
lichen Anwendungs- und Interpretationsschwierigkeiten 
führen müsse. 
Der Bundesrat erachtet indessen die Durchführbarkeit 
rechtlich und faktisch als möglich. 
Die mit der Volksinitiative aufgestellten Forderungen sind 
nicht neu in diesem Hause. Bei der Behandlung einer POCH­
Initiative im Jahre 1976 wurde in beiden Räten ein Minder­
heitsantrag eingebracht in der Absicht, der Initiative einen 
Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Der damalige Gegen­
vorschlag der Herren Donze und Renschler, der mit der 
heutigen Volksinitiative des Gewerkschaftsbundes materiell 
weitgehend identisch war, wurde von den Räten mit grossen 
Mehrheiten abgelehnt- die POCH-Initiative selbst wurde an 
der Volksabstimmung vom 5. Dezember 1976 mit rund 
1,3 Millionen gegen 370 000 Stimmen abgelehnt. 
Nach einem breit angelegten Vernehmlassungsverfahren, 
das grossmehrheitlich die Ablehnung der heute vorliegen­
den Volksinitiative ergab, beantragt der Bundesrat dem Par­
lament ebenfalls, die Initiative dem Volk ohne Gegenvor­
schlag zur Verwerfung zu empfehlen. Er begründet seine 
Ablehnung zur Hauptsache mit folgenden Argumenten: Die 
gesetzliche Festlegung einer starren Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohnausgleich bewirkte, dass die individuelle 
Vertragsfreiheit eingeschränkt und den Kollektiwerhand­
lungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ein 
wesentlicher Teil ihrer Substanz entzogen würde. Die 
Anpassungsfähigkeit der schweizerischen Wirtschaft würde 
in einer entscheidenden Phase der Umstrukturierung 
gesetzlich eingeschränkt. Den regionalen Unterschieden 
unserer Wirtschaft und den spezifischen Möglichkeiten und 
Bedürfnissen einzelner Branchen könne nicht mehr genü­
gend Rechnung getragen werden. Neue Formen der Arbeits­
zeitverkürzung wie längere Ferien, früherer Ruhestand und 
dergleichen seien bei einer Annahme der Volksinitiative in 
ihrer künftigen Entwicklung beeinträchtigt. Viele Dienstlei­
stungen der öffentlichen Hand würden bei einer weitem 
Arbeitszeitverkürzung eine Erhöhung des Personalbestan­
des voraussetzen. 
Die Kommission hat sich mit den Argumenten für und gegen 
die Volksinitiative auseinandergesetzt. In der Diskussion 
kam zum Ausdruck, dass dem Anliegen der Arbeitnehmer, 
an der in der Wirtschaft erzielten Produktivitätssteigerung 
angemessen zu partizipieren, Verständnis entgegenzubrin­
gen ist. Gleichzeitig wurde aber festgestellt, dass diese 
Partizipation im Verlauf der letzten Jahre und Jahrzehnte 
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laufend verbessert werden konnte, sei es durch Reallohn­
steigerungen, längere Ferien, bessere Sozialleistungen oder 
auch durch Arbeitszeitverkürzungen. Dies alles konnte im 
Rahmen sozialpartnerschaftllcher Vereinbarungen und 
unter Berücksichtigung der branchen- und ortsspezifischen 
Möglichkeiten geschehen. So ist die 40-Stunden-Woche in 
verschiedenen Industriezweigen der Schweiz bereits Rea­
lität. 
Es wäre nicht angebracht, der Arbeitgeberschaft generell 
vorzuhalten, sie hätte erzielte Produktivitätsfortschritte nicht 
bisher schon in angemessener Weise an die Arbeitnehmer 
weitergegeben. Wenn wir heute In der Schweiz Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, aber aucb eine Alters-, Hinterlassenen­
und lnvalidenvorsorge haben, wie wir sie sonst weltweit 
nicht vorfinden, ist dies dem guten sozlalpartnerschaftli­
chen Geist zu verdanken, in dem Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer in der Vergangenheit die Arbeitsverhältnisse einzel- und 
gesamtarbeitsvertraglich geregelt haben. Was sich bisher 
bewährt und uns den Arbeitsfrieden erhalten hat, was allen 
Menschen wirtschaftlichen Wohlstand und soziale Wohl­
fahrt gebracht hat, können wir durch neue gesetzliche Vor­
schriften nicht verbessern. 
Die Festlegung der wöchentlichen Arbeitszeit ist neben 
Lohn-, Ferienanspruch und Sozialleistungen ein Hauptpfei­
ler im Arbeitsvertrag. Es ist nicht opportun, diesen durch 
eine starre gesetzliche Regelung aus dem Vertragsgefüge 
herauszubrechen, da die Regelung der Arbeitsverhältnisse 
gesamtheitlich und unter Berücksichtigung aller Faktoren, 
die dabei massgebend sind, vorgenommen werden muss. 
Aus diesem Grunde ist die Mehrheit der Kommission der 
Meinung, dass die Festlegung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auch künftig den Gesamt- oder Einzelarbeitsverträgen vor­
behalten bleiben soll. 
Es kommt dazu, dass in den letzten Jahren immer mehr 
auch andere Formen der Arbeitszeitfestlegung zur Diskus­
sion stehen und praktiziert werden. Ich erwähne die glei­
tende Arbeitszeit, die Teilzeitarbeit, die Festlegung einer 
Jahresarbeitszeit (längere Ferien) oder die Festlegung einer 
Lebensarbeitszeit (flexible Pensionierung). Diese Probleme 
stehen heute im Raum. 
Ein einseitiges Vorprellen mit einer gesetzlichen Neurege­
lung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit ist auch aus die­
sem Grunde nicht angezeigt, denn sie würde andere Mög­
lichkeiten der Arbeitszeltregulierung, die flexibler sind, 
behindern beziehungsweise verunmöglichen. Eine mini­
male Flexibilität bei der Festlegung der Arbeitszeit Ist beson­
ders auch für Randregionen und für Berggebiete, wo die 
Witterungsverhältnisse auf die Arbeitszeiten - mehr als 
anderswo - Einfluss haben, notwendig. Das gleiche gilt 
namentlich auch für das Gastgewerbe, das durch die Folgen 
der initiative besonders stark betroffen würde. Auch die 
zahlreichen Klein- und Mittelbetriebe, die es in unserem 
lande glücklicherweise noch gibt, könnten die verlangte 
Herabsetzung der Arbeitszeit innert relativ kurzer Zeit­
spanne nicht realisieren, ohne dass existenzgefährdende 
Auswirkungen eintreten würden. , 
Es ist kaum zu bestreiten, dass aus verschiedenen Gründen 
die durchschnittliche Wochenarbeitszeit In solchen Betrie­
ben über dem schweizerischen Durchschnitt liegt. Es ist für 
einen Betrieb mit wenigen Angestellten unmöglich, der 
Arbeitszeitreduktion entsprechend mehr Arbeitnehmer 
anzustellen. Arbeitsplätze in kleineren Betrieben sind viel­
fach qualitativ und von den menschflchen Beziehungen her 
nicht schlechter als in Grossbetrieben, selbst wenn unter 
Umständen die Arbeitszeit etwas länger ist. Die Qualität des 
Arbeitsplatzes hängt in der Regel nicht von der Kürze der 
Arbeitszeit ab. 
Die Initianten erhoffen als weitere Folge der gesetzflchen 
Herabsetzung der Arbeitszeit bessere Voraussetzungen für 
die Vollbeschäftigung. Dieser Argumentation vermochte die 
Mehrheit der Kommission nicht zu folgen. Es Ist durch 
nichts gesichert, dass die in unserem lande bestehende, 
relativ geringe Arbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzun­
gen beseitigt werden könnte. Vielmehr müsste solchen 
Arbeitszeitverkürzungen mit weiteren Rationalisierungs-

q. 

massnahmen begegnet werden, was in vielen Fällen zu 
erhöhten Stress-Situationen bei den Arbeitnehmern und 
wohl auch bei Arbeitgebern führen würde. Dazu kommt, 
dass unsere Arbeitslosigkeit hauptsächlich strukturelle 
Gründe hat. Arbeitslosen aus Berufen, die infolge Struktur­
bereinigungen praktisch verschwunden sind, kann nicht 
damit geholfen werden, dass in anderen Berufskategorien 
weniger gearbeitet wird. 
Wenn weiter vorgetragen wird, wir hätten in der Schweiz 
relativ lange Arbeitszeiten, mag dies zutreffen. In diesen 
Vergleich sind jedoch auch unsere wichtigen Konkurrenz­
länder, u. a die USA, Japan und einige Schwellenländer 
miteinzubeziehen, die längere effektive Arbeitszeiten auf­
weisen als wir in der Schweiz. Eine Reduktion unserer 
Arbeitszeit unter vollem Lohnausgleich könnte unsere Wett­
bewerbsfähigkeit auf dem internationalen Markt beeinträch­
tigen, was die Gefährdung von Arbeitsplätzen zur Folge 
hätte. 
Es muss uns Schweizern klar sein, dass wir als rohstoffar­
mes Land - wie bisher schon - etwas mehr arbeiten und 
qualitativ bessere Produkte auf den Markt bringen müssen 
als andere, wenn wir den erreichten wirtschaftlichen Wohl­
stand und unsere soziale Wohlfahrt auch in Zukunft erhalten 
wollen. 
Aus den erwähnten Gründen hat die Kommission mit 9 
gegen 2 Stimmen ohne Enthaltungen beschlossen, dem 
Antrag des Bundesrates zuzustimmen und die Volksinitia­
tive Volk und Ständen ohne Gegenvorschlag zur Verwer­
fung zu empfehlen. Es liegt ein Minderheitsantrag vor, der 
die Volksinitiative zur Annahme empfehlen will. Herr Weber 
wird ihn begründen, so dass ich mich von weiteren Ausfüh­
rungen über die befürwortenden Argumente entlasten kann. 
Namens der Kommissionsmehrheit beantrage ich Ihnen 
Ablehnung des Minderheitsantrages. 

Weber, Sprecher der Minderheit: Aus der Botschaft des 
Bundesrates zur Arbeitszeitinitiative der Gewerkschaften -
betreffs Einführung der 40-Stunden-Woche geht hervor, 
dass die Landesregierung-Wie könnte es anders sein -das 
Volksbegehren in Bausch und Bogen ablehnt. 
Spätestens aus dem Bericht des Kommissionspräsidenten 
haben wir erfahren, dass sich die Kommissionsmehrheit der 
ablehnenden Haltung des Bundesrates anschliesst. Auch 
hier könnte man sagen: Wie könnte es anders sein! 
Mit dem Refrain aus dem Solothurnerlled könnte ich noch 
gleich beifügen: «Es isch immer e so gsyl». Wenn nämlich 
Neuerungen im Sinne von Verbesserungen der Arbeitsbe­
dingungen im weitesten Sinn aus der Arbeitnehmerschaft 
angestrebt werden, wird gleich der Teufel an die Wand 
gemalt und der Ruin der Wirtschaft prophezeit. Aus der 
Geschichte könnten x Beispiele aufgezählt werden, auch in 
Fragen, wo nach langem Ringen der Erfolg erreicht wurde 
und die heute als Selbstverständlichkeit akzeptiert werden. 
Neu ist diesmal einzig, dass die bundesrätliche Botschaft 
überhaupt nichts Positives zum gewerkschaftlichen Anlie­
gen aufzuweisen vermag, als ob es überhaupt keine Argu­
mente gäbe, die für eine Arbeitszeltverkürzung sprächen. 
Immerhin hat der Kommissionspräsident wenigstens ange­
deutet, dass es solche Argumente gibt. Er überlässt-es aber 
mir, diese vorzutragen. 
Deshalb werden Sie mir gestatten, etwas eingehender auf 
diese Argumente einzugehen: Die Botschaft erweckt auch 
den Eindruck, als ob In der Schweiz ein Idealzustand herr­
sche, der möglichst zu wahren sei, und als ob Veränderun­
gen unerwünscht seien. Nur so ist'es zu erklären, warum der 
Bundesrat nicht einmal erwogen hat, der Initiative einen 
Gegenvorschlag gegenüberzustellen. oder bestehende 
gesetzliche Bestimmungen neuzeitlich zu ordnen, obschon 
hier noch recht rückständige Regeln gelten. Bedenken wir 
doch, dass diese gesetzlichen Bestimmungen recht unter­
schiedlich aussehen: 42 Stunden für das Bundespersonal, 
45 bis 50 Stunden für Arbeitnehmer, die dem eidgenössi­
schen Arbeitsgesetz unterstellt sind, und gar bis 60 Stunden 
gemäss besonderen Verordnungen. 
Die Botschaft enthält auch widersprüchliche Argumente 
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und entbehrt jeglicher unvoreingenommenen und neutralen grosse Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten; noch wird in 
Wertung der Situation. Widersprüchlich ist doch die einzelnen Branchen bis 50 Stunden und mehr pro Woche 
Behauptung, die Arbeitszeitverkürzung habe keine Wirkung gearbeitet - oft bei schlechter Entlöhnung. Zwischen 1913 
auf die Beschäftigung, wenn anderseits ausgesagt wird, die und 1931 wurde die Verbesserung des Lebensstandards zur 
Annahme der Initiative erfordere mehr Personal in der Bun- Hälfte durch Lohnerhöhungen, zur andern Hälfte durch 
desverwaltung und in den Regiebetrieben. Widersprüchlich Arbeitszeitverkürzungen realisiert. Dies entsprach unter 
ist auch die Aussage, dass die Anpassungsfähigkeit der anderem einer wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung von 
schweizerischen Wirtschaft gegenüber dem Ausland durch über zehn Stunden. Seither ist die Arbeitszeit um blosse vier 
die Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit erschwert Stunden pro Woche verkürzt worden. Trotz Ferienverlänge-
würde, wenn erwiesen ist, dass ausgerechnet in Branchen, rungen beanspruchten die Lohnerhöhungen 85 Prozent der 
die der internationalen Konkurrenz ausgesetzt sind, auf Ver- Lebensstandardverbesserung; nur 15 Prozent entfielen auf 
tragsebene die 40-Stunden-Woche eingeführt oder geplant vermehrte Freizeit. Die Gewerkschaften sind aber gegen ein 
ist. Die längsten Arbeitszeiten haben Betriebe, die auf die Arbeitschaos. Sicher gibt es neue Arbeitszeitformen, die den 
lnlandnachfrage ausgerichtet sind. Widersprüchlich ist Bedürfnissen der Arbeitnehmer entgegenkommen. Diese 
sicher auch, wenn der Bundesrat auf andere Formen der Formen gilt es vertraglich abzusichern, damit die Zeit, die 
Arbeitszeitverkürzung hinweist, zum Beispiel auf ein frühe- weniger gearbeitet werden muss, auch wirklich dem Arbeit-
res Rentenalter, gleichzeitig aber bei der AHV einen Fort- nehmer gehört. Es soll keine Zeit sein, die ihm lediglich auf 
schritt in dieser Richtung verhindert. Es gäbe noch mehr zu Widerruf zur Verfügung gestellt und dann wieder genom-
sagen zu dieser eher mageren Botschaft, die auf dem Ergab- men wird, wenn es dem Arbeitgeber passt. Arbeit auf Abruf 
nis einer fragwürdigen Erhebung im Vernehmtassungsver- macht nicht freier, im Gegenteil. Wir wehren uns deshalb 
fahren basiert, bei der die soziale Dimension der Arbeitszeit- gegen eine Flexlbilisierung der Arbeitszeit, die den Einsatz 
verkürzung und der Aspekt der individuellen Entfaltung der der Arbeitnehmer nur den Bedürfnissen von Produktion und 
Arbeitnehmer ausgeklammert blieben, wie der Schweizeri- Rentabilität unterordnet. Gewonnene Zeit soll aber auch 
sehe Gewerkschaftsbund mit Recht kritisierte. Die Botschaft nicht eine Schmälerung unserer Wohlfahrt bringen. Darum 
könnte von den Arbeitgeberorganisationen zusammen mit muss auch der materielle Teil stimmen; es dürfen weder 
den bürgerlichen Parteien verfasst sein. Lohnverlust noch Einschränkungen guter Bedingungen am 
Zum gewerkschaftlichen Anliegen: Es gibt verschiedene Arbeitsplatz damit verbunden sein. Deshalb Absatz 3 in den 
Formen von Arbeitszeitverkürzung - Herr Reichmuth hat Uebergangsbestimmungen von Artikel 19 in der Initiative. 
bereits darauf verwiesen -: die Verkürzung der Lebensar- Um das zu sichern, braucht es Verträge: Arbeitsverträge, die 
beitszeit durch frühere Pensionierung; die Verkürzung des von beiden Seiten - Arbeitnehmern, Arbeitgebern und von 
Arbeitsjahres durch genügend Ferien; die Verkürzung der deren Verbänden-gewollt, getragen und gefördert werden. 
wöchentlichen und auch täglichen Arbeitszeit. Sie alle sol- Gerade im Jahre des fünfzigjährigen Bestehens des Frie-
len den neuen Lebensbedingungen und den Anforderungen densabkommens sei wieder einmal daran erinnert, dass es 
der Zeit an den Menschen besser Rechnung tragen, damit für die Gewerkschaften keinen Arbeitsfrieden ohne entspre-
sich der Arbeitnehmer in jeder Lebensphase entfalten kann. chenden Gegenwert geben kann. Die Interessengegensätze 
Es gibt gute Gründe für eine generelle Arbeitszeitverkür- sind durch die Möglichkeit zur friedlichen Konfliktlösung 
zung: den besseren Schutz der Gesundheit der Arbeitneh- nicht aus d~r.Welt geschafft. Die Betriebsschliessungen der 
mer, die Verbesserung der Lebensqualität, die Ermögli- letzten Zeit belegen es einmal mehr. Allzu oft verstossen 
chung einer besseren partnerschaftlichen Rollenverteilung Unternehmer gegen die Vertragspartnerschaft oder weigern 
in der Familie, die Beseitigung extremer Unterschiede in sich, mit den Gewerkschaften zu verhandeln, indem sie 
bezug auf die Arbeitszeiten als Postulat der Gerechtigkeit - einfach aus den Arbeitgeberverbänden austreten. Gewiss, 
dies zur Sicherung der Vollbeschäftigung im Zuge der wirt- die Gewerkschaften sind nach wie vor vom hohen Stellen-
schaftlichen und technischen Entwicklung. Es darf auch auf wert der Vertragsgespräche überzeugt. Generell geht der 
die viel längeren Arbeitszeiten der Schweiz im Vergleich zu Vertrag immer voraus; aber von Zeit zu Zeit muss das Gesetz 
andern hochindustrialisierten Ländern verwiesen werden. das Erreichte sicherstellen und Diskrepanzen ausgleichen. 
Selbst dort, wo das Gesetz noch höhere wöchentliche Das will die Initiative. 
Arbeitszeiten kennt, sind die vertraglichen Arbeitszeiten Neben den ideellen Zielsetzungen der Arbeitszeitverkürzung 
praktisch überall auf 40 oder weniger Stunden festgelegt. gibt es auch wirtschaftliche Vorteile. Das bewies der Deut-
Ich erwähne einige Beispiele: Oesterreich: im Gesetz 40 sehe Gewerkschaftsbund. Seit 1973 sind nach Ermittlungen 
Stunden, praktisch aber 37 bis 40 Stunden; Belgien: im in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 1,2 Milllonen 
Gesetz 40, vertraglich 36 bis 40 Stunden; Frankreich: 35 bis Arbeitsplätze durch Arbeitszeitverkürzungen geschaffen 
39 Stunden; Grossbritannien ebenfalls 35 bis 40; Irland, worden. Ohne diese Arbeitszeitverkürzungen gäbe es zur 
Italien, Niederlande, Deutschland haben im Gesetz noch 48 Zeit etwa 3,3 Millionen registrierte Arbeitslose - also etwa 
Stunden, nach Vertrag wird aber 40 Stunden und weniger 800 000 mehr, als schon gemeldet sind. 
gearbeitet. Die Schweiz hat im Gesetz noch die 45-Stunden- Es mag sein, dass die Verhältnisse in der Schweiz nicht ganz 
Woche; gearbeitet wird mindestens 40 bis 50 Stunden, in genau gleich sind; die Wirkung bleibt aber da Mit Recht 
Ausnahmefällen eben noch mehr. Vermutlich ist der Boden machte der deutsche Gewerkschaftssprecher darauf auf-
in unserem Land für fortschrittlichere Lösungen steiniger merksam, dass im Grunde genommen die Geschichte der 
als anderswo, deshalb die Initiative. Arbeiterbewegung zugleich auch eine Geschichte der 
Mehr Freizeit ist ein sehr zeitgemässes Postulat. Wir brau- Arbeitszeitverkürzung sei.Ausgangspunktwaren die Kinder-
chen mehr Zeit für uns, um uns von der wachsenden Hektik arbeit und die SO-Stunden-Woche an primitiven Maschinen 
am Arbeitsplatz und auf dem Weg zur und von der Arbeit zu und in ungesunden Arbeitsräumen. Im Zeitalter der Mega-
erholen; um mit Familie und Freunden die Freizeit verbrin- Chips, Computer und Roboter darf die Geschichte der 
gen zu können, was durch zunehmend unregelmässiger Arbeitszeit nicht zu Ende sein, im Gegenteil, und dies beson-
werdende Arbeitszeit immer schwieriger wird; um sich wei- ders für die Schweiz als Land mit den längsten Arbeits-
terzubilden, weil der Mensch nur so den stets ändernden zelten. 
Anforderungen gewachsen sein kann. Deshalb wollen die Was die Initiative verlangt, ist wirtschaftlich tragbar und 
Gewerkschaften die Arbeitszeit für alle auf ein vernünftiges beschäftigungspolitisch notwendig. Aufgrund statistischer 
Mass verkürzen. Daten und Prognosen neutraler Institute ist die schweizeri-
Die 40-Stunden-Woche-lnitiatlve des Schweizerischen sehe Wirtschaft durchaus in der Lage, die geforderte 
Gewerkschaftsbundes ist ein gangbarer Weg dazu. Die Ver- ArbeitszeitverküliZung unter Wahrung der internationalen 
tragsverhandlungen im privaten und öffentlichen Sektor Konkurrenzfähigkeit zu verkraften. Der durch Produktions-
sind weitere Wege und sollen auch weiterhin einen grossen steigerungen geschaffene Spielraum wird durch die Einfüh-
Stellenwert einnehmen. In den letzten Jahren ist unbestritte- rung der 40-Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich 
nermassen einiges erreicht worden. Noch bestehen aber längst nicht ausgeschöpft. Die Produktivitätsgewinne soll-
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ten in Zukunft - nicht zuletzt aus Beschäftigungsgründen -
vermehrt in Form von Arbeitszeitverkürzungen den Beschäf-
tigten zugute kommen. . 
Der Schweizer Arbeiter ist fleissig und treu und steht mit all 
seiner Kraft und all seinen Kenntnissen dem Betrieb zur 
Verfügung. Er will auch arbeiten. Für ihn ist Arbeit ein 
Geschenk. Nicht umsonst verlangen seine Organisationen 
ein verfassungsmässig verankertes «Recht auf Arbeit». Dass 
er einen vernünftigen Rhythmus zwischen Arbeit, Freizeit 
und Familie verlangt, kann man ihm nic_ht verargen. 
Deshalb stehen wir voll zum Volksbegehren der Gewerk­
schaften und beantragen Ihnen, Volk und Ständen - im 
Gegensatz zu Bundesrat und Kommissionsmehrheit -, 
Annahme der Initiative. 

Cavelty: Ich gehe mit ?em Grun~gedan~en der lni~iative 
insofern einig, als auch ich der Meinung bin, die Arbe1tne~­
mer sollten an der Produktivitätssteigerung teilhaben, die 
durch den technischen Fortschritt erzielt wird. Es wäre nicht 
richtig und wirtschaftlich ungesund, wenn der ganze Foi:t­
schritt der Technik sich nur einseitig zugunsten der Arbeit­
geber auswirken würde. Es geht hier nicht darum, den 
Arbeitgebern vorzuwerfen, sie würden diese Anteile nicht 
weitergeben. Es geht um das Prinzip, das sehr wohl grund­
sätzlich gutgeheissen werden muss. 
Für mich ist es klar und selbstverständlich, dass der Anteil 
der Arbeitnehmer am Fortschritt der Technik sich in Form 
von mehr Lohn, mehr Freizeit und besseren Arbeitsbed_in­
gungen niederschlagen soll - im Rahmen dessen, was wirt­
schaftlich möglich ist. Die Initiative greift nur eines dieser 
Postulate heraus, nämlich die Freizeit, und auch dieses 
Postulat wird nicht in seiner Ganzheit erfasst, sondern nur 
mit Blick auf die wöchentliche Arbeitszeit, während die 
Aspekte zum Beispiel von mehr Ferien oder früherer Pen_sio­
nierung unberücksichtigt bleibe!1· Herr Weber hat auf d_iese 
verschiedenen Formen hingewiesen, er hat es allerdings 
unterlassen zu sagen, warum sich die Initiative nur auf eine 
Form, nämlich die der wöchentlichen Arbeitszeit, versteift. 
Bei voller Bejahung der philosophischen Untermaue!"-l~g 
der Initiative muss ich demnach feststellen, dass sie in 
verschiedener Hinsicht zu schmal ist und nicht alle wesentli­
chen Aspekte mitberücksichtigt. Ich könnte ihr schon aus 
diesem Grunde nur schwerlich zustimmen. Doch auch unter 
dem -wie gesagt- eingeschränkten Aspekt der Arbeitszeit­
verkürzung ist die Initiative aus meiner Sicht verfehlt. ich 
verweise hier auf die Ablehnungsgründe in der Botschaft 
und auf die erschöpfenden Ausführungen des Kommis­
sionspräsidenten, ohne sie zu wiederholen. 
Aus meiner Sicht möchte ich vor allem den Aspekt des 
Tourismus und des Gewerbes im Berggebiet hervorheben, 
wo man oft, je nach den Witterungsverhältnissen w~hrend 
Tagen, Wochen oder gar während einer ganzen Sais~n nicht 
oder nur ganz minim arbeiten kann. Der Herr Kommissions­
präsident hat es bereits gesagt: Im Berggebiet ist man 
darauf angewiesen, dann zu arbeiten, wenn es die Jahres­
zeit oder das Wetter erlauben, und eine allfällige Ueberzeit 
in der witterungsbedingten stillen Zelt zu kompensieren. Für 
solche Verhältnisse ist die Festsetzung einer starren 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit, wie sie die Initiative ver­
langt, grundsätzlich falsch oder zumindest höchst fraglich. 
Im Berggebiet kann man aus existentiellen Gründen, und 
dies nicht zuletzt auch im Interesse der Arbeitnehmer, nur 
mit flexiblen Arbeitszeiten, die innerhalb einer längeren 
Periode kompensierbar sind, vernünftig arbeiten. Was wir 
brauchen, ist eine vernünftige Regelung, die den konkreten 
Verhältnissen nach Branchen und nach geographischer 
Situation Rechnung trägt. Wir brauchen mithin sozialpart­
nerschaftllche und nicht gesetzlich fixierte Normen. Es gibt 
übrigens auch Gewerkschaften, die dies verlangen, ebenso 
die Mehrheit der Arbeitnehmer im Berggebiet. Wenn Herr 
Weber im Namen aller Gewerkschaften gesprochen hat, soj 
trifft das somit nicht zu. 
Ich lehne die Initiative aus den genannten-Gründen ab. 

Stelner: Ich will einen kleinen Beitrag leisten zur Frage 
Gesetz oder Vertrag, bzw. Gesetz und Vertrag, Ich bestreite 
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nicht dass es entscheidende Faktoren in den Beziehungen 
untel Arbeitgebern und Arbeitnehmern gibt, die sich für eine 
einheitliche, gesetzliche Regelung eignen, ja sogar nötig 
waren. Dies beginnt beim seinerzeitigen Verbot der Kinder­
arbeit. Andere Faktoren sollten indessen Verhandlung~n 
vorbehalten bleiben, und zwar erstens wegen der Verschie­
denheit der Betriebe und deren Möglichkeiten im arbeits­
rechtlichen und im sozialen Bereich, und zweitens wegen 
der Institution des Gesprächs unter den Sozialpartnern, mit 
vertraglichen Folgen als Resultat dieses Gespräch~. Sol~he 
Gespräche-sei es mit Verbandsvertretern, mit betr1ebse1ge­
nen Delegierten oder sogar direkt mit den Arbeitnehmern 
selber- sind gut für das Klima der Partn~rschaft und ~ühr~n 
zu angepassteren und damit besseren Losungen als emha1t­
iiche Gesetzesvorschriften. 
Dazu gehören - nach meiner praktischen Erfahrung i~ d~r 
Wirtschaft - vor allem die Themen: Entlöhnung, Soz1alle1-
stungen, Arbeitszeit, Ferien, Sicherheit am Arbeitsplatz. D!e 
Versuche, derartige Verhandlungen via Ve~acku~g in 
Gesetzen einzuschränken, sind zu bedauern, weil damit das 
je länger, je mehr notwendige Gespräch unte~ Sözialpart­
nern am gleichen Tisch an Substanz und damit an Bedeu­
tung verlöre und zu Alibiübungen verkümmern müsste. 
Abschllessend die Feststellung, dass der Bund mit dem 
bestehenden Verfassungsartikel 34ter Absatz 2 Buchstabe b 
bereits die Kompetenz zur Regelung der Arbeitszeit hätte, so 
dass eine zusätzliche Verfassungsrevision gar nicht nötig 
wäre, es sei denn, man gehe dazu über, auch politische 
Zielsetzungen und Lohnbestimmungen - vorliegend der 
Verzicht auf Lohneinbussen trotz verkürzter Arbeitszeit-mit 
zum Teil nicht realistischem Inhalt auf Verfassungsstufe zu 
heben. Dies wird mit dieser Initiative versucht. 
Dies alles sind zusätzliche Ueberlegungen, die mich dazu 
führen, zusammen mit der einleuchtenden Begründung des 
Bundesrates und mit der Kommissionsmehrheit, die Verwer­
fung dieser Initiative ohne Gegenvorschlag zu empfahlen. 

Heft!: Herr Weber hat die Initiative als fortschrittlich bezeich­
net. Man muss sich aber fragen, ob diese Initiative nicht 
vielmehr Rückschläge auslösen könnte. 
Das Argument Gesundheitsschutz ist an sich sicher wichtig. 
Aber vor noch gar nicht langer Zeit wurde allgemein gesagt, 
von der Gesundheit her sei die Arbeitszeitverkürzung nicht 
mehr notwendig. Es seien heute andere Momente, die dafür 
sprechen würden. 
Herr Weber hat dabei die Vollbeschäftigung genannt. Er hat 
auf andere Länder hingewiesen, die kürzere Arbeitszeiten 
hätten als wir. Aber gerade diese andere Ländern haben 
Arbeitslosigkeit, während bei uns vielfach sogar ein Mangel 
an Arbeitskräften besteht. Dass wir praktisch Vollbeschäfti­
gung haben, dürfte - neben anderem - damit zusamme~­
hängen, dass wir in der Arbeitszeitverkürzung nicht so weit 
gingen wie das Ausland. . . . 
Zur Lebensqualität: Auch hier muss man etwas vors1cht1g 
sein. In den letzten Jahrzehnten hat die Arbeitszeit ständig 
abgenommen. Ist aber dadurch das_ kulturell~ Niveau u~se­
res Landes gestiegen? Ich denke nicht an einzelne Kreise, 
sondern gesamthaft an unsere Bevölkerung. 
Zur Flexibilität: Hier darf man nicht zu starr sein; denn hier 
können Rationalisierungsmöglichkeiten liegen, die einiges 
einbringen und durchaus zumutbar sein können. Wir sind 
darauf angewiesen, nicht nur wegen der Konkurrenz aus 
dem Ausland, sondern auch im Hinblick auf die neuen 
Belastungen, die uns dar Umweltschutz bringen wird. . 
Ich wollte noch verschiedene Argumente anführen. Aber sie 
sind bereits in ausgezeichneter Weise im Kommissionsrefe­
rat und von anderen Vorrednern dargelegt wordenr so dass 
ich nichts zu wiederholen brauche; ich verweise lediglich 
noch speziell auf die Ausführungen von Herrn Caveity 
bezüglich Berg- und Randgebieten. 
Ich gehe mit der Kommissionsmehrheit einig. 

Weber, Sprecher der Minderheit: Herr Cavelty hat bemän­
gelt, die Volksinitiative berühre lediglich die wöchentli~he 
Arbeitszeit und vernachlässige andere Formen der Arbeits-
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zeitreduktlon oder Lohn- und Arbeitsplatzfragen als Mög­
lichkeiten der Partizipierung an der Produktivitätssteige­
rung. Hätte die Initiative andere Postulate miteingeschlos­
sen, hätte der gewiegte Politiker Cavelty den Vorwurf 
gemacht, der Wunschkatalog in der Initiative sei zu überla­
den. Der ebenso gewiegte Jurist hätte zumindest die Frage 
nach der Einheit der Materie gestellt. 
Man kann tun und lassen, was man will, es ist trotzdem 
falsch. 
Herr Hefti - ich sage es anständig und höflich -, ich 
bezweifle, dass die Arbeitslosigkeit in anderen Ländern, z.B 
der BRD, durch die kurzen Arbeitszeiten hervorgerufen 
wurde. Im Gegenteil, Untersuchungen haben ergeben (ich 
habe das in meinem Votum erwähnt), dass durch die 
Arbeitszeitreduktion Arbeitsplätze geschaffen wurden. 
Ich weiss, dass die Sache nicht einfach sein wird; aber 
einmal ist auch in der reichen Schweiz der Schritt zu tun: 
Man muss mit der Arbeitszeit etwas zurückgehen und vor 
allem die grossen Diskrepanzen ausmerzen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je contemple Ja pendule: 
je tächerai d'etre bref et de contribuer ainsi a diminuer Ja 
duree de travail des conseillers aux Etats, sans recourir a 
)'initiative populaire. 
J'almerais vous dire qu·une societe en progres doit amena­
ger constamment Ja condition des travailleurs. Elle doit 
donner toute sa dignite au travail et aux travailleurs, et eile 
dolt donner son sens social au travail et a l'engagement 
professionnel du travailleur. Sur ce point, jene saurais que 
partager l'avis qu'a exprlme M. Weber. D'ailleurs, je suis 
legerement surpris que dans les considerants qui appuient 
!'initiative, ce caractere social et prlmordial des choses soit 
apparemment moins prls en campte que l'aspect strlcte­
ment economique. Nous sommes donc sur Ja meme lon­
gueur d'onde, Monsieur Weber. 
Les composantes du travail, c'est l'interet intrinseque de ce 
travail, c'est l'ambiance dans laquelle il s'accomplit, c'est Ja 
remuneration du travail, ce sont les conditions sociales et 
les assurances, les conditions de Ja prevoyance, c'est l'äge 
de la retraite, c'est Ja duree des vacances, c'est l'amenage­
ment du temps de travail, ce qui est autre chose que Ja duree 
du travail. Cet amenagement si important et qui doit ätre 
con9u d 'une maniere de plus en plus flexible. Le cas particu­
lier du tourlsme et de l'hötellerie qu'evoquait M. Cavelty tout 
a !'heure en est un exemple. Enfin, la condition des travail­
leurs c'est aussi, bien sur, Ja duree du travail. 
C'est un ensemble qu'il faut toujours considerer en tant que 
tel et Ja duree du travail n'est que l'un des aspects, l'une des 
composantes de cet ensemble. C'est meme, dans !'ordre de 
preoccupations des travailleurs, Ja cinquieme des preoccu­
pations. Une enquete l'a r~mment montre, ce qui ne 
signifie nullement que l'on ne doive se preoccuper des 
quatre premieres. Mais je veux dire que chaque fois que l'on 
traite l'une ou l'autre de ces donnees, cela entraine inevita­
blement des consequences sur l'ensemble de cette condl­
tion du travail. lci, en traitant plus partlculierement de Ja 
duree du travail, on ne peut pas s'empecher de mesurer les 
consequences que Ja variation de cette duree pourrait avoir 
dans d'autres domaines. 
La tendance de ce siecle est evidemment a Ja reduction de Ja 
duree du travail, pour compenser Ja charge psychique qu'il 
engendre, pour s'ouvrlr a des loisirs indispensables a l'epa­
nouissement et a l'harmonie de toute vie humaine, pour 
profiter, du cöte des travailleurs aussi, de l'augmentatlon de 
Ja productivite quasi ininterrompue que l'on a pu enregistrer 
dans tous les domaines. Le Conseil federal, vous Je savez, 
Monsieur Weber, et je Je confirme, ne peut qu'enregistrer 
avec satisfaction cette tendance generale. Elle est legitime 
et il salue de telles reductions. II soutient les revendications 
qui visent a reduire Ja duree du travail lorsque celles-ci 
s'lnspirent d'un besoin de protection des travailleurs et 
lorsqu'elles sont compatlbles precisement avec les autres 
aspects des conditions du travail et, en particulier, avec un 
certaln succes economique. 
Le Conseil federal est tellement convaincu de cette neces-
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site qu'il examine actuellement, dans le cadre de la revision 
de la loi sur Je travall, comment il est possible d'abaisser le 
plafond de la duree du travail hebdomadaire et de compri­
mer les horaires des personnes travaillant de nuit. Nous 
sommes alors largement d'accord quant au but, mais pas 
quant aux moyens, car nous pensons que l'evolution a 
laquelle je fals allusion et qui doit se poursuivre, doit avoir 
lieu a l'echelon des partenaires sociaux et non pas par le 
truchement d'un outil constitutionnel. Seule Ja negociation 
entre partenaires sociaux pennet d'elaborer ces solutions 
differenciees qui sont adaptees aux besoins specifiques des 
entreprises, des branches economiques, des secteurs et des 
regions. 
lnscrlre dans la constltutlon une reduction, qui anticiperait 
sur l'evolution et prendrait des proportions importantes 
pour certaines categories d'etablissements au point de 
devenir economiquement indigeste (dans les delais qui sont 
envisages ici dans certains secteurs), aurait pour inconve­
nient, au plus long terme, de priver les partenaires sociaux 
d'une large autonomie en matiere de discussion sociale, et 
cette autonomie est necessaire. Elle ne perrnettrait plus Ja 
large discussion de la duree du travail et, par voie de 
consequence, la large dlscussion des autres conditions du 
travail. 
C'est cette question de methode, essentiellement, qui nous 
oppose et c'est parce que nous voyons, dans la proposition 
qui nous est faite par !'initiative, une atteinte a l'esprit de nos 
institutions si solidement installees dans Ja negociatlon 
sociale depuis tant et tant d'annees, que nous preferons 
continuer dans Ja meme voie et que nous preferons, a la 
methode forte et decidement monolithique de la modifica­
tion de Ja constitution, celle des accords constamment et 
äprement negocies, mais qui perrnettent de prendre en 
compte la diversite de nos conditions et, surtout, de se livrer 
chaque fois a l'examen complet, pas seulement de teile ou 
teile partle de Ja condition du travailleur, mais de l'ensemble 
de Ja condition du travailleur. 
Pour ces questlons de principe, il est apparu au Conseil 
federal, puis a la nette majorite de votre commission, qu'il 
convenait de rejeter !'initiative, d'en recommander le rejet au 
peuple et, pour une fois- soyons-en bien heureux- d'eviter 
de forger une espece de contre-projet a cette initiative. Nous 
pensons etre plus nets et plus clairs en disant non et dans Je 
meme temps ou nous disons non a la methode, nous disons 
oui, bien entendu, a cette tendance generale qui va vers une 
amelioration des conditions de travail dans l'ensemble et, en 
particulier, vers une possibilite de redulre la duree du travail. 

Eintreten ist obligatorisch 
L'entree en matlere est acquise de plein droit 

Detailberatung - Dlscussion par artlcles 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Komrplssion 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Weber, Bührer) 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinitiative anzunehmen. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
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Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Weber, Bührer) 
L'Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons d'accepter !'initiative. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
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Beschluss des Ständerates vom 8. Oktober 1987 
Decislon du Conseil des Etats du 8 octobre 1987 

Al/gemeine Aussprache - Discussion generale 

Präsident: Das Eintreten auf die Vorlage ist obligatorisch. 
Es findet eine allgemeine Debatte statt. Ich beabsichtige, 
nach den Kommissionssprechern dem Vertreter der Minder­
heit das Wort zu geben, so dass Sie im Rahmen dieser 
Debatte auch über den Antrag zu Artikel 2 diskutieren 
können. 

Allasch, Berichterstatter: Im August 1984 hat der Schweize­
rische Gewerkschaftsbund die Volksinitiative zur Herabset­
zung der Arbeitszeit mit 158 000 gültigen Unterschriften 
eingereicht. Der Bundesrat stellt den Antrag auf Ablehnung 
dieser Volksinitiative ohne Gegenvorschlag. Der Ständerat 
entschied sich in der Herbstsession 1987 mit 32 zu 7 Stim­
men ebenfalls für eine Verwerfung der Initiative. Mit 15 zu 5 
Stimmen beantragt auch eine Mehrheit unserer Kommis­
sion, Volk und Ständen die Verwerfung der Volksinitiative zu 
empfehlen. Eine Minderheit der Kommission, vertreten 
durch Herrn Stappung, beantragt die Annahme der Initiative. 
Die Initiative will mit einem neuen Absatz 3 in Artikel 34ter 
der Bundesverfassung und einem neuen Artikel 19 in den 
Uebergangsbestimmungen eine Herabsetzung der Arbeits­
zeit bei vollem Lohnausgleich erreichen. Sie reiht sich an 
frühere, erfolglose Initiativen mit ähnlicher Stossrichtung 
an. Die früheren Initiativen gingen aber stillschweigend 
davon aus, dass die Arbeitszeit nur bei vollem Lohnaus­
gleich gekürzt werde. Die vorliegende Initiative unterschei­
det sich in diesem Punkt von den früheren dadurch, dass sie 
den Lohnausgleich ausdrücklich vorsieht, dies allerdings 
lediglich in den Uebergangsbestimmungen. Es muss aber 
angenommen werden, dass aus der Sicht der Initianten eine 
blosse Arbeitszeitverkürzung ohne entsprechenden Lohn­
ausgleich generell nicht in Frage kommt. 
Der Bund hat seit dem Jahre 1947 die verfassungsrechtliche 
Kompetenz, Bestimmungen über die Höchstarbeitszeit zu 
erlassen. Dies gestützt auf Artikel 34ter Absatz 1 Buchsta­
be a und b, nach welchen der Bund generelle Vorschriften 
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zum Schutz der Arbeitnehmer sowie über das Verhältnis 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufstellen kann. 
Darin enthalten ist allerdings lediglich die Kompetenz, Vor­
schriften über die Arbeitszeit soweit zu erlassen, als es sich 
dabei um gesundheitspolizeiliche Schutzmassnahmen für 
den Arbeitnehmer handelt. 
Die vorliegende Initiative verfolgt nicht in erster Linie den 
Schutz des Arbeitnehmers, sondern sie verbindet mit der 
verlangten Herabsetzung der Arbeitszeit auch eine neue und 
besondere Zielsetzung. Hauptsächliche Zielsetzung der 
Initiative ist, « •••• den Arbeitnehmern einen gerechten Anteil 
an der durch den technischen Fortschritt erzielten Produkti• 
vitätssteigerung zu sichern und Voraussetzungen für die 
Vollbeschäftigung zu schaffen». 
Die Arbeitszeitverkürzung stellt also nicht den alleinigen 
oder eigentlichen Zweck der Initiative dar. Mit dem neuen 
Artikel 36ter Absatz 3 erhält der Gesetzgeber den Auftrag, 
die Arbeitszeit nicht um ihrer selbst willen zu verkürzen. Die 
Herabsetzung der Arbeitszeit stellt aus der Sicht der Initian­
ten vielmehr ein Mittel dar, die zwei in der neuen Verfas­
sungsbestimmung genannten Ziele, nämlich die gerechte 
Verteilung der durch die Produktivitätssteigerung erzielten 
Gewinne und die Schaffung von Voraussetzungen für die 
Vollbeschäftigung, zu verwirklichen. 
Von diesen grundsätzlichen Verfassungszielen wird dann 
aber in den neuen Uebergangsbestimmungen abgewichen. 
Durch einen neuen Artikel 19 in den Uebergangsbestim­
mungen der Bundesverfassung wird in den ersten zwei 
Absätzen die Herabsetzung der gesetzlichen Höchstarbeits­
zeit bzw. der durchschnittlichen wöchentlichen Höchstar­
beitszeit verlangt. Spätestens ein Jahr nach Annahme der 
Initiative müsse die wöchentliche Arbeitszeit um zwei Stun­
den und in der Folge jedes Jahr um weitere zwei Stunden 
gesenkt werden, bis eine Arbeitszeit von 40 Stunden pro 
Woche· erreicht ist. Diese Arbeitszeitverkürzung darf nach 
Absatz 3 der neuen Uebergangsbestimmungen zudem keine 
Lohneinbusse des Arbeitnehmers zur Folge haben. Gemäss 
Absatz 4 der Uebergangsbestimmungen sollen weitere 
gesetzliche Arbeitszeitverkürzur;igen ausdrücklich vorbehal­
ten bleiben. 
Ein breit angelegtes Vernehmlassungsverfahren hat erge­
ben, dass in der überwiegenden Mehrheit der Stellungnah­
men eine vorbehaltlose Ablehnung der Initiative, also ohne 
Gegenvorschlag, verlangt wird. 
Die Mehrheit der Kommission konnte sich den Ueberlegun­
gen des Bundesrates anschliessen, der die Ablehnung der 
Initiative beantragt. Zum Ausdruck gebracht wurde in den 
Diskussionen, dass man volles Verständnis für das Anliegen 
der Arbeitnehmer habe, an der in der Wirtschaft erzielten 
Produktivitätssteigerung angemessen zu partizipieren. 
Diese Partizipation erfolgte in den vergangenen Jahren und 
Jahrzehnten jedoch in vielfältiger Weise. Neben der Verkür­
zung der Arbeitszeit ist dabei beispielsweise auch an die 
Erhöhung der realen Löhne, an die Verlängerung der 
Feriendauer und an bessere Sozialleistungen zu denken. 
Die Mehrheit der Kommission kann die Auffassung der 
Initianten nicht teilen, wonach der vergangene und zukünf­
tige Produktivitätszuwachs die Reallohnerhöhungen, 
Arbeitszeitverkürzungen und die übrigen Leistungen zugun­
sten der Arbeitnehmer derart weit übersteigen, dass gene­
relle Arbeitszeitverkürzungen bei gleichbleibenden Löhnen 
ohne volkswirtschaftlich negative Effekte möglich seien. 
Dieses Argument der Befürworter der Initiative übersieht 
zumindest zwei Tatsachen: Zum einen dienen Produktivi­
tätssteigerungen auch dem Zweck, steigende Forschungs­
und Entwicklungsausgaben, Steuerabschreibungen, Zin­
sen, Dividenden und Reservebildungen zu finanzieren. Zum 
zweiten kann die Weitergabe von mehr Produktivität nicht 
generell auf gesamtwirtschaftlicher Ebene erfolgen. In den 
einzelnen Betrieben, Branchen und Regionen herrschen 
derart unterschiedliche Finanz- und andere Strukturen, dass 
nur einzelwirtschaftliche Lösungen angebracht sind. Da der 
befürwortende Standpunkt von Herrn Stappung als Spre­
cher der Kommissionsminderheit vertreten wird, kann ich 
mich nachfolgend auf die hauptsächlichen Argumente 
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beschränken, die für die Kommissionsmehrheit zu einer 
Ablehnung der Initiative führen müssen. 
Die Festlegung der wöchentlichen Arbeitszeit gehört heute 
neben den Sozialleistungen, dem Lohn• und Ferienan­
spruch zu den wichtigsten Bestandteilen der einzel- und 
gesamtarbeitsvertraglichen Abmachungen. Durch eine Her­
absetzung der Arbeitszeit über Verfassungsbestimmungen 
würde ein wesentlicher Bestandteil des Arbeitsverhältnisses 
den sozialpartnerschaftlichen Verhandlungen und Regelun­
gen entzogen. Die Kommissionsmehrheit lehnt diesen Ein­
griff in die Vertragsautonomie der Sozialpartner, die damit 
einhergehende Ausserkraftsetzung des Subsidiaritätsprin­
zips sowie die Abkehr vom Arbeitnehmerschutz-Gedanken 
im Bereich der gesetzlichen Arbeitszeitregelung entschie­
den ab. 
Gefordert ist heute und in Zukunft eine flexible Weitergabe 
von Produktivitätsfortschritten. Eine durch Verfassung und 
Gesetz diktierte Arbeitszeitreduktion müsste diese notwen­
dige Flexibilität und damit auch die Wettbewerbsfähigkeit 
schwächen. 
Die einzelarbeitsvertragliche und sozialpartnerschaftliche 
Autonomie dagegen bietet Gewähr dafür, dass Produktivi­
tätsgewinne zum einen nicht verteilt werden, bevor sie erar­
beitet sind, zum anderen bleibt dadurch aber auch die 
Chance erhalten, neue Formen der Arbeitszeitverkürzung -
wie längere Ferien, längere Ausbildung oder früherer Ruhe­
stand - flexibel und entsprechend den Wünschen der 
Arbeitnehmer, bzw. den Möglichkeiten der Arbeitgeber, zu 
realisieren. 
Die von den Initianten angestrebte und auch von uns 
geprüfte Verbesserung der allgemeinen Lebensqualität lässt 
sich nicht über ein Gesetzesdiktat bei der Wochenarbeitszeit 
erreichen. Gefordert sind vielmehr massgeschneiderte 
Lösungen auf der Stufe des Gesamt- und Einzelarbeitsver­
trags, denn nur so kann den unterschiedlichen individuellen 
und kollektiven Bedürfnissen entsprochen werden. Es darf 
an dieser Stelle sicher auch darauf hingewiesen werden, 
dass auf dem bisherigen sozial partnerschaftlichen Weg und 
entsprechend dem wirtschaftlich Verkraftbaren und von den 
Vertragspartnern Erwünschten eine kontinuierliche Herab­
setzung der Arbeitszeit realisiert wurde. Der Vorzug des 
bisher praktizierten Weges besteht u. a. darin, dass individu­
elle, sektorielle und regionale Arbeitszeitbedürfnisse 
berücksichtigt werden konnten, was durch die Initiative ver­
unmöglicht, zumindest aber stark erschwert würde. 
Die Initiative trägt insbesondere den regional sehr unter­
schiedlichen Bedürfnissen und Möglichkeiten unserer Wirt­
schaft viel zu wenig Rechnung. Eine minimale Flexibilität bei 
der Festlegung der Arbeitszeit bildet besonders für die 
Klein- und Mittelbetriebe sowie für die Randregionen und 
die Berggebiete eine vorrangige Notwendigkeit. Die Witte­
rungsverhältnisse und der saisonal sehr unterschiedliche 
Arbeitsanfall in diesen Regionen erfordern zwingend eine 
gewisse Flexibilität bei der Wochenarbeitszeit. Ist diese 
nicht gegeben, wäre dies mit einer enormen Verringerung 
der Konkurrenzfähigkeit und zusätzlichen Problemen bei 
der Personalrekrutierung verbunden. Dies trifft namentlich 
auf das Gastgewerbe zu, welches von den Folgen der Initia­
tive in besonderem Masse betroffen wäre. Berechnungen 
haben ergeben, dass eine Stunde Arbeitszeitverkürzung 
Lohnmehrkosten von etwa 2,8 Prozent bewirken würde. In 
einem gastgewerblichen Betrieb mit einer Wochenarbeits• 
zeit von heute durchschnittlich vielleicht etwa 45 Stunden 
ergäbe dies ei"ne Lohnkostenteuerung von etwa 14 Prozent. 
Für die Hotellerie,· die heute in einem weltweiten Konkur­
renzkampf zu bestehen hat, hätte die Initiative darum in 
jedem Fall eine kostenbedingte Verschlechterung der Kon­
kurrenzfähigkeit zur Folge. Dies aber kann weder im Inter­
esse der Arbeitnehmer noch der gesamten Volkswirtschaft 
sein. 
Die Zielsetzung der Initianten, wonach mit der Arbeitszeit­
verkürzung die Voraussetzungen für die Vollbeschäftigung 
geschaffen werden sollen, müsste sich darum in einzelnen 
Betrieben, Branchen und Regionen ins Gegenteil verkehren. 
Die Vorstellung, der bestehende Arbeitskuchen Hesse sich 
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durch eine generelle Arbeitszeitverkürzung auf mehr Köche 
verteilen, beruht auf einer fundamentalen Fehlannahme. Die 
These, die Beschäftigtenzahl durch eine generelle Arbeits­
zeitverkürung zu erhöhen, entspricht einem rein statischen 
Denken im Sinne einer Verteilung eines feststehenden Auf­
tragsvolumens. 
Gerade in Klein- und Mittelbetrieben, aber auch bei den 
individualisierten Arbeitsabläufen in der Industrie und den 
Dienstleistungsbranchen, können Arbeitsstellen aber nicht 
einfach vermehrt werden. Kommt im heutigen Arbeitsmarkt 
noch hinzu, dass die für die entsprechende Arbeit qualifi­
zierten Arbeitskräfte oft gar nicht vorhanden sind. 
Besonders in exportorientierten Wirtschaftszweigen - dazu 
fällt auch das Gastgewerbe in den Saisongebieten - erhöht 
eine durch den Gesetzgeber verlangte Reduktion der 
Arbeitszeit mit entsprechender Kqstensteigerung und der 
damit verbundenen Verringerung der Konkurrenzfähigkeit 
die Gefahr von Betriebsschliessungen. Für verschiedene 
Branchen - auch hier könnte das Gastgewerbe als Beispiel 
dienen - wäre zudem zu fragen, ob eine Arbeitszeitreduk­
tion mit der Zielsetzung der Initiative überhaupt zu vereinba­
ren ist. Verlangt wird die Herabsetzung der Arbeitszeit doch 
u. a mit dem Ziel, den Arb.eitnehmern einen gerechten 
Anteil an der durch den technischen Fortschritt erzielten 
Produktivitätssteigerung zu sichern. In sehr vielen Branchen 
- beispielsweise eben im Gastgewerbe - kann der techni­
sche Fortschritt nämlich keinen nennenswerten Beitrag an 
eine Produktivitätssteigerung leisten, wenn dort überhaupt 
von einer Produktivitätssteigerung gesprochen werden 
kann. Die unterschiedlichen Verhältnisse in den Betrieben, 
Branchen und Regionen sprechen demnach gegen eine 
generelle Arbeitszeitreduktion bei vollem Lohnausgleich. 
Hinzuweisen ist zudem noch auf den Widerspruch in der 
Zielrichtung zwischen dem von den Initianten geforderten 
neuen Absatz 3 in Artikel 34 der Bundesverfassung einer­
seits und Artikel 19 der Uebergangsbestimmungen anderer­
seits. 
Während in Artikel 34ter Absatz 3 die Herabsetzung der 
Wochenarbeitszeit mit dem Ziel verlangt wird, die Arbeitneh­
mer an der Produktivitätssteigerung partizipieren zu lassen 
und die Vollbeschäftigung zu sichern, wird in den Ueber­
gangsbestimmungen zwingend eine Herabsetzung der 
WoGhenarbeitszeit auf 40 Stunden ohne Berücksichtigung 
dieser Zielsetzung gefordert. Mit anderen Worten, die 
Arbeitszeitreduktion ist ohne Rücksichtnahme auf die wirt­
schaftlichen Möglichkeiten und die Verhältnisse am Arbeits­
markt über die Gesetzgebung durchzusetzen. Die einen 
Betriebe werden diese verkraften, andere leider nicht, mit 
allen sozialen, wirtschaftlichen und regionalpolitischen 
Folgen. 
Verlangt wird in Absatz 4 von Artikel 19 der Uebergangsbe­
stlmmungen sogar noch eine weitere, gesetzliche und gene­
relle Arbeitszeitverkürzung, was bedeutet, dass der Gesetz­
geber auch eine Wochenarbeitszeit von weniger als 40 Stun­
den beschliessen könnte. 
Angesichts der aufgeführten wirtschaftlichen, sozialen, 
arbeitsmarktlichen und arbeitsrechtlichen Gründe bean­
trage ich Ihnen namens der Kommissionsmehrheit die Ver­
werfung der Initiative sowle die Ablehnung des Minderheits­
antrages. 

M. Frlderlcl, rapporteur: L'initiative populaire pour une 
reduction de la duree hebdomadaire du travail a ete depo­
see le 23 aoüt 1984 aupres de la Chancellerie federale par 
l'Union syndicale suisse. Par decision du 26 septembre, la 
Chancellerie federale a constate que !'initiative avait formel­
lement abouti, 158 549 signatures valables ayant ete recueil­
lies. L'objectif de !'Union syndicale suisse, en deposant son 
initiative pour la reduction de la duree du travail est de faire 
beneficier tous les travailleurs de l'accroissement de la 
productivite lie en general au progres tec_hnique. La com­
mission pense en toute bonne foi que tous les membres de 
ce Parlament approuvent cet objectlf et qu'aucun d'entre 
nous ne denie aux travailleurs le droit de participer, sous 
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une forme ou sous une autre, a. cette augmentation de la 
productivite. 
De nombreux et recents exempfes nous prouvent, malheu­
reusement, que l'equilibre economique est exträmement 
fragile et qu'une adaptation trop brutale de nos structures 
peut conduire a. ce qu'il est convenu d'appeler, avec une 
certaine pudeur, des restructurations, ce terme cachant mal 
un fot de licenciements, de cas sociaux et de drames fami­
liaux souvent difficiles a. apprehender. 
Notre pays a beneficie depuis plus d'un demi-siecfe de 
conditions de travaif exceptionnefles, creant les bases d'une 
prosperite qui a profite a. tous, employeurs et employes. 
Cette stabilite, cette croissance presque continue, nous las 
devons a. la paix du travail, au regime des conventions 
collectives et a ia concertation entre partenaires sociaux. 
Sur le fond, la participation a. l'augmentation de la producti­
vlte qui est a. la base de cette initiatve est un objectif louable 
qui peut ätre atteint de plusieurs manieres. L'une d'entre 
alles est la reduction du temps de travail. 
L'Union syndicale suisse postule qua le progres technique 
est general et egalement reparti sur l'ensemble de l'econo­
mie suisse, qua chaque secteur de production en rec;;oit 
quelqu~ miettes. Ce n'est, malheusement, pas le cas. Nous 
assistons tous las jours aux profondes mutations qui boule­
versent le monde economique, le monde industrlel en parti­
culier. Les secteurs las plus prosperes de notre industrie 
dans les annees 50, qui ont pu accorder las conditions de 
travail et las prestatlons sociales les plus avancees de l'epo­
que sont tres souvent, helas, passes par des restructurations 
massives, sans parler des entreprlses qul ont disparu. 
Pour l'avenir, il n'y a pas lieu de peindre le diable sur la 
muraille mais nous pouvons neanmoins affirmer que notre 
systeme de concertation a generalement bien fonctionne, 
en· souplesse, sans trop de fausses notes. Las elements 
moteurs donnent le ton, las autres suivent a distance plus ou 
moins grande selon leur capacite financiere et les lois du 
marche de l'emploi. 
Est-ce vraiment le moment de tout remettre en question? 
II est a la mode aujourd'hui de prächer le droit a la difference 
dans les domaines de la vie privee et de la via sociale. 
Pourquoi ne pas concevoir un droit a la dlfference dans la 
via corporative et regionale. En inscrlvant dans la Constitu-· 
tlon federale, a l'article 34ter, 3me alinea une duree limite du 
travail hebdomadaire, on enleve aux conventions collectives 
une part importante de leur raison d'ätre, on prive las 
secteurs economiques, toutes parties confondues, de leur 
capacite de choix et de reaction envers des elements exte­
rleurs. Les conditions de travail sont fondamentalement 
differentes entre un bucheron de !'Oberland bernois, un 
metallurgiste schaffhousois ou un employe de banque gene­
vois. II n'est pas possible de fac;;onner dans un mäme moule 
leur emploi du temps. 
Les echeances qui attendent notre pays, alors que le marche 
unique europeen s'edifie chaque jour, necessite une grande 
capacite d'adaptation. L'lnitiative de !'Union syndicale 
suisse dans sa forme constitutionnefle rigide, est dange­
reuse pour notre economie. L'inscription de ce nouvel arti­
cte 34ter dans la Constitution federale priverait des secteurs 
economiques importants de cette capacite d'adaptation que 
lui conferent las conventions coflectives de travail. Certains 
secteurs de l'activite economique n'ont pas beneficie au 
cours de ces dernieres annees d'une augmentation de la 
productivite, ceci pour plusieurs raisons: difficultes d'adap­
tation du poste de travail aux nouvelles techniques de pro­
duction, fluctuatlons salsonnieres accrues par une gestion 
informatisee des stocks ou par l'introduction de techniques 
de «juste a temps» de la part de leur clientele, soumission 
aux caprlces de la meteo, etc. 
D'autres branches economiques ont heureusement cons­
tate une augmentation de teur productivite. II ne faut cepen­
dant pas ätre obnublle par ce seul facteur. En effet, l'aug­
mentation de la productivite ne correspond pas forcement a. 
une augmentation des profits. Elle est souvent le saut moyen 
de compenser une diminution de la rentabilite due a. la tres 
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forte concurrence des produits an provenance de pays a 
monnaie faible. II y a lieu d'examiner les conditions du 
marche dans son ensemble, soupeser les gains de producti­
vite et les pertes de rentabilite, avant de prendre une mesure 
aussi schematique que l'abaissement de la duree hebdoma­
daire du travail. Cette disposition ne peut donc ätre prise 
pour l'ensemble du monde economique car les condltions 
ne sont souvent pas les mämes·dans les differents secteurs 
et dans las differentes regions. II y a plusieurs moyens de 
participer a. l'augmentation de la productivite et la duree 
hebdomadaire ne represente qu'une solution de cette parti­
cipation. 
Dans le monde international du travail, las statistiques man­
quent pour comparer efflcacement les conditions propres a. 
chaque pays. La duree hebdomadaire du travail n'est pas le 
denominateur commun. De plus en plus, on parle de la 
duree annuelle du travail effectif. II faut bien reconnaitre que 
si nous ne nous trouvons pas dans le peloton de queue en 
cette matiere, nous sommes en premiere ligne en ce qui 
concerne le niveau de via par täte d'habitant. Nous pouvons 
donc apprehender les gains de participation a. cette aug­
mentation de la productivite de plusieurs manieres: - ame­
nagement du temps. de travail, la duree hebdomadaire, les 
vacances, la retraite, - l'amenagement du poste de travail, 
les reduction des nuisances, la diminution de l'effort physl­
que, l'ergonomie, -amenagement des conditions salariales, 
remuneration du travail, augmentation des prestations 
sociales participation au benefice, -amenagement de l'envi­
ronnement, l'ambiance de travail, la formation continue, las 
espoirs d'avancement, centres de detente, de vacances etc. 
Vous conviendrez donc qua la duree hebdomadaire du 
temps de travail n'est pas - et de loin - le seul moyen de 
participer aux gains de productivite. Les employes ne s'y 
trompent d'ailleurs pas puisque la duree de travail vient 
entre le cinquieme et le septieme rang de leurs preoccupa­
tions. 
Notre commission, dans sa majorite, a estime qua nous ne 
devions pas bouleverser notre mode de concertatlon actuel 
entre partenaires sociaux et qua nous ne devions pas suivre 
les auteurs de !'initiative dans leurs conclusions. Par une 
majorlte de 15 voix contre 5 alle vous propose de rejeter 
!'initiative de !'Union syndicale suisse. Une minorite dont le 
porte-parole est M. Stappung vous proposera d'accepter 
cette initiative. N'oublions pas qua si la Suisse est actuelle­
ment une ile au centre de l'Europe, mais aussi une ile de 
travail au centre d'un ocean de chömage, nous sommes 
egalement sur une ile pour notre niveau de via. Or celui-ci 
depend pour un franc sur deux de notre commerce exte­
rleur. En diminuant la duree du travail hebdomadalre sans 
dimlnution du revenu salarial correspondant, nous rencherl• 
rons nos exportations dans le concert de la concurrence 
internationale. En tendance generale depuis quarante ans, 
la Suisse prospere au centre de !'Europa comme un corps 
plus ou moins etranger au monde qui l'entoure. L'agricul­
teur fournit des produits qui lui sont payes a des prlx 
suisses, l'lndustriel s'adapte au marche car ses produits 
sont ·recherches pour leur qualite, le prestataire de service 
s'appuie sur un marche Interieuren expansion constante, 
l'employe et le fonctionnalre profitent de la prosperite gene­
rale. 
Autour de nous cependant le monde change. L'automatlon 
a permis a nos concurrents de rattrapper leur retard an 
matiere de qualite des produits industrlels. Las negociations 
internationales prennent an compte simultanement et non 
plus separement l'agriculture et l'industrie. L'ouverture de 
nouveaux marches a nos prestataires de service presuppose 
des concessions a leurs concurrents etrangers sur le 
marche Interieur. Toute rlgldlfication de notre systeme 
contractuei pourralt devenir, plus töt qu'on ne le pense, un 
handicap serieux pour notre Industrie d'exportation. 
II y a donc tout lieu de rester fidele a notre systeme eprouve 
depuis clnquante ans que nous connaissons la paix du 
travail, systeme base sur la concertatlon entre partenaires 
d'une mäme branche industrielle, d'une mäme region, sys-
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tarne souple qui fait appel au bon sens de chacun et permet 
d'apprehender chaque situation separement, en tenant 
compte de tous les parametres. · 
Certains releveront que la repartition du travail serait meil­
leure si nous en diminuions la duree hebdomadaire. II faut 
en toutes choses savoir raison garder. En Suisse le ch0-
mage n'est pas endemique, mais structurel. Son taux est 
d'ailleurs insignifiant. Au contraire, ce taux est beaucoup 
plus eleve chez nos voisins qui connaissent une duree de 
travail hebdomadaire moindre. Cet argument tendrait donc 
a prouver que plus la duree du travail est longue, plus les 
conditlons du plein emploi sont remplies. 
En dernier lieu, nous tenons a soufigner que les gains de 
productivite doivent egalement servir a financer les investis­
sements indispenshbles a la survie de l'entreprise et a la 
recherche, garante de sa perennite dans le peloton de täte 
industriel. SI l'on passe sous silence ces deux utilisatlons 
des galns de productivite et qu'on las occulte, nous ris­
quons, dans les annees a venir, de n'avoir a partager que le 
ch0mage et les licenciements collectifs. 
En conclusion, la: majorite de la commlssion vous invlte a 
suivre le Conseil federal et a voter l'am)te federal concer­
nant !'initiative populaire pour une reduction ~e la duree du 
travail tel qua presente, sans lui opposer de contre-projet. 
Je profite de cette occasion pour signlfier que le groupe 
liberal vous propose egalement de rejeter !'initiative selon 
las propositlons du Conseil federal, sans lui opposer de 
contre-projet. 

Stappung, Sprecher der Minderheit: Es brauchte schon 
immer den Kampf der Lohnabhängigen und ihrer Gewerk­
schaften, bis jeweils die Arbeitszeit wieder ein wenig redu­
ziert werden konnte. 1920 trat die gesetzliche 48-Stunden­
Woche in Kraft. 1985 lag die durchschnittliche Arbeitszeit In 
der Schweiz bei 43,4 Stunden. In 65 Jahren nahm somit die 
Arbeitszeit um etwa 4,5 Stunden ab. Das sind Im Durch­
schnitt pro Jahr 4, 15 Minuten. Bescheidener geht es tat­
sächlich nicht mehr in einem so reichen Staat! 
Von Unternehmerseite wird heute wie vor hundert oder vor 
sechzig Jahren immer noch mit den gleichen Argumenten, 
mit dem wirtschaftlichen Ruin bzw. mit der schwindenden 
Konkurrenzfähigkeit gegen diese Arbeitszeitverkürzung 
gefochten. Die Geschichte beweist aber das Gegenteil. Der 
Profit ist trotz kürzerer Arbeitszeit kontinuierlich massiv 
angestiegen. In der Vergangenheit wies die Schweiz eine 
rasche Steigerung der Produktivität auf. Unter Berücksichti­
gung einiger schwieriger Jahre nach 1973 ergab sich von 
1961 bis 1980 ein stattlicher Zuwachs der Wirtschaftskraft 
und der Leistung pro Beschäftigten. Während diesem Zeit­
abschnitt stieg die Produktivität im Durchschnitt um 
2,33 Prozent pro Jahr. Dagegen betrug die Senkung der 
Arbeitszeit jährlich nur 0,22 Prozent. Dieses Bild wird in den 
Folgejahren noch verschärft. Ab 1980 sind die Reallöhne der 
Arbeitnehmer nicht im Rhythmus des Produktivitätszuwach­
ses gestiegen. Die Arbeitszeit ist bei weitem nicht im selben 
Ausmass verkürzt worden. Bis 1995 wird eine weiterge­
hende Produktivitätszunahme zwischen 1,8 und 2,5 Prozent 
jährlich vorausgesagt. Die Prognosen zum Produktivitätszu­
wachs haben ein hohes Mass an Wahrscheinlichkeit. Der 
technische Fortschritt wird aufgrund neuer Basistechniken 
beschleunigt und damit als dynamischer Faktor noch stär­
ker in Erscheinung treten. Unter Wahrung der Konkurrenz­
fähigkeit und bei gleichbleibendem Realeinkommen sind 
beträchtliche Spielräume für eine Verkürzung der Arbeits­
zeit vorhanden. Aber schauen wir doch auch die Situation 
im Ausland an: 
Im Vergleich zu anderen hochindustrialisierten Ländern hat 
die Schweiz eine viel längere Arbeitszeit. Selbst dort, wo das 
Gesetz noch höhere wöchentliche Arbeitszeiten kennt, sind 
die vertraglichen Arbeitszeiten praktisch überall auf vierzig 
oder weniger Stunden festgelegt. Ich erwähne einige Bei­
spiele: Oesterreich: im Gesetz 40 Stunden, praktisch aber 37 
bis 40 Stunden; Belgien: im Gesetz 40, vertraglich 36 bis 40 
Stunden; in Frankreich wird zwischen 35 bis 39 Stunden, in 
Grossbritannien ebenfalls 35 bis 40 Stunden gearbeitet. 
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Deutschland, Holland, Irland und Italien haben im Gesetz 
noch 48 Stunden, nach Vertrag wird aber 40 oder weniger 
Stunden gearbeitet. Der Hinweis des Bundesrates auf die 
Schwellenländer -wir seien nur konkurrenzfähig, wenn wir 
möglichst lange arbeiten - ist abwegig. Dann müssten wir ja 
gegen 60 Stunden arbeiten und möglichst arbeitsintensive 
Produkte herstellen. Wir wollen doch nicht nochmals einen 
extensiven Wirtschaftsapparat aufbauen und die gleichen 
Fehler wie in den sechziger Jahren wiederholen! 
Wenn wir die europäischen Industrieländer mit der Schweiz 
vergleichen, stimmt bei uns einiges nicht. Gemäss einer 
Untersuchung der Stiftung Europäisches Management­
forum liegt die Schweiz punkto wirtschaftlicher Konkurrenz­
fähigkeit auf europäischer Ebene an der Spitze. Weltweit 
liegt sie nach Japan und den USA an dritter Stelle. Das 
Argument, eine Arbeitszeitverkürzung sei aus Konkurrenz­
gründen nicht realisierbar, ist nichts anderes als Zweckpes­
simismus von Unternehmerseite. Wir haben seit über einem 
Jahrzehnt 45 Wochenstunden im Gesetz. Gearbeitet wird 
aber bis zu 50 Stunden, in gewissen Berufen - nur wegen 
längst überholter Verordnungsbestimmungen - bis zu 60 
Stunden oder mehr! Vor diesem Hintergrund tönt es heuch­
lerisch, wenn der Bundesrat in seiner Botschaft auf die 
sozialpartnerschaftliche Autonomie, die - wie er schreibt -
immer mit grosser Verantwortung wahrgenommen wurde, 
hinweist. Es ist die alte Platte, die im Zusammenhang mit 
dieser Initiative des Gewerkschaftsbundes wieder aufgelegt 
wird. Dem Gewerkschaftsbund Ist die Situation bestens 
bekannt. Es sind die ihm angeschlossenen Gewerkschafter, 
die diese Initiative befürworten und beschlossen haben, also 
der eine Teil der sogenannten Sozialpartner. Es gibt wohl 
Gruppenabsprachen, die die 40-Stunden-Woche festlegen. 
Es•gibt aber auch Branchen, wo sich Unternehmer respek­
tive ihre Dachorganisationen standhaft weigern, in den 
Gesamtarbeitsverträgen die Arbeitszeit zu reduzieren. Dann 
haben wir noch die vielen Branchen und Unternehmer, die 
für ihren Bereich einen Gesamtarbeitsvertrag rundweg 
ablehnen, so dass die sogenannten Sozialpartner mit ihren 
Verträgen nur ungefähr die Hälfte der Arbeitnehmer erfas­
sen können. Die andere Hälfte aber bleibt ungeschützt. 
Und ein weiteres: Im Gegensatz zu unserem Bundesrat 
würdigen Regierungen anderer Staaten auch die Argu­
mente, die für eine Arbeitszeitverkürzung sprechen! 
In seiner 1982 erschienenen Broschüre «Besondere Formen 
der Arbeitszeit» hat das Biga auf die unmögliche Arbeitszeit­
situation, die wir immer noch haben, hingewiesen. Der Bun­
desrat ist jedoch nie aktiv geworden. Ihm ist es -offenbar 
gleichgültig, ob ein Teil der Lohnabhängigen 40 Stunden 
und ein anderer Teil 50 und mehr Stunden arbeiten, wie zum 
Beispiel im Gastgewerbe zu den tiefsten Löhnen. Für 
sozialpartnerschaftliche Absprachen besteht auch unter 40 
Stunden genügend Spielraum. 
Mit der Annahme der Initiative wird nichts überstürzt. Dank 
der Uebergangsbestimmung haben die Nachzügler genü­
gend Zeit, die Arbeitszeit schrittweise auf 40 Stunden zu 
verkürzen. Was die Initiative verlangt, ist wirtschaftlich trag­
bar und beschäftigungspolltisch notwendig. Aufgrund der 
verfügbaren Daten ist die schweizerische Wirtschaft zweifel­
los in der Lage, die geforderte Arbeitszeitverkürzung unter 
Wahrung ihrer Konkurrenzfähigkeit zu verkraften. Der durch 
Produktionssteigerung geschaffene Spielraum wird durch 
die Einführung der 40-Stunden-Woche mit vollem Lohnaus­
gleich bei weitem nicht ausgeschöpft. Aus Beschäftigungs­
gründen sollten die Produktivitätsgewinne vermehrt in Form 
von Arbeitszeitverkürzungen den Beschäftigten zugute 
kommen. 
Das Volksbegehren des Schweizerischen Gewerkschafts­
bundes ist zeitgemäss. Namens der Kommissionsminderheit 
beantrage ich Ihnen, im Gegensatz zu Bundesrat und Kom­
missionsmehrheit, Volk und Ständen die Annahme der 
Initiative zu empfehlen. 

Basler: Die Fraktion der SVP lehnt diese Initiative aus den 
gleichen Gründen ab, wie der Bundesrat (gemäss Botschaft) 
und die Kommissionssprecher. 
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Ich setze mich hier nur noch mit dem behaupteten Ziel der 
Initiative auseinander, sie schaffe auch Voraussetzungen für 
eine Vollbeschäftigung. Kollege Stappung, wer dazu einen 
Beitrag leisten will, der müsste auch bereit sein, die Lohn­
kosten mit den Unbeschäftigten zu teilen, nicht nur die 
vorhandene Arbeit; denn in der rohstoffarmen Schweiz ste­
hen wir mit unseren Leistungen im internationalen Wettbe­
werb, und diese Leistungen bestehen aus Arbeit. Wir liegen 
zwar zugegebenermassen hoch bezüglich der Arbeitszeit. 
Wir sind aber noch eine ausgeprägtere Insel bezüglich 
Lohnkosten. Diese bestehen nicht nur aus den ausbezahlten 
Löhnen, sondern auch aus den Sozialleistungen und Beiträ­
gen, die von der Arbeitgeberseite zu entrichten sind und 
allzu vielen unbekannt bleiben. 
Wollen Sie einen Handwerker für Reparaturen im Stunden­
lohn? Er reisst sich nicht um die Arbeit, wiewohl er 60 
Franken pro Stunde verrechnen muss, und das ist etwa der 
Durchschnitt unseres schweizerischen Betriebsaufwandes 
für eine Arbeitsstunde. 60 Franken pro Stunde, d. h. also pro 
Minute 1 Franken. 
Die Erzeugnisse unserer Arbeit in der Welt abzusetzen wird 
daher für einzelne Zweige unserer Wirtschaft zusehends 
schwieriger. Man darf dabei nicht immer dem Dollarkurs 
und damit indirekt der Nationalbank die Schuld zuschieben. 
Der Wettbewerb wird am Produkt aus Betriebsaufwand mal 
Wechselkurs entschieden. Wenn aber der Zeitaufwand 60 
Franken pro Stunde beträgt, so ist das bei gutem Dollarkurs 
40 Dollar pro Stunde. Wenn Sie daher in unserem Lande 40 
Stunden pro Woche anstelle der 42 1/2 bei ungekürztem 
Lohneinkommen vorschreiben, so ist das, etwa für die Tex­
tilfabrik Honegger AG im Zürcher Oberland, gleichbedeu­
tend, wie wenn sie mit einem Betriebsaufwand von 421/2 
Dollars je Stunde kalkulieren und mit asiatischen Industrie­
staaten konkurrenzieren müssten. Daraus ist ersichtlich, 
dass Arbeitszeitverkürzungen bei gleichem Lohn nicht ohne 
Rücksicht auf Betriebe und Branchen Obers ganze Land 
verfügt werden dürfen und insbesondere keine Massnahme 
zur Vollbeschäftigung sind. 
Wir haben noch eine Volksinitiative hängig, welche die 
Arbeitszeit verkürzen will, indem sie das Rentenalter herab­
setzen möchte. Andere Begehren verlangen vorzeitige Pen­
sionierung bei ungekürzten Renten oder-wie gehabt- eine 
Verlängerung der bezahlten Ferien. Solche Globallösungen 
haben alle die Wirkung, dass eine Arbeitsstunde in der 
Schweiz noch teurer wird. Würde diesen Forderungen Ober­
all stattgegeben, so führte das dazu, dass unsere Arbeit 
nicht mehr bezahlt werden könnte, ins Ausland verlagert 
werden müsste oder dass sie wegrationalisiert würde. Das 
schafft wirklich nicht - wie die Initiative behauptet - eine 
Voraussetzung für die Vollbeschäftigung, sondern höch­
stens für den Leistungsstress. 
Das Nein unserer SVP-Fraktlon zu dieser Initiative ist einhel­
lig und klar. 
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auch jene Betätigung, die den meisten Menschen in der 
Gesellschaft eine Funktion zuweist und ihnen zeigt, dass sie 
ein nützliches Glied dieser Gesellschaft sind. Wer in den 
letzten zehn bis fünfzehn Jahren mit Arbeitslosen zu tun 
hatte, bemerkte bald einmal, dass durch diesen Funktions­
verlust für den einzelnen oder für ganze Gruppen oft eines 
der grössten Probleme entstand. Es gibt auch - das hat nie 
ein Gewerkschafter bestritten - das Ziel, dass Arbeit etwas 
sein könnte, worin man Erfüllung finden, sich verwirklichen 
kann. 
Damit meine ich Arbeit, die interessant, sinnvoll, motivie­
rend ist und nicht jene Arbeit, die stark ermüdet, die 
Gesundheit beeinträchtigt, die zu einem Muss wird, zu dem 
man sich täglich zwingen muss. Ich habe noch nicht Ober 
sinnlose Arbeit gesprochen, über Arbdit, bei welcher der 
Arbeitende den Eindruck gewinnen muss, das Ziel seiner 
Arbeit sei nicht das Wohl der Menschen, sondern sie diene 
letztlich dazu, Lebensgrundlagen zerstören zu helfen. 
Wie man Arbeit auch immer begreifen will, wir Gewerkschaf­
ter und Sozialdemokraten haben uns stets auf den Stand­
punkt gestellt: Weil eben Arbeit so wichtig ist, muss sie auf 
alle arbeitswilligen Köpfe und Hände verteilt werden. Aber 
die Arbeit muss auch auf die Generationen verteilt werden. 
Jenen übereifrigen Ungeduldigen unter uns- ich denke vor 
allem an gewisse Wirtschaftskapitäne, die glauben, es 
müsse hier und jetzt noch schnell alles geregelt, beispiels­
weise verbetoniert, werden - müsste man sagen: Es gilt, 
auch künftigen Generationen noch irgend etwas zu überlas­
sen, denn neben dem Moment der Verteilung der Arbeit auf 
alle Arbeitswilligen gibt es auch dasjenige der Verteilung der. 
Arbeit auf die Generationen. Wir dürfen nicht in diese fürch­
terliche Endzeitstimmung verfallen und sagen: Was heute 
nicht geschieht, wird nie mehr gemacht! 
Eigenartigerweise treffen sich diese Konjunkturritter mit den 
Katastrophenpredigern der anderen Seite, die sagen: Die 
Endzeit ist gekommen, alles geht kaputt! Beide arbeiten sich 
wunderbar in die Hände, was politisch mindestens amüsant 
ist 
Mit möglichst wenig fremdbestimmter Arbeit seinen Lebens­
unterhalt bestreiten zu können - das galt und gilt als Fort­
schrittspostulat. Sie kennen unsere drei klassischen Argu­
mente, wie wir Lebensarbeitszeit regeln möchten: Fixierung 
der Wochenarbeitszelt, Reduktion des Rentenalters und 
Ausdehnung der Ferien. Einige von Ihnen haben aus diesen 
drei Postulaten ein wunderbares Karussell gemacht, das 
man immer dreht und bei dem man immer sagen kann: Auf 
der anderen Seite wäre es besser. So hat beispielsweise 
Herr Kollege Allenspach am 22. Juni 1983, als hier Ober die 
Ferienverlängerung geredet wurde, gesagt: «Die Ferienver­
längerung geniesst keineswegs in allen Vertragsgebieten 
erste Priorität. Oft werden eine Verkürzung der Arbeitszeit, 
eine Erhöhung der Löhne oder ein Ausbau der sozialen 
Sicherheit vorgezogen.» Herr Allenspach wird heute sicher 
wieder ans Rednerpult treten - vielleicht mit Herrn Biel und 

Leuenberger-Solothurn: Es wäre bestimmt einfacher, den Herrn Auer - und uns sagen: Klar, Lebensarbeitszeit muss 
Vögeln zu predigen, als hier dem Parlament beizubringen, gelegentlich verkürzt werden, aber kommt nicht mit der 
es könnte jetzt eine Arbeitszeitverkürzung opportun sein. Wochenarbeitszeit, kommt mit den Ferien. Das Ist der 
Ich will im Namen der einstimmigen SP-Fraktlon dennoch berühmte Hund, der sich In den Schwanz beisst, und dem 
versuchen, Ihnen zu erläutern, weshalb wir Sozialdemokra- wir bei seinen Drehungen belustigt zusehen. 
ten und Gewerkschafter hinter dieser Initiative stehen kön- Dass Sie das Rentenalter nicht senken wollen, haben Sie ja 
nen. Ich betone: einstimmig; damit sei den politischen Kaf- in den letzten Wochen und Monaten ganz klar zugegeben. 
feesatzlesern und Vogelflugdeutern gesagt, dass alle Sozial- Ich respektiere Offenheit und Ehrlichkeit immer. Ich weiss, 
demokraten, auch die vermeintlich knallgrünen, hinter die- über diese Frage lassen Sie nicht mit sich reden. Die Ferien-
ser traditionellen altroten Forderung stehen. frage haben wir-wie bereits ausgefOhrt-1983 hier gelöst. 
Obwohl ich kaum eine Chance habe, Sie von meinem Anlie- Jetzt gehört die Wochenarbeitszeitfrage doch wieder einmal 
gen zu überzeugen, möchte ich wenigstens einige Gedan- auf den Tisch des Hauses. 
ken Ober Arbeit, Arbeitsmenge und Lebensarbeitszeit Welche Möglichkeiten gibt es, diese Wochenarbeitszeit zu 
anbringen, damit die ganze Uebung nicht gänzlich ohne regeln, zu senken? Ganz klar, Sie werden auf Gesetz und 
Lernerfolg durchgeführt werden muss. Vertrag eingehen. Herr Kollege Reimann wird besser, als ich 
Wer Ober Arbeitszeitverkürzung reden will, muss sich min- das je könnte, dartun, wie sehr uns daran liegt, an erster 
destens für einen Augenblick die Bedeutung der Arbeit vor Stelle den Vertragsweg zu gehen. Wir sind diesen Vertrags-
Augen halten. Immer noch istArbeitfürviele, für die meisten weg mit etwelchem Erfolg gegangen, seit diese Initiative 
Menschen die einzige Möglichkeit zur Erzielung eines Ein- lanciert worden ist. Heute geht es darum, den Nachzüglern 
kommens, zur Erzielung der Voraussetzungen für den nachzuhelfen; es gibt nämlich welche. Herr Kollege Allasch 
Lebensunterhalt. Aber nicht nur das ist Arbeit! Arbeit ist hat von einem solchen Nachzügler, dem Gastgewerbe, gere-

A 5 
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det, das kaum mehr einheimische Arbeitskräfte findet, weil 
dort Arbeitsbedingungen angeboten werden, die hierzu­
lande als gar nicht attraktiv gelten. 
Ich bin mit Gewerkschaftern und Sozialdemokraten der Mei­
nung, dass es gilt, eben jenen Nachzüglern etwas auf die 
Sprünge zu helfen, die noch immer glauben, man könne 
strukturschwache Branchen auf dem Buckel der Arbeitneh­
mer über die Runden bringen. Gerade das Beispiel, das Herr 
Kollega Basler zitiert hat, die Textilindustrie, hat uns bewie­
sen: Das ist bloss eine Frage der Zeit. Natürlich kann man 
eine Pleite einige Jahre hinausschieben, indem man mit 
langen Arbeitszeiten und mit Ausbeutung der Arbeitnehmer 
die «Bude» über die Runden bringt. Aber auch das hat 
einmal ein Ende- ein späteres zwar, aber der Schrecken ist 
deshalb nicht viel kleiner. 
Wenn wir heute mit einer Initiative vor Sie treten, so hat 
diese verschiedenste Funktionen zu erfüllen. Sie soll näm­
lich die Arbeitszeitdiskussion auf allen Geleisen erneut anre­
gen. Sie soll wie gesagt die Nachzügler antreiben. Sie soll 
auf kommende Gesetzesrevisionen Einfluss nehmen. Das 
Arbeitsgesetz wird ja gelegentlich revidiert werden; Sie wis~ 
sen, dass die Initiative bereits einen Teil ihrer Wirkung 
entfaltet hat, indem in wichtigsten Branchen Verhandlungs­
erfolge erzielt wurden. Wenn Sie anführen - bisher habe ich 
den Einwand noch nicht gehört-, es gehe nicht an, in der 
Verfassung Arbeitszeiten festlegen zu wollen, gebe ich eine 
ganz banale Antwort darauf: Wer wie Sie in Ihrer Mehrheit 
seit Jahrzehnten die Gesetzesinitiative mit allen tauglichen 
und untauglichen Mitteln hintertreibt, muss doch nicht 
erstaunt tun, wenn man den Weg der Verfassungsinitiative 
beschreitet! Im übrigen hat in diesem Land die gesetzliche 
Regelung der Höchstarbeitszeit eine uralte Tradition: Eine 
Glarner Landsgemeinde hat im Jahre 1864 den Zwölf-Stun­
den-Tag eingeführt und damit eine kontinentale Pioniertat 
begangen; es wäre angebracht, dieser fortschrittlichen Glar­
ner Mitbürger zu gedenken. Das eidgenössische Fabrikge­
setz von 1877 hat mit dem Elf-Stunden-Tag eine ähnliche 
öffentliche Regelung der Höchstarbeitszeit festgehalten. 
Egalisierung ist ein Ziel. Man könnte jetzt von Billiglohnlän­
dern reden. Man könnte darüber reden, was wir hier bei­
spielsweise in unserer Aussen- und Aussenwirtschaftspolitik 
tun, um in gewissen Billiglohnländern Regimes an der 
Macht zu halten, die jede gewerkschaftliche Regung brutal 
unterdrücken - da und dort liefern wir noch die Waffen zu 
dieser Unterdrückung. Aber darüber ist hier und heute nicht 
zu reden. Hier und heute ist mit Herrn Hayek über schweize­
rische Billiglohngebiete zu reden. Sie erinnern sich, dass 
dieser grosse Retter aus der Not für die Uhrenindustrie auf 
die geniale Idee verfallen ist, es gebe ja in der Schweiz 
Billiglohngebiete (er hat das Tessin und das Wallis genannt 
und hat davon geredet, dass er die Produktion aus dem 
Hochlohngebiet Vallon de St-lmier in diese BIiiigiohngebiete 
verlegen möchte). Wie sollen sich die Leute gegen solche 
Erwägungen wehren? Beispielsweise dadurch, dass man 
gewisse Regelungen gesamtschweizerlsch - in diesem Falle 
über Verfassung oder Gesetz-verankert und damit solchen 
unmöglichen kleinkarierten Spielchen ein für allemal den 
Riegel schiebt. 
Wir liegen hinsichtlich der Länge der Arbeitszeit in Europa 
ganz vorne. Historisch ist dies leicht zu erklären, denn: in 
den sechziger und siebziger Jahren wurde jede Arbeitszeit­
verkürzung mit dem topintelligenten Argument bekämpft, 
für jede Stunde Arbeitszeitverkürzung, die wir vornähmen, 
müssten wir so und soviele Ausländer ins Land holen, was 
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ausfällt. Erinnern Sie sich an die epochale Aufschwung­
phase der sechziger Jahre: statt zu rationalisieren, hat man 
mit billig importierter Arbeitskraft diesen Wirtschaftskessel 
am Kochen gehalten. Mit der weltweiten Rezession Mitte der 
siebziger Jahre hat man bei uns die längst nötige Struktur­
bereinigung durchgeführt. Wer wie ich als Gewerkschafts­
funktionär mitten in diesen Auseinandersetzungen gestan­
den hat, wünscht sich keine Wiederholung dieser Vorkomm­
nisse. 
Wenn heute argumentiert wird, die Initiative appelliere nicht 
nur an den Gesundheitsschutz, also nicht nur an den Arbeit­
nehmerschutz, so sei darauf hingewiesen, dass die Initiative 
neben Artikel 34ter Absatz 1 Litera e einen neuen Verfas­
sungszusatz schaffen will, der die nötigen Voraussetzungen 
schafft. Im übrigen ist es - ich wiederhole das - im Prinzip 
ein Akt des Arbeitnehmerschutzes, die Arbeitsverteilungs­
frage zu stellen. Wenn man heute sagt, man verteile die 
Arbeit auf alle, so ist auch das Arbeitnehmerschutz; es wäre 
an der Zeit, diese Verfassungsbestimmung in Litera a ein 
bisschen weiter zu interpretieren. Wenn gesagt wird, die 
wirtschaftliche Tragbarkeit sei nicht gegeben, müssen die 
Befürworter dieses Argumentes mindestens zugeben, dass 
es nicht gerade taufrisch ist; es ist mindestens hundertjährig 
und mehrfach erprobt; in vielen Volksabstimmungen war es 
erfolgreich. Dennoch: «Und sie bewegt sich doch!» Die 
Arbeitszeit bewegt sich doch nach unten! Ihr Argument 
wurde von der Geschichte längst widerlegt, ich mag es nicht 
noch eigens zerzausen. 
Man könnte für einmal auch die Frage der volkswirtschaftli­
chen Tragbarkeit von Arbeitszeitverkürzungen der weltwirt­
schaftlichen und ökologischen Tragbarkeit ständiger Ueber­
prod_uktion gegenüberstellen! Wäre das kein interessanter 
Denkanstoss? ! 
Die Frage der Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem Ausland 
werden wir wohl dann abhandeln, wenn wir über BBC und 
Schweden reden. Es müsste mir jemand erklären, warum die 
Schweden mit kürzerer Arbeitszeit besser dran sind als wir 
Schweizer mit unseren Stachanov-Arbeitszeitenl Aber dazu 
wird sich keiner äussern; ich werde dennoch genau hin­
hören. 
Es wäre zu reden über den gesellschaftlichen Nutzen kürze­
rer Wochenarbeitszeit - mehr Zeit für Familie, Erziehung 
und Haushalt-; das meine ich als Mann durchaus ernst. Es 
wäre zu reden über mehr Zeit für Bildung, Kultur und Frei­
zeitaktivitäten, auch für die Erfüllung staatsbürgerlicher 
Pflichten. Es wäre darüber zu reden - hiermit nehme ich die 
deutsche Diskussion etwas auf-, dass wir als Gewerkschaf­
·ter der Meinung sind, bei der Arbeitszeitverkürzung bis zur 
40-Stunden-Woche sei der Lohnausgleich absolut zu for­
dern; bei Arbeitszeitverkürzungen auf dem vertraglichen 
Wege unter die 40 Stunden sei dann über Kostenbeteiligung 
der Arbeitnehmer zu reden. Das ist vielleicht eine noch nicht 
sehr weit verbreitete Meinung, aber ich vertrete sie. 
Ich bitte Sie namens der sozialdemokratischen Fraktion, 
dem Minderheitsantrag Stappung zuzustimmen. Ich ver­
spreche Ihnen: Wir treten nicht zum letzten Mal mit der 
Frage der Kürzung der Lebensarbeitszeit vor Sie, wir werden 
Ihnen das nicht ersparen - Sie uns ja auch nicht, wenn Sie 
jeweils Kurzarbeit in Ihren Betrieben verordnen: Da stellen 
Sie uns vor Faits accomplls, die uns nur so erstaunen! 
Zum Schluss sage ich: Wer ja zur Fünftagewoche, zum 
Achtstundentag sagt, befürwortet heute rein rechnerisch 
auch die 40-Stunden-Wochel 

niemand wollte. Die Stunde ist aber gekommen, wo dieses Blel: Auch unser Land wird über kurz oder lang die Arbeits-
Argument nicht mehr gelten kann, weil der Bundesrat inzwi- zeit weiter verkürzen. Das liegt im Zuge der Entwicklung. 
sehen eine Ausländerpolitik an die Hand genommen hat, die Strittig ist allerdings, auf welche Weise und welche Arbeits-
auch gewerkschaftlichen Vorstellungen in etwa entspricht. zeit verkürzt wird. Das ist nicht ganz das gleiche. 
Ich meine nicht die Asylpolitik, sondern die Biga-Ausländer- Unsere Fraktion ist ebenfalls der Meinung, dass eine Verkür-
polltik und nur sie! zung der Arbeitszeit eine erstrebenswerte Möglichkeit sei, 
Wer heute damit argumentiert, mit Dumpingverhältnissen in um die Arbeitnehmer am Produktivitätsfortschritt teilhaben 
einzelnen Branchen seien diese über die Runden zu retten, zu lassen. Dagegen können wir den Weg, den die Gewerk-
macht nichts anderes, als Voraussetzungen dafür zu schaf- schatten mit ihrer Initiative vorschlagen, nicht unterstützen. 
fen, dass die nächste Strukturbereinigung in der einen oder Im Verfassungstext wird seitens der Initianten angegeben, 
anderen Branche noch härter, brutaler und schmerzhafter sie möchten die Arbeitnehmer am Produktivitätsfortschritt 
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durch Verkürzung der Arbeitszeit beteiligen. Das ist eine, 
aber nur eine Möglichkeit, um diese Beteiligung vorzuneh­
men. In der Regel ist in den letzten Jahren in der Schweiz 
mehrheitlich der andere Weg gewählt worden, nämlich die 
Erhöhung der Reallöhne. Aber selbst dann, wenn Sie den 
Weg der Arbeitszeitverkürzung wählen, schlagen uns die 
Initianten einen kleinen Ausschnitt all der vielen Möglichkei­
ten vor, die die Arbeitszeitverkürzung bietet, nämlich den 
traditionellen Weg der Verkürzung der Wochenarbeitszeit. 
Grundsätzlich müssen wir aber auch einmal beachten: Was 
gibt es in der Wirtschaft zu verteilen? Es wird immmer vom 
Produktivitätsfortschritt gesprochen. Man meint damit in 
der Regel die Erhöhung des realen Bruttoinlandproduktes 
pro Erwerbstätigen. Effektiv gibt es, je nachdem, wesentlich 
weniger zu verteilen als diesen Produktivitätsfortschritt. Zu 
verteilen gibt es nämlich nur das, was man volkswirtschaft­
lich den Verteilungsspielraum nennt. Sie müssen nämlich 
auch noch die Entwicklung der realen Austauschverhält­
nisse mit dem Ausland einbeziehen. Für ein kleines Land -
wie die Schweiz - ist das ganz entscheidend. Wir meinen 
damit die Entwicklung der sogenannten Terms of trade. Es 
ist sehr wesentlich, ob ein Land sinkende oder steigende 
Terms of trade hat. Es ist entscheidend, wieviel mehr Export­
güter und Dienstleistungen es im Export hergeben muss, 
um die Importe zu bezahlen. Das müssen Sie einbeziehen, 
und dann haben Sie nämlich den Spielraum, den es zu 
verteilen gilt. 
Wie sieht das in den letzten Jahren aus? Sie müssen eine 
längerfristige Entwicklung ansehen. Ich habe die Rechnung 
ab 1962 gemacht. Sie können auch 1960 oder später anfan­
gen. Die Reallohnerhöhung war bis 1983 im Trend Jahr für 
Jahr grösser, als sich der Verteilungsspielraum entwickelt 
hat. Für die letzten vier Jahre hat sich allerdings eine 
Umkehr ergeben. Es ergab sich eine etwas höhere Zunahme 
im Verteilungsspielraum. Wenn ich überschlagsmässig das 
letzte Jahr nehme - auch wenn noch nicht alle Daten vorlie­
gen -, komme ich auf eine Zunahme des Verteilungsspiel­
raumes um 2,8 Prozent, während die Reallöhne - berechnet 
als Realeinkommen pro Erwerbstätigen - um 2,67 Prozent 
zugenommen haben. 
Welche Schlüsse kann man daraus ziehen? Eines ist sicher: 
In der Schweiz hat man der Erhöhung der Realeinkommen 
den Vorzug gegeben, vor der Verkürzung der Arbeitszeit. 
Das ist ganz eindeutig. Noch einen Blick auf die Möglichkei­
ten, wenn ich den Verteilungsspielraum ausnützen und·dle 
Arbeitszeit verkürzen möchte: Wir haben zahlreiche Grund­
möglichkeiten. Diese können wir noch kombinieren, und 
dann kommen wir auf 20 und mehr Möglichkeiten. Wir 
haben aber eine einzige, die Wochenarbeitszeit, als Alterna• 
tlve angeboten bekommen. Man könnte die Erwerbsquote 
beeinflussen; Herr Leuenberger hat davon gesprochen. Sie 
können aber auch die durchschnittliche Arbeitszeit pro 
Erwerbstätigen in einem Jahr verkürzen, generell, wie es die 
Gewerkschaften vorschlagen, aber diese nur für die 
Wochenarbeitszeit. Sie können aber auch individuelle Ver­
kürzungen vorschlagen, individuelle Massnahmen wie Teil-
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Flexibilisierung der Arbeitszeit, indem die Betriebszeiten 
von den Arbeitszeiten abgekoppelt werden. Es sind ganz 
handfeste betriebswirtschaftliche Ueberlegungen, die man 
hier anstellen kann. Es ist doch ganz klar: Wenn ich diese 
Entkoppelung nicht habe, dann habe ich jenen Teil der 
Fixkosten, die nicht an die Arbeitszeit gebunden sind, und 
die ein grösseres Gewicht erhalten. Ich binde Kapitalien und 
damit auch volkswirtschaftliche Ressourcen, wenn ich 
einerseits die Wochenarbeitszeit verkürze und andererseits 
keine grössere Fiexibllisierung habe. Das sind die wirt­
schaftlichen Ueberlegungen. Man könnte diesbezüglich 
längste Exkurse vornehmen, um zu beweisen, wie das aus­
sieht. Vor allem ist eines zu sagen: Arbeitszeitflexibilisierung 
kann eingesetzt werden, um Arbeitsplätze zu schaffen. Aber 
die Verkürzung der Wochenarbeitszeit ist die ineffizienteste 
Möglichkeit, um das zu tun. In der Regel spielt es eben nicht. 
Es ist ein ungeheurer Aufwand dahinter mit ganz wenig 
Ertrag. Das haben uns die Franzosen in der Aera Mitterrand 
glänzend vordemonstriert. 
Welche Schlüsse sind zu ziehen, wenn schon unter den 
Arbeitnehmern der Wunsch nach mehr Ferien, nach mehr 
Flexibilisierung, vorhanden ist? Wenn aber auch seitens der 
Wirtschaft das gewünscht wird, müssten wir doch diesen 
Weg offen halten. Und genau diesen Weg verbaut uns die 
Initiative. Denn man kann nicht Arbeitszeiten flexibilisieren, 
wenn die effektive Arbeitszeit der gesetzlichen entspricht 
oder wenn nur geringe Unterschiede bestehen. Die effektive 
Arbeitszeit ist zurückgegangen, die gesetzliche ist immer 
noch die gleiche. Das ermöglicht genau das, was man in 
unserer Wirtschaft tun möchte, was aber auch das Anliegen 
vieler Arbeitnehmer ist. 
Der Weg, den die Gewerkschaften vorschlagen, scheint uns 
aus folgendem Grund auch falsch: Er nimmt.den Sozialpart­
nern, sowohl den Gewerkschaften als auch den Arbeitge­
bern, die Option, ob sie mehr Reallohn oder kürzere Arbeits­
zeiten wollen. 
Letztlich ist in diesem Zusammenhang eben auch die Frage­
stellung falsch. Sie zwingt uns, zu etwas ja oder nein zu 
sagen, das wir eigentlich so gar nicht beantworten möchten. 
Unsere Fraktion kann die Initiative nicht unterstützen, aber 
aus Protest gegen diese Fragestellung, die uns einmal mehr 
aufgezwungen wird, sind einige unserer Kollegen der Mei­
nung, sie möchten das mit Stimmenthaltung demonstrieren. 
Noch ein Wort zu den Gewerkschaften: Sie tun dem Gedan­
ken der Arbeitszeitverkürzung einen schlechten Dienst. Es 
ist vorauszusehen, dass diese Initiative eine ähnliche Ant­
wort bekommen wird wie diejenige von 1976. Versuchen Sie 
dann zu verhandeln. Sie werden die Antwort bekommen. Ich 
finde es schade, dass man uns in diese Situation hineinma­
növriert hat und uns die Optionen, die nötig sind, nicht offen 
lässt. 
Noch einmal: Wir können diese Initiative nicht unterstützen. 
Wir halten diesen Weg für falsch. Wir möchten aber beto­
nen, dass auch wir Arbeitszeitverkürzungen als einen Weg 
der Teilhabe am Produktivitätsfortschritt unterstützen. 

zeitarbeit, Flexibilisierung der Tages-, Wochen- und Jahres- Frau Stocker: Wir konnten uns nicht auf eine klare Stellung-
arbeit. Sie haben eine Fülle von Möglichkeiten. Es ist viel- nahme zur Initiative einigen, und gemäss unseren internen 
leicht nicht ganz abwegig, zu wissen, was eigentlich die Abmachungen teilen wir uns in die Redezeit; haben Sie aber 
Arbeitnehmer wollen. Umfragen belegen es eindeutig: Die keine Angst; wir werden uns an die Zeitlimite halten. 
Arbeitnehmer wollen nicht eine Verkürzung der Wochenar- Ich vertrete die befürwortende Mehrheit. In der grünen Frak-
beltszeit als ihr erstes Anliegen. Sie wollen eine flexiblere tion hat sich eine knappe Mehrheit für die Annahme der 40-
Arbeitszeitgestaltung, insbesondere mehr Ferien. Dagegen Stundenwochen-Initiative gebildet. Es sind hauptsächlich 
wird uns hier genau das vorgeschlagen, was bei den Arbeit- drei Ueberlegungen, die uns dazu gebracht haben. 
nehmern am unbeliebtesten ist. Das ist die Verkürzung der Die erste ist eine Arbeitsmarktüberlegung. Manchmal 
Wochenarbeitszeit. Nicht umsonst hat eine ganz grosse kommt es mir vor, wenn wir hier von Arbeit reden, dass wir 
Arbeitnehmerorganisation in der Schweiz, die in der VSA eine Ideologie und nicht die Realität meinen, mindestens 
zusammengeschlossenen Angestelltenorganisation, von der nicht die Realität derjenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
Initiative Abstand genommen. Sie können sich mit dem nehmer, die am Fliessband stehen und die zum Teil auch im 
Vorgehen des Gewerkschaftsbundes nicht befreunden, weil öffentlichen Dienst sinnentleerte Arbeit verrichten müssen. 
sie andere Opt_ionen haben und sich diese nicht durch einen Vor allem für sie wäre diese 40-Stundenwochen-lnitiative ein 
Verfassungstext verbieten oder aus der Hand nehmen las- entscheidender und wichtiger Schritt. Alle jene, die die dritte 
sen wollen. industrielle Revolution erleben werden, werden umlernen 
Andererseits müssen wir auch wissen, was die Wirtschaft müssen, wenn wir es nicht freiwillig und schrittweise tun. Es 
will, was volkswirtschaftlich sinnvoll ist. Sinnvoll ist eine wird wahrscheinlich nicht uns hier im Saal treffen, minde-

{r 



7. März 1988 N 127 Herabsetzung der Arbeitszeit. Volksinitiative 

stens nicht als erste, aber sehr viele Bürgerinnen und 
Bürger. 
Die zweite Ueberlegung ist eine gesellschaftspolitische. Die 
Eidgenössische Kommission für Frauenfragen (Bericht IV) 
und der Familienbericht des Bundes, der soeben erschienen 
ist, stellen fest, dass eine echt partnerschaftliche Teilung 
zwischen der Produktionsarbeit und der Reproduktionsar­
beit nur dann eine Chance hat, wenn wirklich die produktive 
Arbeitszeit reduziert wird. 
In der dritten Ueberlegung geht es um die Lebensqualität. 
Demographisch gesehen wird es ganz bestimmt zuneh­
mend Menschen geben, die intensive Betreuung und Pflege 
brauchen werden. Wenn wir von Arbeitszeitreduktion spre­
chen, dann meinen wir auch diese Menschen, die dann -
und da gehören wir vielleicht auch einmal dazu - darauf 
angewiesen sind, qualitativ hochstehende Arbeitskräfte zu 
haben. Wir sind vielleicht hier im Saal die falschen Adressa­
tinnen und Adressaten für eine 40-Stunden-Woche, weil wir 
alle uns jederzeit damit gross herausstellen können, dass 
wir 60 oder 80 Stunden arbeiten. Aber das können wir 
machen, weil wir uns mit einer Berufstätigkeit derart entla­
sten können, dass uns die politische und die gesamtgesefl• 
schaftliche Arbeit auch wirklich noch zu tun ermöglicht 
wird. 
Wir sind nicht glücklich über diese ganz aus der Zeit des 
Wachstums heraus resultierende Initiative, die klar eine 
Limite setzt und den vollen Lohnausgleich befürwortet. Wir 
hätten es auch lieber gesehen, es würde eine Flexibilisie­
rung der Arbeitszeit ins Auge gefasst, die nach unten keine 
starre Regelung trifft. Aber wir haben es jetzt mit dieser 
Vorlage zu tun und nach Abwägen des Für und Wider 
kommen wir zum Schluss, dass diese Initiative mindestens 
ein Schritt in die richtige Richtung ist und dass die Diskus­
sion, die damit verbunden ist, für uns alle ein wichtiger 
Lernschritt sein könnte. 

Schmid: Es gibt gute Gründe für die Initiative. Ei, gibt aber 
auch einige gegen sie. Sie haben vorhin meine Kollegin, 
Frau Stocker, gehört, die sich zu einem lauen Ja durchge­
rungen hat. Ich werde aus meiner Sicht, und für eine Min­
derheit unserer Fraktion, einige Ueberlegungen anfügen, 
die mich zu einem wenig enthusiastischen Nein bewogen 
haben. 
Wir können hier nur ja oder nein sagen zu einer Frage - und 
da sind wir uns in der Fraktion einig -, die heute so nicht 
mehr gestellt werden sollte. 
Was ist denn das für eine Vorlage, die uns derart Mühe 
macht? Es sind die pauschalen Forderungen, die nicht mehr 
in die Zeit passen. Aus ökologischer Sicht vertreten die 
beiden Lager im Grunde sehr ähnliche Zielsetzungen und 
Lebensauffassungen. Man möchte auch weiterhin den 
Wohlstand vermehren und das Wachstum fördern. Wer 
weniger hat, will gleich viel, wer mehr hat, will noch mehr. 

Dinge, und darum macht er den Menschen nicht zufrieden, 
wohl aber immer anspruchsvoller. 
Dritte Feststellung: Arbeit ist nicht gleich Arbeit. Es· gibt 
zweifellos noch heute Berufsgruppen, die mit einem Exi­
stenzminimum auskommen müssen, ferner solche, die aus­
serordentlich strenge, riskante und gesundheitsgefähr­
dende oder eintönige Arbeiten zu verrichten haben. Ihnen 
wäre sehr wohl eine reduzierte Arbeitszeit bei gleichem oder 
gar höherem Lohn zuzugestehen. 
Vierte Feststellung: Nicht jeder misst der Arbeit denselben 
Stellenwert in seinem Leben zu. Dem einen bedeutet sie 
alleiniger Lebensinhalt, ein anderer wäre durchaus bereit, 
sich mit einer halben Stelle und entsprechender Lohnreduk­
tion zu begnügen. Es gibt Ehepaare, die gerne je zur Hälfte 
berufstätig sein und sich in die Haushaltarbeiten teilen 
möchten. Arbeitszeitverkürzung ist für den einen ein Segen 
und für den anderen vielleicht fast ein Fluch. Die Arbeitszeit 
sollte daher mehr individuell bemessen werden können. 
Wenn wir nun die vorliegende Volksinitlative unter diesen 
Aspekten betrachten, lassen sich folgende Schlüsse ziehen: 
1. Die Herabsetzung der Arbeitszeit ist etwas Positives, wenn 
sie Raum schafft für andere, selbstgewählte Tätigkeiten 
oder Musse, Ausgleich und zusätzliche Selbstentfaltung. 
Auch die Kunst sinnvoller Freizeitgestaltung kann nicht früh 
genug erlernt werden, denn mit zunehmendem Alter werden 
wir ja ohnehin alle einmal entbehrlich und sind keine soge­
nannt nützlichen Glieder der Gesellschaft mehr. Aber ich 
glaube, das ist nicht das einzige Kriterium unseres Mensch­
seins. 
2. Generelle Arbeitszeitverkürzung bei generell gleichblei­
bendem LoHn kann heute nicht mehr verantwortet werden. 
Dies zwänge uns, entweder an der herkömmlichen Wachs­
tumspolitik mit all ihren ökologischen Bedenklichkeiten 
festzuhalten oder allenfalls Teuerung und Inflation in Kauf 
zu nehmen. Wenn schon, dann wäre es vernünftiger, die 
nächste Lohnforderung gegen eine Arbeitszeitverkürzung 
einzutauschen. 
3. Eine einheitliche Reduktion der Arbeitszeit, die jedoch 
flexiblere Lösungen für den einzelnen verunmöglicht, Teil­
zeitarbeit weiterhin erschwert und auf unabsehbare Zeit das 
Recht auf Existenz mit der Pflicht zu einer Vollzeitarbeit 
koppelt, ist nicht mehr zeitgemäss. 
4. Es geht darum nicht an, das berechtigte Anliegen einzel­
ner Gruppen auf Arbeitszeltverkürzung mit der generellen 
Zustimmung aller übrigen, die es vielleicht gar nicht nötig 
haben, zu erkaufen. 
Aus all diesen Gründen kann eine Minderheit der grünen 
Fraktion die Initiative leider nicht unterstützen, auch wenn 
wir bei weitem nicht alle Argumente teilen, die gegen sie 
angeführt werden. Unser Nein sei aber auch als Aufforde­
rung zu verstehen, ernsthaft nach einer modernen, ökolo­
gisch verträglichen Wirtschafts- und Sozialpolitik zu su­
chen. 

Wenn sich dies nicht zulasten des Kontrahenten machen Schmldhalter: Die CVP-Fraktlon ist für eine Ablehnung der 
lässt, dann geht es sicher auf Kosten der Natur und der Initiative ohne Gegenvorschlag. Die CVP-Partei hat sich 
kommenden Generationen. Die Bedrohung unserer Lebens- anlässlich der Vernehmlassung im gleichen Sinne geäus-
grundlagen erlaubt es nicht mehr, in der herkömmlichen sert. Wir gehen davon aus, dass die Arbeitszeit in bestimm-
Interessenpolitik miteinander zu streiten. Wir müssen heute ten Branchen und Bereichen mittel- und langfristig noch 
Arbeit und Arbeitswelt aus einer ganzheitllcheren Sicht etwas gesenkt werden kann, dies aber kann nur erfolgen, 
beurteilen und würdigen, was ich durch einige grundsätzli• wenn gleichzeitig Produktivitätsfortschritte realisiert 
ehe Feststellungen skizzenhaft andeuten möchte. werden. 
Erste Feststellung: Es gibt auf unserer Erde Arbeit in Hülle Das bestehende System, die Arbeitszeit über ausgehandelte 
und Fülle. Auch dann noch, wenn man sich entschliessen Kollektiv-Arbeitsverträge unter den Sozialpartnern auszu-
könnte, nur noch zu produzieren und zu tun, was notwen- handeln, hat sich bewährt. Mit der Annahme der Initiative 
dlg, sinnvoll und umweltfreundllch ist. Am Unternehmer und einer durch Gesetz vorgeschriebenen wöchentlichen 
liegt es, mit Pioniergeist, Eigeninitiative und Rlsikofreudig- Arbeitszeit würden alle diese bestehenden Verträge einen 
keit jene Marktnischen zu entdecken, die innerhalb einer grossen Substanzverlust erleiden. Die Sozialpartner würden 
verantwortbaren Gesamtpolitik immer noch gross und viel- ausgeschaltet und durch das Gesetz ersetzt. Verloren ginge 
fältig sind. auch die Flexibilität der bestehenden Lösung, da diese 
Zweite Feststellung: Arbeit ist nicht das ganze Leben. Sie durch eine straffe, gesetzliche Regelung ersetzt wird. Es 
muss vermehrt durch Musse und sinnvolle Freizeitbeschäfti- bliebe zu wenig Spielraum für Lösungen über zusätzliche 
gung ergänzt werden. Wirklich er:füllende Freizeit ist im Ferien, Freitage, über gleitende Arbeitszeit usw. 
Grunde nicht teuer. Aber die fortwährende Steigerung des Die Mehrheit der Arbeitnehmer ist eher für eine flexiblere 
Konsums ist nur der unzureichende Ersatz für wesentlichere oder eine absolut freie Gestaltung der Arbeitszeit. Ange-
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strebt werden sollte eine Jahresarbeitszeit. Die heute im 
Arbeitsgesetz definierte Wochenarbeitszeit könnte so elimi­
niert werden, vor allem wäre es im Tourismus interessant, 
eine Jahresarbeitszeit einzuführen. Es entstünden so für den 
Arbeitnehmer saisonal bedingte grössere Arbeitszeiten, die 
aber durch längere und ausgedehnte Freizeitperioden aus­
geglichen würden. Für alle Branchen, welche saisonal stär­
ker beansprucht und gefordert werden, wäre eine solche 
Lösung vorzuziehen. Flexibilität ist auch unbedingt notwen­
dig für neue Betriebe mit Rieseninvestitionen, die rund um 
die Uhr betrieben werden müssen. 
Produktionsgewinne kann man entweder über Arbeitszeit­
verkürzungen oder über Reallohnerhöhungen verteilen. Das 
Wie sollten die Sozialpartner weiterhin miteinander und 
untereinander vertraglich regeln. Eine einseitige Lösung 
durch Gesetz ist daher abzulehnen. 
Die Vollbeschäftigung kann mit der Initiative nicht verbes­
sert werden, da es an ausgebildeten Facharbeitern fehlt und 
da bei uns zudem praktisch eine Vollbeschäftigung 
herrscht. Arbeitszeitverkürzungen bringen uns- die fehlen­
den ausgebildeten Fachleute nicht her. Vergleiche innerhalb 
der Branchen und über die Landesgrenzen hinaus, vor allem 
im EG-Raum, müssen über die effektive Arbeitszeit erfolgen, 
d. h. inklusive Berücksichtigung der Auswirkungen von 
Ueberstunden und Schattenwirtschaft. Wir müssen uns 
überlegen, ob der Standort Schweiz nicht auch weiterhin -
da praktisch ohne Rohstoff - die Arbeitsqualität und auch 
die Arbeitsquantität fördern soll. Grass geworden sind wir 
auf jeden Fall nur dank dieser beiden Faktoren, dank der 
Arbeitskraft unseres Volkes. 
Zudem müssen wir uns die berechtigte Frage stellen, ob wir 
bei weiteren Arbeitszeitverkürzungen überhaupt noch fähig 
sind, die sozialen und Freizeitprobleme der· Zukunft zu 
finanzieren. Ab 1992 werden wir die sogenannte grenzen­
lose europäische Gemeinschaft neben uns haben. Zu die­
sem Zeitpunkt wird sich auch für die kleinen und mittleren 
Firmen die Frage stellen, ob nicht Arbeitsplätze in diesen 
Raum, in welchem nachweisbar die effektive Arbeitszeit 
höher ist als in der Schweiz, zu verlegen sind. Die wirtschaft­
liche Entfaltung unserer Unternehmer ist bereits heute 
durch das Fehlen qualitativer Fachkräfte gebremst. Diese 
Situation wird sich in naher Zukunft nicht bessern. Der 
Geburtenrückgang macht sich bemerkbar. Die Zahl der 
19jährigen wird 1995 etwa 27 Prozent tiefer liegen als 1983. 
Auch der Einbezug der Frauen ins Erwerbsleben ändert 
daran wenig. Der Anteil der Frauen, die studieren, macht nur 
einen Drittel der Studierenden aus, und von diesen studie­
ren nur 11 Prozent Ingenieurwissenschaften. Die Zunahme 
in diesem Sektor war in den letzten Jahren zwar mit 6,2 Pro­
zent erfreulich, aber zu allzu grossem Optimismus berech­
tigt auch diese Entwicklung nicht. Weil wir also zuwenig 
Fachkräfte haben, dürfen wir nicht den Fehler begehen, 
diese wenigen noch zeitlich, also auch quantitativ weniger 
arbeiten zu lassen. In den Berg- und Randregionen verlieren 
wir laufend Industriearbeitsplätze. Das Berggebiet Ist in den 
letzten Jahren eine verlängerte Werkbank der hochentwlk­
kelten Regionen der Schweiz gewesen, weil hier der Roh­
stoff Elektrizität gewonnen wird und noch genügend 
Arbeitskräfte zur Verfügung standen. Aber auch hier macht 
sich der Mangel an Fachkräften bemerkbar, so dass die 
Abwanderung sicherer Arbeitsplätze sogar in die Schwellen­
länder - heute bereits feststellbar - zus~hends gefördert 
wird. 
Ich fasse zusammen: Die Festlegung der Arbeitszeiten 
gehört nicht in das Gesetz und schon gar nicht In die 
Bundesverfassung. Dieses Problem muss eine Angelegen­
heit der Sozialpartner bleiben, die für ihre jeweilige Branche 
angemessene Lösungen suchen und finden. Nur auf diesem 
Wege sind die strukturellen Probleme unserer Wirtschaft zu 
lösen und nur so bleibt unsere Wirtschaft konkurrenzfähig. 
Die CVP-Fraktlon unterstützt den Antrag der Kommissions­
mehrheit, die vorliegende Initiative ohne Gegenentwurf ab­
zulehnen. 

A<3 

M. Houmard: L'initiative populaire pour la reduction de ta 
duree du travail, lancee par l'Union syndicale suisse, vise, 
comme nous le savons, a abaisser la duree du travail hebdo­
madaire a 40 heures, sans diminution du revenu-salaire. 
158 549 signatures ont ete recueillies. Mais, en procedure de 
consultation, tous les cantons se sont declares opposes a 
l'insertion de dispositions sur la duree du travail dans la 
Constitution federale. 
En completant la Constltution federale par un nouvet artlcle 
34ter, l'Union syndicale suisse veut donner mandat a la 
Confederation d'adapter la tegislation a l'evolution econo­
mique et sociale. L'initiative cherche an fait a generaliser la 
semaine de 40 heures, par voie legale, pour ensuite faire 
valoir d'autres revendications dans les pourparlers entre 
partenaires sociaux. II s'agirait, selon las termes du nouvel 
article, d'assurer aux travailleurs une part de l'accroisse­
ment, de la productivite due aux progres techniques et de 
creer des conditions de plein emptol. 
La motivation de l'Union syndlcale suisse est donc differente 
de celle des Organisations progressistes de Suisse, avanc~ 
an 1973 qui, alle, faisait valoir avant taut des raisons de 
sante publique. 
Avec le Conseil ·federal, le Parti radical propose de recom­
mander au peuple le rejet de !'initiative populaire de l'Unlon 
syndicale suisse, et cela sans contre-projet. 
Clnq arguments, a · notre avls, militant en faveu r du rejet. 
Premierement, l'ordre social actuel a fait ses preuves. II 
convient donc de laisser la priorite aux reglementatlons 
etablies par conventions collectives du travail. Pourquoi 
voudrait-on vider la concertation d'un element essential, la 
souplesse? Laissons donc a la profession, par le biais des 
syndicats concernes, une certaine marge de manoeuvre. 
M. Leuenberger a evoque taut a l'heure le deptacement de 
deux ateliers de Longines, en Valais et au Tessin, pour des 
raisons de salaires. J'aimerais preciser que cette informa­
tion ne correspond plus a la realite. Suite a des pourparters, 
la FMH a annonce que les ateliers resteraient dans le canton 
de Seme, plus precisement a Bienne. Cet exemple montre 
une fois de plus que te dlatogue est preferable a taute 
contralnte dictee par la loi. 
Deuxiemement, cette dlsposition n'a pas place dans la 
Constitution federate. Le caractere detaille de !'initiative ne 
repond pas aux normes d'un texte constitutionnel. Laduree 
du travail est un sujet a caractere evolutif, alors que te droit 
constitutlonnel, par son essence meme, revet un caractere 
durable. Evitons donc d'inscrire dans ta constitution des 
dispositions inutiles, puisque te legislateur a deja regle ce 
qui devalt l'etre. 
Troisiemement, !'initiative de l'Union syndicale suisse serait, 
a coup sür, impraticable. Comment, en effet, appliquer l'arti-
cle 34ter propose par l'USS, qui confererait a l'Etat te man­
dat d'assurer aux travailleurs une part equitable de l'accrois­
sement de la productivite? Le Parti socialiste suisse, lors de 
la consultatlon, estlme que les salaires n'ont pas progresse 
au meme rythme que la productlvite. Se rappelle-t-on que 
les salaires ont passe de 2 francs, en 1945, a 17,50 francs en 
1983, solt un pouvoir d'achat pour les travailleurs multiplie 
par 2,5 en quarante ans? 
Non seulement, l'evolution de la productlon est dlfflcile a 
exprimer, mais encore eile varie sensiblement d'une profes­
sion a l'autre. De surcrort, a l'lnterieur de la meme branche 
economlque, on enregistre des variations. Prenons a temoin 
le travail du carnionneur: comment l'Etat procederait-11 pour 
mesurer l'augmentation de la productivite d'un camion exe­
cutant des transports internationaux? Enverra-t-on peut­
ötre des agents a la douane de Chiasso, lorsqu'il y aura un 
blocage dü a la grogne des transporteurs Italiens? Ou bien 
laissera-t-on plutöt le camionneur se debrouiller seul, quitte 
a ce que sa productivite baisse? Et dans l'hötellerie, que 
fera-t-on lorsque la productivite balssera en raison de la 
dlminution des clients etrangers, due a des facteurs exte­
rleurs: condltions climatiques, taux de change? 
Ces deux exemples montrent a l'evldence qu'll n'est pas 
possible de determlner la part equitable revenant aux travail-
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leurs sans mettre en place un dispositif administratif dispro­
portlonne. 
Quatriemement, la diminution de la duree du travail hebdo­
madaire n'est pas, comme le pensent les auteurs de !'initia­
tive, la recette miracle en matiere de politique de l'emploi. Le 
rapport 1987 d'une Commission d'experts syndicaux, dans 
le cadre du programme travailleurs/employeurs de l'OCDE, 
mentionne au point 49: «Dans la plupart des pays de 
l'OCDE, les effets de la reduction du temps de travail sur le 
niveau du chömage sont tres controverses. Les resultats de 
ces etudes variant selon les hypotheses sur lesquelles l'ana­
lyse repose, selon le degre d'agregation des donnees, selon 
la periode choisie». Le point 50 de la mäme declaration 
stipule: «Les delegues syndicaux, pris individuellement, 
sont probablement bien avises de rester en dehors des 
dlscussions theoriques et analytiques». 
Nous constatons que la reduction de la duree du travail est 
bien plus complexe qua ne le pensent las auteurs de !'initia­
tive. Le debat s'appuie trop facilement sur des hypotheses 
que las faits n'ont pas etayees. 
Clnquiement, la reduction de la duree du travail hebdoma­
daire aurait, dans certains secteurs economiques, de graves 
consequences, tant pour les employeurs que pour las tra­
vailleurs. Je pense en particulier aux entreprises fabriquant 
des produits peu elabores, aux petites et moyennes entre­
prises et aux entreprises de services: hötels, restaurants, 
loisirs. 
Lorsqu'il n'y a pas de compensation possible d'une reduc­
tlon de travail, de deux heures par exemple, on ne pourra 
engager un·employe supplementaire que si une vingtaine de 
personnes effectuent le mäme travail dans l'entreprise, 
sinon les mecanismes du marche, les co0ts, les prix de 
vente seront perturbes. Cela est tout simplement impossible 
pour une petite et moyenne entreprise ou pour une entre­
prlse de services de taille moyenne. L'avenir de l'entreprise 
seralt gravement mis en danger. Au falt, l'Union syndlcale 
suisse se preoccupe-t-elle vraiment de l'avenir? 
Evoquant dans ce rapport las generations a faible taux de 
natalite, Beat Kappeler s'exprime comme suit: «Nous pen­
sons qu'il est fallacieux de tirer argument de certaines 
psychoses du futur pour empächer nos contemporains a un 
temps de travail trop long». 
Et il ajoute: «La populatlon future pourra se procurer provi­
soirement ces biens a l'etranger, ce que notre balance 
commerciale permet de faire sans probleme.» Je pose la 
questlon de savoir si tous las travailleurs, les chömeurs que 
nous avons evoques, qui eventuellement seront effective­
ment au chömage, diront merci a M. Kappeler. II sera. en 
effet, impossible d'acheter juste la quantite qui fera defaut. 
Pour conclure, je rappelle l'enquäte sur la duree du travail 
effectue dans 17 pays d'Europe: «Dans bon nombre de pays 
d'Europe occidentale, il devient de plus en plus difficile de 
degager des tendances generales en ce qui concerne la 
duree de la semaine de travail.» En effet, il existe de plus en 
plus de categories de tavailleurs pour qui le nombre 
d'heures de travail varie d'une semalne a l'autre. En outre, 
on enregistre d'enormes dlfferences sl l'on fait les comparai­
sons sur une annee, voire sur taute une via, parce que notre 
typedevie achangeet parcequ'il n'est plus possiblede s'en 
tenir aux normes classiques. Heureusement, ceci compense 
souvent cela. Mals comme les modalites d'organisation du 
travail sont desormais impossibles a codlfler, le Parti radical 
ne peut que vous engager, a l'instar du Conseil federal, a 
proposer au peuple de rejeter !'initiative de !'Union syndicale 
suisse. 
Je vous demande donc d'accepter l'arräte sous la forme 
proposee par le Conseil federal. 

heute vor genau zwölf Jahren, hat dieses Parlament jene 
Initiative zur Arbeitszeitverkürzung diskutiert. Es erstaunt 
nun nicht, dass die bürgerlichen Gegenargumente gegen 
die Einführung der 40-Stunden-Woche in den letzten 12 
Jahren die gleichen geblieben, hingegen durchs Alter kaum 
gereift sind. 
Seit 18TT, also vor über 100 Jahren, als durch das Fabrikge­
setz der 11-Stunden-Tag und das Verbot der Kinderarbeit 
hätten durchgesetzt werden sollen, ist der bürgerliche Argu­
mentationskatalog bezüglich Arbeitszeitverkürzung so gut 
wie nicht verändert worden. Auffallend ist vor allem folgen­
des, was die Arbeitszeitverkürzung betrifft: Der Zeitpunkt ist 
jedesmal nicht richtig. Der Zeitpunkt für die Arbeitszeitver­
kürzung ist nicht richtig, wenn die Rezession eintritt, weil 
die Arbeitszeitverkürzung dann verunmöglicht, dass die 
Kostensituation verbessert wird. Im Gegenteil I Sie würde 
sogar die Kostensituation der Wirtschaft verschlechtern. 
Siehe Asea BBC. In erster Linie ist ja wohl die Arbeitszeitver­
kürzung schuld an der heutigen Situation, dass 2500 Arbei­
ter und Arbeitnehmerinnen entlassen werden mussten. 
Oder: Der Zeitpunkt ist auch in der Hochkonjunktur nicht 
richtig. Die Arbeitszeitverkürzung ist nicht möglich, da der 
Arbeitsmarkt ja so ausgetrocknet ist. Die Forderung nach 
der 40-Stunden-Woche - seien wir ehrlich - ist im Grunde 
schon etwas Nostalgie! Bereits 1930 hat am Gewerkschafts­
kongress in Luzern der spätere Bundesrat Max Weber 
erklärt, die 40-Stunden-Woche wäre etwas Sinnvolles, und 
1933 haben die Schweizer Gewerkschaften die Forderung 
dann endlich ins Aktionsprogramm aufgenommen. Heute 
wird in der Bundesrepublik für die 35-stunden-Woche ge­
kämpft! 
Die Forderung nach der Arbeitszeitverkürzung ist ein 
Geflecht von vielfältigen Werten und Interessen, und sie hat 
nicht in erster Linie eine beschäftigungspolitische Seite. 
Es sind im wesenfüchen vier Forderungen: 
1. Mehr Zeit-, Arbeits· und Lebenssouveränität für den ein­
zelnen Menschen. 
2. Ein Ausgleich für die zunehmende körperliche und nervli­
che Beanspruchung am Arbeitsplatz. 
3. Eine Angleichung an die Entwicklung des Bruttoinland­
produktes pro Beschäftigten. Von 1976 bis heute hat es pro 
Jahr im Durchschnitt um 2,3 Prozent zugenommen - im 
Gegensatz zur Entwicklung bei den Reallöhnen und bei den 
Arbeitszeiten. 
4. Gleichmässige Verteilung der Erwerbschancen. 
Da anzunehmen ist, dass die Arbeitszeitverkürzungs-Diskus­
sion noch lange dauern wird, müssen wir auch gewisse 
andere Stichworte einbringen, die von dieser starren 
Arbeitszeitdebatte wegführen. 
1. Freizeit ist nicht nur als Appendix der Arbeit zu be­
trachten. 
2. In Zukunft soll ein Nebeneinander verschiedener Arbeits­
und Lebensformen geprüft werden. 
3. Der wirtschaftliche Wachstumsimperativ muss relativiert 
werden. 
Wir, die Poch, stimmen dieser Initiative selbstverständlich 
zu. Mit anderen Worten: Bei der Arbeitszeitverkürzung wäre 
- wie bei der Effizienz - weniger effektiv mehr. 

M. Carobblo: Comme vient de ie dire M. Herczog douze ans 
nous separent du dernier debat que nous avons eu dans 
cette salle apropos de l'introductlon de la semaine de travail 
de 40 heures. Depuis lors, en Suisse et dans le monde 
beaucoup de choses ont change. Le progres technlque et 
les nouvelles technologies ont augmente la productivite. Et 
a propos de productivite permettez-moi d'ouvrir une paren­
these: il faut esperer qu'en ce qui concerne la productivite, 
les partis liberal et radical n'entendent pas celle evoquee ici 

Herczog: Im Juni 1975 gab der EG-Ministerrat an seine par M. Houmard. Parenthese close. Les beneflces de la 
Mitglieder eine Empfehlung heraus, wonach der Grundsatz plupart des entreprises, eux-aussi, ont augmente en grande 
der 40-stunden-Woche vor Dezember 1978 angewandt wer- partie. En mäme temps, le rythme et les conditions de travail 
den sollte. Das war vor zehn Jahren. Die Poch, damals ganz ainsi que le stress sur les lieux de travail sont devenus 
im Geiste des heute modischen EG-Integrationsdiskurses, toujours plus lourds pour les salaries, qui n'ont pas particu-
lancierte zu Beginn der siebziger Jahre die 40-Stundenwo- lierement beneficie- il faut le rappeler- de l'augmentatlon 
chen-lnitiatlve. 1976, während der Frühjahrssession, also de la productivite et des benefices. De plus, la diffusion 
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toujours plus large de nouvelles formes de travail (travail a 
temps partial) montre qu'une duree de travail plus reduite 
est devenue une aspiration d'un nombre croissant de travail­
Jeurs ainsi qu'une exigence sociale. 
Et a ce propos je ne peux pas me declarer d'accord avec 
M. Biel lorsqu'il dit que Ja reduction de l'horaire de travail 
n'est pas une aspiration des travailleurs. Peut-etre ne l'est­
elle pas pour ceux qui beneflcient deja de la semaine de 40 
heures, mais c'est une revendication essentielle pour ceux 
qui ont encore un horaire de 44, 45 ou 46 heures. Atout cela 
s'ajoute l'anachronisme d'une legislation suisse qui admet 
encore une duree maximale hebdomadaire de travail de plus 
de 50 heures pour certaines categories de salaries. N'ou­
blions pas le fait que Ja Suisse qui veut se mettre a !'heure de 
l'Europe figure en queue des pays europeens quant a Ja 
duree moyenne de travail hebdomadaire. 
Toutefols, si - comme je l'ai dit - beaucoup de choses ont 
change, Ja position de Ja majorite du Conseil federal et des 
representants des partls bourgeois n'a pas change. On dirait 
que pour eux, dans cette matiere, Je temps n'evolue pas. II 
suffit pour s'en convaincre de lire les arguments avances par 
Je Conseil federal dans son message ou d'ecouter ceux qui 
ont ete presentes ici par les opposants a !'initiative. Ce sont 
a Ja lettre presque les memes que ceux entendus en 1975. Et 
pourtant l'on aurait pu s'attendre, de Ja part du Conseil 
federal au moins, a une analyse moins generale, molns 
superficielle des questions soulevees par !'initiative vu l'im­
portance de l'objet. Cela est partlculierement vrai a propos 
des rapports entre Ja legislation et les conventions collec­
tives. On ne peut pas soutenir que fixer dans Ja constitution 
Ja duree maximale de Ja duree du travail hebdomadalre est 
en contradiction avec une politique des conventions collec­
tives. En ce qui concerne l'interElt de !'Industrie d'exporta­
tion, il importe de rappeler que, en general, les grandes 
industries d'exportation connaissent deja Ja semaine de 40 
heures ou presque et n'ont donc rien a craindre d'une 
initiative de ce type-Ja. 
Une analyse plus serieuse aurait ete d'autant plus justifiee 
que !'initiative en dlscusslon, par ses dispositlons transi­
toires, corrige Ja rigidite de !'initiative de 1975 et prevoit une 
introduction par etapes de la semaine de 40 heures, de 
fac;on a tenir compte des besoins regionaux et des secteurs 
partlculiers et a laisser a l'economie une periode d'adapta­
tion raisonnable variant de trois a dlx ans. 
En conclusion, las arguments emis contre !'initiative ne sont 
pas serieux. Ce n'est pas l'analyse des faits qui prima sur Je 
choix qu'on nous propose mais une attitude ideologique, 
opposee a toute mesure legislative dans le domaine des 
conditions de travail des salarles. Le fait n'est pas nouveau 
du reste. S'il fallait une preuve de cet etat d'esprit, il suffirait 
de rappeter une affirmation contenue dans Je message du 
Conseil federal et qui a ete reprise dans ce Parlament: 
«L'initlative entraverait Je developpement ulterleur d'autres 
formes de reduction de Ja duree du travail, teile que la 
prolongation des vacances, l'introductlon de Ja retraite anti­
cipee.» Lorsqu'on connait l'attitude adoptee en ce qui 
concerne Ja retralte anticipee on est en droit, Monsieur Je 
Conseiller federal, de douter du serieux et mElme de Ja 
bonne foi de certalns arguments presentes contre !'initia­
tive. 
Pour toutes ces raisons, je vous invite a soutenir Ja minorite 
de Ja commission et a accepter !'initiative. 

pas uniquement les chaines de montage mecanique. Les 
progres de l'informatique, en particulier ceux prevus dans 
quelques annees pour Ja reconnaissance de Ja voix du 
proprietaire de l'ordinateur, entraineront peut-etre dans Je 
secteur tertiaire des problemes comparables a ceux dont on 
vient de parler. 
Evidemment, nous sommes egalement obliges de nous 
demander ce qui se passerait en cas d'explosion de Ja 
capacite de productivite. A ce propos, Ja majorlte de notre 
groupe prefererait une situation dans laquelle les gens tra­
vailleraient moins, plutöt qu'une situation dans laquelle ils 
travailleraient autant·en produisant de maniere dementlelle, 
ce qui contribuerait a un pillage accelere de Ja planete, a 
condltion qu'on parvienne a vendre les produits, ce qui raste 
encore a prouver. 
Nous devons donc juger !'initiative non seulement en fonc­
tlon de ce qu'elle ameneralt dans Ja situation actuelle. SI tel 
etait Je cas, surtout avec sa seule dlsposition transitoire, 
notre groupe s'y serait clairement oppose. Mais, Ja situation 
a venir que, en tant que legislateur, nous avons Je devoir de 
prevoir nous donne a penser qu'il vaudrait mieux, a ce 
moment-la, disposer de l'outil que propose le premier para­
graphe de !'initiative, a savoir Ja possibilite si ce n'est l'obfi­
gation de compenser l'augmentatlon de la productivite par 
une dlminution du temps de travail, probablement sans 
compensation de salaire, puisqu'au-dela de 40 heures il n'en 
est pas fait mention. En ce qui nous concerne, pour ce faire, 
nous devrons peut-etre accepter la chose beaucoup plus 
discutable qui est Je passage a 40 heures avec Ja compensa­
tion integrale du salaire qui est d'inspiration des annees 
cinquante. · 
Nous devons etablir un bilan en toutes choses. Le fait que Ja 
Suisse ne soit pas toujours tres rapide a s'adapter aux crlses 
peut parfois Eitre une qualite, car de iemps en temps alles 
sont resolues avant que l'on ait besoin d'intervenir. Mais, 
dans Je cas present, cela pourrait Eitre un defaut important. 
Ainsi, une majorite de notre groupe est encline a accepter 
!'initiative en partant du principe que l'applicatlon de Ja 
premiere partle sera surtout effectuee gräce a des diminu­
tions du temps de travail, probablement sans compensatlon 
de salaire. Du point de vue de Ja productlvite, . Je fait de 
passer a 40 heures, avec une compensatlon integrale du 
salaire, n'est pas insupportable pour notre pays. 

Mme Jeanpr6tre: Defendre !'initiative des 40 heures, c'est 
avoir un peu Je sentlment de livrer un veritable baroud 
d'honneur. Le message du Conseil federal lui a slgnifle un 
refus assez sommaire. Le Conseil des Etats l'a balayee et Ja 
majorite de Ja Commission du Conseil national s'y est aussi 
opposee. Oepuis lors, quelques cas douloureux certes, d'en­
treprises devant se separer d'une grande partie de leur 
personnel, donneraient a penser a certains que Ja conjonc­
ture economique est morose et qu'avolr du travail, et meme 
trop de travail, est en soi un priVilege. 
Une analyse un peu plus approfondle nous revelerait que 
chaque entreprise en dlfficulte ne vit une teile situation que 
pour des raisons ponctuelles, bien souvent liees a une 
gestion et conduite des affalres defaillantes qui n'ont rien a 
voir avec le contexte economique general dont tout laisse a 
penser qu'il est bon. J'en veux pour preuve les dernlers 
chiffres que !'Office federal de la statistlque federafe vient de 
publier sur les resultats comptables des entreprises suisses. 
Quant a la productivite dans notre pays, eile affiche une 

M. Brelaz: L'initlative- mes predecesseurs a Ja tribune l'ont progression impressionnante ces dernieres annees. 
deja dit- pose un certain nombre de problemes. On peut lui Un argument classique du refus d'entree en matlere sur 
reprocher de vouloir Je beurre et l'argent du beurre. Nean- !'initiative des 40 heures est de dire qu'une telle revendlca-
moins, nous devons tenir compte de l'evolution, non seule- tion est incompatible avec !'ordre juridique suisse. C'est · 
ment de celle des annees precedentes, mais egalement de oublier. que Ja legislatlon concernant Ja duree du travail 
ceile envisageable ces prochaines annees. Or, jusqu'a main- repose sur le princlpe constitutionnel introduit en 1874, 
tenant, Je debat a fortement sous-estime l'evolution techno- selon lequel Ja Confederation peut legiferer en Ja matiere 
logique previsible pour les annees a venir. pour proteger la sante des salaries. Or, d'une part, Ja notlon 
Je vous rappelle ou je vous apprends qu'il existe aujourd'hui de sante est conc;ue aujourd'hui de maniere plus large: eile 
au Japon des usines qui avaient, il y a peu de temps, 1500 inclut Ja notion de bien-etre physique, psychique et social. 
employes et actuellement moins de dix, parce qu'elles sont D'autre part, l'intensification du travail qui decoule des 
entierement automatisees. L'automatisatlon ne concerne nouvelles techniques, entraine une augmentation des rls-
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ques de surmenage et de stress. Les clavistes alignes der­
riere le terminal n'ont-ils ou n'ont-elles pas remplace les 
ouvriers a la chaine du debut du siecle. On dit que le stress 
augmenterait si la duree du travail diminuait. C'est faux, car 
c'est l'organisation du travail qui evolue dans le sans d'una 
intansification. Ca phenomene axiste an soi. Etre soumis 
moins longtamps a un travail da taute maniere intanse, c'est 
le moyen le plus efficace de diminuer les effets nefastes du 
stress. Le message du Conseil federal est particulierement 
insatisfaisant en ca qu'il neglige precisement l'aspect social 
de la diminution de ta duree du travail, pour se limiter a son 
seul aspect economiqua. L'augmentation du temps de loi­
sirs fait partie de ca bien-ätre soclal, et nous ne sommes pas 
en droit de redouter ou de qualifier l'usage qui en sera fait, 
pour justifier le maintien d'une duree de travall excessive 
par rapport aux pays qui nous entourent. 
Quant au travail au noir et a son hypothetique augmentation 
an cas d'abaissement de la duree du travail, il faut preciser 
qu'il ne consiste pas a s'adonner a des activites durant ses 
heures de loisirs, pour son campte ou celui de son voisin, 
mals bien a executer une activite autonome et precise sous­
traite aux assurances sociales et au fisc. La crainte semble­
ra!t partagee par certains de voir de telles activites auto­
nomes, paralleles, augmenter. C'est oublier que ca secteur 
de travail clandestin ne pese pas lourd dans l'economie de 
notre pays, toutes les etudes le demontrent. Cela tient a nos 
institutions et a notre legislation. 
Pour conclure, si !'initiative met l'accent sur la necasslte 
d'assurer au travailleur une part equitable de l'accroisse­
ment de la productivlte d0 au progres technique, eile met 
implicitement aussi le doigt sur un phenomena economique 
et social auquel nous nous devons de präter la plus grande 
attentlon. La Suisse, en raison mäme de son haut niveau de 
vie, a devetoppe des secteurs d'activites importants lies au 
bien-ätre de la population - je pense aux services de sante, 
securlte, transports et toisirs - et la reduction de temps de 
travail y est plus difficile a compenser par des equipernents 
performants ou une augmentation de la productivite. Or, 
deja mafntenant, le recrutement du personnel revele que le 
marche est asseche. II n'est pas possible de laisser se 
creuser les ecarts avec les branches las plus prosperes 
parce que les jeunes vont se detourner de certains metiers 
et parce que notre dependance a l'egard de l'etranger va 
s'accroitre. C'est precisement dans cette optique d'un veri­
table interät national que l'on doit ätre conscient de l'atout 
qua represente la semaine de 40 heures. 
C'est pour cette raison qua je vous engage a accepter 
l'initiative des 40 heures, gage de dynamisme et de progres 
social ainsi que de qualite de via que nous avons non 
seulement tes moyens mais la responsabilite politique d'im­
poser, an cette fin de 20e siecle. 

Relmann Fritz: Die höchstzulässige wöchentliche Arbeits­
zeit für Arbeitnehmer ist eine der ersten Arbeitnehmer­
schutz-Bestimmungen im schweizerischen Arbeitsrecht. Sie 
verkörpert auch heute noch eine zentrale Regelung im 
Arbeitsgesetz, um die sich die weiteren Arbeitsnormen grup­
pieren. Eine Senkung der gesetzlich zulässigen Höchstar­
beitszelt_ hat in der Vergangenheit wie heute immer wieder 
zu Diskussionen und Auseinandersetzungen zwischen den 

bald einmal wesentlich unter der gesetzlich festgelegten 
Normalarbeitszeit lag. Um die Differenz zwischen gesetzlich 
und vertraglich festgelegter Höchstarbeitszeit zu verringern, 
hat der Gesetzgeber die im Arbeitsgesetzt stipulierte 
wöchentliche Höchstarbeitszeit für industrielle Betriebe in 
zwei Etappen von 48 Stunden auf 45 Stunden herabgesetzt. 
Heute stehen wir vor einer ähnlichen Situation. In verschie­
denen Branchenbereichen wurde durch Vereinbarungen 
zwischen den Sozialpartnern die wöchentliche Höchstar­
beitszeit weit unter die gesetzliche Norm herabgesetzt. So 
gilt für wesentliche Branchen wie zum Beispiel die Maschi­
nen- und Metallindustrie, die Uhrenindustrie und die Che­
miebranche, aber auch für das öffentliche Personal in einer 
grossen Zahl von Gemeinden und Kantonen die40-Stunden­
Woche. Diesem vereinbarten WIiien der Sozialpartner sollte 
auch der Gesetzgeber Rechnung tragen und die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit den vertraglich vereinbarten Verkürzun­
gen anpassen. 
Es geht nicht darum, ob man dem Gesetz oder dem Vertrag 
den Vorzug geben möchte. Beide haben In unserem Arbeits­
recht ihre Funktion. Es ist aber eine Tatsache, dass zu 
grosse Differenzen zwischen gesetzlichen und vertragli.chen 
Normen zu einer Verzerrung der Wettbewerbsvedlältnisse 
führen, das heisst zu unterschiedlichen Rahmenbedingun­
gen zwischen Vertragsfirmen und Nichtvertragsfirmen. 
In verschiedenen Branchen beklagen sich die Arbeitgeber 
über Aussenseitertum. Es kommt immer wieder vor, dass 
sich Firmen den vertraglichen Abmachungen durch Austritt 
aus der Arbeitgeberorganisation bzw. aus der Vertragsge­
meinschaft entziehen. Diese Aussenseiter haben sich nur 
noch an die gesetzlichen Normen zu halten und konkurren­
zieren damit die Vertragsfirmen. Je grösser die Differenz 
zwischen Gesetz und Vertrag, um so grösser der Anreiz, sich 
dem Vertrag zu entziehen. 
Hinzu kommen die Probleme bei der Durchsetzung vertrag­
lich vereinbarter Arbeitszeiten. Die Bewilligungspflicht für 
Ueberzeit beschränkt sich auf die gesetzlich vorgeschrie­
bene Höchstarbeitszeit, weil die Sozialpartner in der Regel 
über kein Bewilligungsverfahren verfügen. Der unkontrol­
lierten Ueberzeit über die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit 
hinaus bis zur gesetzlichen Höchstarbeitszeit ist damit Tür 
und Tor geöffnet. Diese unerfreuliche Situation wird doku­
mentiert durch zahlreiche Interventionen vori verantwortli­
chen Betriebskommissionsmitgliedern, die alle nach der 
Senkung der gesetzlichen Höchstarbeitszeit rufen. 
Was der Schweizerische Gewerkschaftsbund mit seiner 
Initiative verlangt, ist nichts anderes als das, was der Gesetz­
geber vor einigen Jahren halbwegs getan hat: das Gesetz 
Richtung Vertrag anzupassen und diese grossen Differen­
zen aufzuheben oder abzubauen. Unterschiede bestehen 
vor allem auch für das Personal ausserhalb der industriellen 
Betriebe. Dort gibt es immer noch Bereiche bis zu einer 
möglichen Höchstarbeitszeit von 60 Stunden pro Woche. 
Die Initiative bezweckt, diese unhaltbaren Unterschiede, die 
bis zu 20 Stunden pro Woche ausmachen können, mit 
einem über Jahre verteilten Stufenplan zu. vermindem. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, gemäss Minderheitsantrag der 
Kommission, dem Volk die Initiative zur Annahme zu emp­
fehlen. 

unterschiedlich interessierten Kreisen geführt. Die Fronten Müller-Meilen: Ich halte dieverfassungsmässige Festlegung 
zwischen Gegnern und Befürwortern sind die gleichen der 40-Stunden-Woche angesichts des bestehenden Trends 
geblieben. Auch die heutigen Argumente für oder gegen zur Arbeitszeitreduktion für unnötig und eher für eine 
eine Verkürzung der Arbeitszeit weichen nicht stark ab von Gefährdung bestehender, denn für eine Schaffung neuer 
denjenigen, welche in der Vergangenheit vorgebracht wur- Arbeitsplätze. Ich halte die verfassungsrechtliche Festla-
den, auch wenn sich die Prioritäten im Laufe der Zeit etwas gung des vollen Lohnausgleichs für einen unmöglichen 
verschoben haben. So waren es in den Anfängen der lndu- Eingriff in die Vertrags- und in die Unternehmerfreiheit, die 
strialislerung die unhaltbaren Zustände in den Fabriken, sich insgesamt für die Arbeitnehmer kontraproduktiv aus-
welche nach einer Verkürzung der unmenschlich langen wirkt. 
Arbeitszeiten verlangten. Der sinkende Dollarkurs zeigte die Problematl!< der Verbin-
Der Generalstreik 1918 führte zur Einführung der 48-Stun- dung von Arbeitszeitreduktion und Vollbeschäftigung. Die-
den-Woche. Später erfolgten Arbeitszeitverkürzungen in ses Zwillingspaar der Initiative würde voraussetzen, dass wir 
einzelnen Branchen aufgrund von gesamtarbeitsvertragli- Schweizer in einem abgeschlossenen Wirtschaftsraum 
chen Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeit- leben würden. Sonst kann sich die Erhöhung der Produkte-
nehmern. Das hatte zur Folge, dass die effektive Arbeitszeit kosten negativ auf die Erhaltung der Arbeitsplätze auswir-
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ken. Wir sind der Konkurrenz auf dem Weltmarkt ausgesetzt, 
und ausserhalb Europas wird teilweise zu viel niedrigeren 
Löhnen bei weit höheren Arbeitszeiten produziert. 
Wir leben vom Export. Rund 40 Prozent der Exporte gehen 
an Länder ausserhalb der EG und der EFTA. Man spricht 
immer wieder vom gefährdeten Arbeitsplatz Schweiz. Aktu­
elle Beispiele von Entlassungen bei BBC, bei Dubied und 
anderen zeigen, dass es keine leere Phrase ist. Ich halte es 
für unerwünscht, dass die Industrieproduktion immer mehr 
ins Ausland verlagert wird. Unser Land wird allzu kopflastig, 
wenn es nur noch einen Denkplatz, einen Dienstleistungs­
platz Schweiz und einen Forschungsplatz Schweiz gibt. Es 
muss sie auch geben, aber im richtigen Verhältnis zum 
Arbeitsplatz Schweiz. Das setzt aber voraus, dass die Rah­
menbedingungen für die Produktion in einem tragbaren 
Rahmen bleiben; das heisst, dass bei hohen Löhnen, wie wir 
sie im internationalen Vergleich kennen, die Arbeitszeit 
nicht allzu niedrig sein kann. 
Eine letzte Bemerkung: Alle Sozialdemokraten, auch die 
«knallgrünen» - wie sich Kollege Ernst Leuenberger aus­
drückte-, stehen voll hinter der Initiative. Also auch jene 
innerhalb der SP, die sonst viel vom Stoppen des Wirt­
schaftswachstums, ja vom Verzicht sprechen. In der Praxis 
unterstützen sie aber alle sozialen und anderen Vorlagen, 
die auf ein Mehr ausgerichtet sind. Mehr Freizeit bei minde­
stens gleichem Lohn heisst in der Praxis aber mehr Mobili­
tät, mehr Konsum. Grössere Sozialleistungen wirken eben­
falls konsumfördernd. Liegt hier nicht ein eklatanter öko­
sozialistischer Widerspruch zwischen Proklamieren und 
inkonsequentem Handeln? Ein Teil der grünen Fraktion ist 
hier wenigstens konsequenter. 
Ich halte ein nicht allzu grosses Wirtschaftswachstum für 
wünschbar, wie dies auch die Regierungsrichtlinien zur 
Erreichung des qualitativen Wachstums voraussetzen. 
Wenn wir unserer Wirtschaft die Konkurrenzfähigkeit auf 
dem Weltmarkt erhalten und wenn wir möglichst viele 
Arbeitsplätze in den Produktionsbetrieben erhalten wollen, 
dürfen wir ihnen keine unnötigen Fesseln anlegen, sondern 
haben die Flexibilität zu sichern. 
Ich lehne die Arbeitszeitinitiative aus allen angeführten 
Gründen ab. 

M. Beguelln: Le Bureau international du travail a decide 
d'inciter les pays membres, dont la Suisse, a introduire la 
semaine de 40 heures afin, entre autres, que les salaries 
puissent beneficier des progres de la productivite. 
«Quarante heures par semaine representent une prestation 
suffisante a la production et les ouvriers veulent des loisirs 
accrus pour jouir de cette production.» Cette decision etait 
prise en janvier 1933 et le representant du gouvernement 
suisse approuvait la mesure. 
Aujourd'hui, 55 ans et deux mois plus tard, !'initiative de 
!'Union syndicale demandant l'introduction par etapes des 
40 heures, se discute au Parlament. Les milieux patronaux 
lui opposent toujours la meme resistance, au moyen des 
memes arguments: les syndicats veulent brusquer les 
choses; ce n'est pas le bon moment, notre economie ne 
supporterait pas le choc. 55 ans et deux mois: ce demi­
siecle donne la mesure exacte de la sincerite de ceux qui se 
disent d'accord avec le principe. lls sont nombreux - on l'a 
entendu tout a !'heure, il y meme une unanimite, semble-t-il 
- mais ils contestent les moyens prevus. 
II taut revenir sur un point precis de l'argumentation des 
opposants a !'initiative. Que n'a-t-il pas deja ete dit de son 
influence soi-disant nocive sur la capacite concurrentielle 
de notre paysl L'ennui est qu'ils oublient toujours de mettre 
nos coüts de main-d'oeuvre en relation avec les autres 
facteurs, specialement ceux qui sonttres favorables, comme 
la productivite des salaries par exemple. Sur ce plan-Ja, nous 
sommes les champions, si l'on tient compte du produit 
interieur brut par personne employee. 
Pour l'epargne interieure il en est de meme, ce qui permet a 
notre industrie de disposer de capitaux a des couts imbatta­
bles. De toute fac;on, si l'on suivait ces Cassandre, nous 
serions condamnes, au nom de la concurrence, a baisser les 
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salaires et a revenir aux 60 heures hebdomadaires au moins. 
Parlons un peu du cas Brown Boveri/ ASEA. Le sujet sensibi­
lise avec raison, en effet, l'opinion publique. BBC a degage 
un benefice de 186 millions de francs l'annee derniere et 
distribue un dividende de 6 pour cent. Presque simultane­
ment, l'entreprise annonce qu'elle va supprimer 2500 
emplois dans les deux ans qui viennent. Moralite: eile veut 
ameliorer son benefice, elle veut se concentrer sur des 
marches porteurs. Mais je releve que BBC a introduit les 
40 heures Je 1 er janvier dernier, par le biais de la convention 
collective, alors que son partenaire sueclois ASEA, Je plus 
performant des deux, en est a 38 heures depuis plusieurs 
annees deja. 
A propos· des conventions collectives qui seraient prefera­
bles a la loi pour faire avancer Ja recluction de la duree du 
travail, il convient d'apporter une precision importante. Seul 
un tiers des salaries de ce pays, dans le meilleur des cas, 
sont soumis a des conventions collectlves. Que deviennent 
les deux autres tiers? Et que faire des entreprises qui repon­
dent aux syndicats: «Nous nous en tenons aux dispositlons 
legales»? Elles sont nombreuses a preferer attendre que la 
loi change plutöt qu'a vouloir aller de l'avant individuelle­
ment. De ces entreprises-la, les associatlons patronales ne 
parlent jamais. 
C'est un fait incontestable que la tendance profonde de 
l'economie vise a ce que toujours moins de salaries produi­
sent toujours plus, dans des conditions de plus en plus 
stressantes, en abandonnant en cours de route de plus en 
plus de laisses-pour-compte. L'initiative sur la semaine des 
40 heures vise a introduire un element correctif, un element 
d'equilibre, de qualite de vie dans ce processus malsain. 
C'est pourquoi je vous invite a soutenir la proposition de la 
minorite de la commission en faveur de !'initiative des 40 
heures. 

~pältl: «Immer die gleichen Sprüche», titelte die «Schweize­
rische Handelszeitung», als sie in der Ausgabe vom 3. März 
1988 zur 40-Stundenwochen-lnitlative Stellung nahm, und 
sprach von einem «dialogue de sourds» im Nationalrat. 
Offensichtlich sind die Argumente hier wie dort erschöpfend 
aufgelistet. Gerade deshalb scheint es mir aber richtig, als 
Gegner dieser Initiative und vor allem dieser Form der Initia­
tive einige Bemerkungen zu machen. Einige tausend Mitar­
beiter im von mir geleiteten Unternehmen bewirken, dass 
ich jährlich mit diesbezüglichen Fragen konfrontiert werde. 
Ich werde nicht von wirtschaftlichem Ruin sprechen, weil 
mir Schlagworte in diesem Zusammenhang unsympathisch 
sind. Persönlich habe ich gegen die Zielsetzung, die 40-
Stunden-Woche in absehbarer Zeit soweit als möglich zu 
realisieren. nichts einzuwenden. Die 40-Stunden-Woche 
wird immer weitere Kreise erfassen. Zum Teil ist sie bereits 
realisiert, Herr Reimann hat das deutlich dargestellt. Aber 
eben - soweit als möglich. Es wird auch in absehbarer Zeit 
Wirtschaftszweige und Unternehmen geben, die gar nicht in 
der Lage sind, die 40-Stunden-Woche zu vollziehen, wollen 
sie nicht ihre Existenz aufs Spiel setzen. Es wird auch aus 
regionalen wirtschaftlichen Interessen in vielen Fällen nicht 
sinnvoll sein, verpflichtend, wie es die Initiative will, eine 
Arbeitszeitregelung durchzusetzen, weil der Zuzug zusätzli­
cher Arbeitskräfte in gewissen Regionen gar nicht möglich 
ist. Die Frage stellt sich, ob die lnitiave nicht im Widerspruch 
zur betrieblichen Struktur dieses Landes stehe, welche zu 
über 95 Prozent aus Klein- und Mittelbetrieben besteht, die 
eine solche fixe, in einem bestimmten, recht kurzen Zeit­
raum zu vollziehende Arbeitszeitreduktion vielfach nicht ver­
kraften könnten. 
Die Initiative spricht davon, sie wolle den Arbeitnehmern 
einen gerechten Anteil an der durch den technischen Fort­
schritt erzielten Produktivitätssteigerung sichern und zu die­
sem Zweck die Arbeitszeit herabsetzen. Wieso die Fixierung 
auf die Arbeitszeit? 
Gerade die Frage der Arbeitszeit ist gemäss Umfragen und 
aufgrund eigener Erfahrung beim Gros der Mitarbeiter gar 
nicht mehr eine Frage erster Priorität. Andere Wünsche und 
Forderungen wie Qualität des Arbeitsplatzes, längere 
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Ferien, Ausbildung, Flexibilität haben einen deutlich höhe­
ren Stellenwert. 
Wenn wir die Mitarbeiter an der Produktivitätssteigerung 
oder sogar am Erfolg des Unternehmens teilnehmen lassen 
wollen, soll das nicht stur verpflichtend über die Arbeitszeit 
geschehen. Beat Kappeler, Sekretär des SGB, sagt in einem 
Artikel zur Arbeitszeitverkürzung: «Damit ist auch klar, dass 
die vermehrte Freizeit eine Alternative zur Reallohnerhö­
hung bieten soll, dass also wirtschaftlich ausgedrückt die 
Leistungssteigerung nicht zweimal entgolten werden soll.» 
Damit zeigt sich, dass die Initiative mit ihrer einseitigen, 
verpflichtenden Ausrichtung auf die Herabsetzung der 
Arbeitszeit wichtige andere Interessen der Arbeitnehmer 
nicht berücksichtigt und damit sinnvolle Kombinationen 
unterschiedlicher Massnahmen nicht zulässt. 
Um diesen «dialogue de sourds» etwas aufzulockern eine 
abschliessende Bemerkung: Wer gegen diese Initiative ein­
gestellt ist, ist noch lange nicht gegen eine Berücksichti­
gung der Interessen der Mitarbeiter eingestellt. Kein ver­
nünftiger Mensch wird den Mitarbeitern einen sogenannten 
«gerechten Anteil am Erfolg des Unternehmens» vorenthal­
ten. Das Ausmass wird immer ein Diskussionspunkt bleiben. 
Aber dieser Anteil muss in verschiedenen Richtungen gehen 
können: Ferien, Reallohn, eventuell Verbesserungen im frei­
willigen sozialen Bereich und nicht nur in Richtung Arbeits­
zeit. Sie muss auch der Situation in den einzelnen Wirt­
schaftszweigen, den einzelnen Regionen und den Unterneh­
mungen Rechnung tragen. 
Die schweizerischen Unternehmen haben im allgemeinen 
gezeigt, dass diese Richtung verfolgt wird, sei es durch 
Massnahmen seitens des Betriebes in Absprache mit den 
Mitarbeitern oder aufgrund von Vereinbarungen unter den 
Sozialpartnern. Ich hoffe und nehme an, dass dies auch 
weiterhin der Fall sein wird. 

Graf: Die Gewerkschaften wurden seinerzeit gegründet, um 
den Arbeitnehmern bessere Arbeitsbedingungen - was 
immer gesamthaft darunter betrachtet werden kann - zu 
verschaffen. Es ist den Gewerkschaften zu verdanken, wenn 
teilweise archaische Zustände in der Arbeitswelt verschwun­
den sind. Die weitaus überwiegende Zahl der Arbeitnehmer 
ist denn auch heute mit dem Erreichten zufrieden. Aller­
dings liegt es in der menschlichen Natur, dass man darnach 
strebt, den zurzeit gültigen Standard weiter zu verbessern. 
Das tun ja nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch die 
Arbeitgeber. 
Ich möchte dieses Streben von beiden Seiten als durchaus 
legitim bezeichnen. Nachdem jedoch ein gewisses Niveau 
erreicht ist, sind nur noch kleine Schritte zu weiteren Ver­
besserungen möglich-seien das jetzt die Verkürzungen der 
Arbeitszeit, die Verlängerung der Ferien, das Gewähren 
eines Bildungsurlaubes oder die Anhebung des Lohnes. 
Diese Schritte haben sich nach den wirtschaftlichen Gege­
benheiten und Möglichkeiten zu richten, die in der Regel 
keine grossen Sprünge mehr erlauben. 
Einen• solchen grossen Sprung aber möchte die Initiative 
des Gewerkschaftsbundes tun. Der Schweizerische Gewerk­
schaftsbund will durch seine Initiative die stufenweise Her­
absetzung der Arbeitszeit ohne Lohneinbusse herbeiführen. 
Er will den Arbeitnehmern einen Anteil an den Produktions­
steigerungen sichern, die durch verbesserte Techniken 
erreicht worden sind. Ziel ist die Senkung der wöchentli­
chen Arbeitszeit auf 40 Stunden bei vollem Lohnausgleich. 
Darüber hinaus behält sich die Initiative aber ausdrücklich 
noch weitere gesetzliche Arbeitszeitverkürzungen vor. 
Demgegenüber schreibt der Bundesrat in seiner Botschaft, 
dass mit der Initiative die Anpassungsfähigkit der schweize­
rischen Wirtschaft, gerade in der heutigen Phase einer 
entscheidenden Umstrukturierung, durch gesetzliche 
Schranken geschwächt werde. Die Unkostenbeiträge der 
Arbeitgeber durch Löhne und Sozialbeiträge hätten laufend 
zugenommen. Eine Mehrbelastung sei unzumutbar. 
Das sind zwei sehr gegensätzliche Auffassungen. Persönlich 
glaube Ich nicht, dass gesetzliche Bestimmungen der rich­
tige Weg sind, um in der gesamten schweizerischen Wirt-

schaft gleiche Verhältnisse zu schaffen. Denn zweifelsohne 
verläuft die konjunkturelle Entwicklung zu keiner Zeit in 
unserer gesamten Wirtschaft parallel. Das erleben wir 
gerade heute, wo die wirtschaftliche Situation als gut 
bezeichnet werden kann, aber zum Beispiel die Maschinen­
industrie eine ausgesprochen negative Ausnahme macht. 
Die Möglichkeiten zu Verbesserungsschritten sind demnach 
von· Branche zu Branche verschieden. Das war doch der 
Grund, weshalb sich in unserem Land das Institut des 
Gesamtarbeitsvertrages entwickelt und jahrzehntelang 
bestens bewährt hat Einmal konnte in der einen Branche, 
dann wieder in der anderen ein Schritt vorwärts getan 
werden. 
Allerdings - das sei nicht verschwiegen-gibt es leider noch 
Branchen und Berufe, wo von generell schlechten Arbeit­
nehmerverhältnissen gesprochen werden muss. Ich denke 
da an das Verkaufspersonal. Hier ist praktisch ausnahmslos 
immer noch miese Entlöhnung gang und gäbe. Nicht zuletzt 
dürfte diese Situation darauf zurückzuführen sein, dass das 
Verkaufspersonal gewerkschaftlich kaum oder ungenügend 
organisiert ist. Hier liegt - nach meiner völlig unmassgebli­
chen Meinung - vielleicht ein braches Feld für gewerk­
schaftliche Aktivitäten. Doch auch im eben erwähnten Ver­
kaufssektor muss eine Verbesserung bzw. Beseitigung dar 
Missstände durch einen Gesamtarbeitsvertrag angestrebt 
werden. Ich bezweifle nämlich, dass die Festlegung der 
Arbeitszeit in der Verfassung, wie dies angestrebt wird, 
wirtschaftlich vernünftig ist. Und ich glaube schon gar nicht 
daran, dass dadurch die Arbeitslosigkeit bekämpft werden 
kann. Schauen Sie nach der Bundesrepublik Deutschland 
oder nach Frankreich, dann haben Sie den richtigen An­
schauungsunterricht. 
Alles in allem hat sich in der Schweiz das Institut der 
Kollektiwerträge und der Einzelarbeitsverträge als segens­
reich erwiesen. Diese müssen - da hat Kollege Stappung 
recht- aber noch viel breiter ausgedehnt werden. Doch gibt 
es keinen plausiblen Grund, die Vertragsautonomie der 
Sozialpartner abzuschaffen. Darauf würde aber die 
Annahme der Initiative schliesslich hinauslaufen. 
Ich kann deshalb der Initiative nicht zustimmen. 

Rechstelner: Gestatten Sie mir, mit einem Zitat zu begin­
nen: «Das Gesetz ist verwerflich, weil es den Normalarbeits­
tag festsetzt, wodurch der Grundsatz der persönlichen Frei­
heit verletzt und die Konkurrenzfähigkeit verschiedener 
Industriezweige schwer beeinträchtigt wird. Oder wollt ihr, 
dass der freie Schweizer des ursprünglichsten aller Rechte, 
des Rechtes, nach seinem Belieben über seine Arbeitskraft 
zu verfügen, beraubt werde? Mitbürger, der Erlass im 
gegenwärtigen Moment klingt wie ein Hohn auf die derma.. 
lige Notlage unserer Industrie und auf deren trübe Aussich­
ten in die Zukunft. Weist diesen Versuch der Staatsgewalt, 
den freien Bürger zu bevormunden, mit Entschiedenheit 
zurückt» 
Diese Polemik, dieses wörtliche Zitat aus der «NZZ» im 
Kampf gegen das Fabrikgesetz 1877, klingt fast so vertraut 
wie die Stellungnahmen der Arbeitgeber, des Centre patro­
nal beispielsweise, heute zur 40-Stundenwochen-lnitiative 
des Gewerkschaftsbundes. 
Wenn es um den Kampf oder die Auseinandersetzung zwi­
schen Kapital und Arbeit geht, kann eine Initiative, wie die 
jetzt zur Diskussion stehende, noch so gemässigt und 
zurückhaltend sein, bekämpft wird sie wie seinerzeit das 
Fabrikgesetz mit den immer gleichen Schlagworten wie: 
Freiheit, Flexibilität und Konkurrenzfähigkeit, wobei natür­
lich mit «Freiheit» hier die Freiheit zur möglichst ungehin­
derten Ausnützung der Arbeitskraft gemeint ist. Dazu 
kommt heute im Vergleich zu früher regelmässig nur noch 
das Hohelied der Sozialpartnerschaft, dies wenigstens dann, 
wenn es gegen gesetzliche Schutzbestimmungen anzutre­
ten gilt. 
Bezeichnend ist es leider auch, dass sich der Bundesrat 
diese Schlagworte in seiner Botschaft noch zu eigen macht. 
Dass sich der Bundesrat nicht die Mühe macht, sich ernst­
haft mit der Initiative auseinanderzusetzen, darf natürlich 
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nicht unabhängig vom wirtschafts- und sozialpolitischen 
Klima allgemein betrachtet werden. Wir befinden uns zur 
Zeit in einer Phase, in der auf verschiedenen Ebenen ver­
sucht wird, sozialpolitische Errungenschaften rückgängig 
zu machen, durch Flexibilisierung und Deregulierung- den­
ken wir an das Nachtarbeitsverbot-, durch die Vorstösse 
bürgerlicher Parteien und Gremien auf Erhöhung des Ren­
tenalters der Frauen. 
Die Initiative des Gewerkschaftsbundes ist ein Mittel, um 
diesem geplanten Sozialabbau entgegenzutreten. Wir befin­
den uns ja gleichzeitig in einer Phase, in der Entlassungen 
im grossen Stil - auch in der Schweiz - zur Tagesordnung 
werden und in der zwar investiert wird, neue Investitionen 
aber häutig Rationalisierungsinvestitionen und somit mit 
Arbeitsplatzverlusten verbunden sind. Aus beschäftigungs­
poiitischen Gründen, aber auch zur Förderung tatsächlicher 
Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern müsste 
jetzt eigentlich die 35-Stunden-Woche anvisiert werden. In 
diesem Sinne hinkt unsere Diskussion hier eigentlich dem 
notwendigen Thema hintennach. Die 40-Stundenwochen­
lnitiatlve ist nicht mehr als ein Minimum, der neue Kampf um 
den 8-Stunden-Tag bei 5 Arbeitstagen pro Woche. Wenig­
stens ctiesem Minimum müsste zugestimmt werdenl 
Herr Blocher h~ sich mit der Kaiseraugst-Motion für die 
Aktionäre, für seine Freunde bei der Motor Columbus und 
bei den Grossbanken in die Bresche geschlagen. Mit der 
Initiative zur Herabsetzung der Arbeitszeit soll etwas für 
diejenigen, die für Lohn arbeiten, für die durch die ABB und 
Dubied Entlassenen und für alle durch Arbeitslosigkeit 
bedrohten Ma11$0hen getan werden. 

mitgiieder wenden sich vom Berufe ab. Das gleiche gilt 
natürlich auch für bestimmte andere Berufsgattungen, ins­
besondere für die Selbständigerwerbenden im Gastgewerbe 
oder in der Lebensmittelbranche. Ich bilde mir natürlich 
nicht ein, dass ich mit meinem Appell die Initianten oder die 
Unterzeichner des Minderheitsantrages zum Rückzug bewe­
gen kann. Vielleicht sind Sie aber doch bereit, diese ständig 
sich vergrössernde Diskrepanz in der Arbeitszeit zur Kennt­
nis zu nehmen. Die Kleingewerbler, die Landwirte fragen 
sich mehr und mehr, wie das enden soll mit der Arbeitszeit­
verkürzung, mit diesen sich immer wiederholenden Initiati­
ven der Gewerkschafter. Die Erfahrung zeigt doch - auch 
wenn man etwas herumhört im Volk -, dass sie vom Fuss­
volk eben gar nicht oder nur zum Teil mitgetragen werden. 
Ich bitte Sie daher, der Initiative nicht zuzustimmen bzw. sie 
dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen. 

Allenspach: Die Schweiz ist das Land mit· den höchsten 
Arbeitskosten pro Arbeitsstunde. Die Schweiz ist gleichzei­
tig das Land mit der geringsten Arbeitslosigkeit. Die 
Schweiz ist auch-zugegebenermassen -ein Land mit einer 
relativ langen Arbeitszeit. Die Länder, die Herr Stappung als 
vorbildlich für die Regelung der Arbeitszeit bezeichnet hat, 
weisen Arbeitslosenraten von 10 bis 14 Prozent auf. Wollen 
wir das, ist das unser Ziel? 
Wenn unsere gesetzliche Höchstarbeitszeit dem gängigen, 
internationalen Durchschnitt angeglichen wird, dann 
besteht die Gefahr, dass mit der Zeit auch eine Anpassung 
des Lohnniveaus nach unten und der Arbeitslosenraten 
nach oben eben an diesen internationalen Standard erfolgt. 
Die Konsequenzen wären für die Arbeitnehmer und für die 

ROttlmann: Ich hinke noch weiter hintennach als Herr Rech- Arbeitgeber unerfreulich. · 
steiner, ich bin nämlich für Ablehnung der Initiative. Ich bin Die tatsächliche Arbeitszeit liegt heute unter den gesetzli-
auch der Meinung, dass die Arbeitszeit in den Gesamtar- chen Höchstlimiten. Sie wurde in den letzten Jahren schritt-
beitsverträgen geregelt werden sollte. Einige Gedanken weise reduziert. Die tatsächliche Arbeitszeit dürfte auch in 
dazu: den nächsten Jahrzehnten mit Sicherheit weiter abnehmen. 
Als Argument für die Arbeitszeitverkürzung wurde von jeher Das ist indessen kein Grund, die gesetzlichen Arbeitszeitli-
dle Produktivitätssteigerung am Arbeitsplatz angeführt. Ich miten herabzusetzen. Gesetzliche Arbeltszeitlimlten sind 
habe dafür Verständnis. Es ist richtig, dass das dem Arbeit- gerechtfertigt, soweit es um den Gesundheitsschutz der 
nehmer auch zugute kommen soll. Die Frage ist nur, wie Arbeitnehmer geht. Niemand wird aber behaupten, die Her-
weit man dies tun soll. . absetzung der gesetzlichen Arbeitszeitlimite von 44 Stunden 
Es schleckt keine Geiss weg, dass immer mit Arbeitszeitver- pro Woche auf 40 Stunden sei aus Gründen des Gesund-
kürzungen eine gewisse Teuerung einhergeht, sei es durch heitsschutzes notwendig. Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, 
nötige Person!USIJfstockung oder durch den Produktionsab- den aus Granden des Gesundheitsschutzes notwendigen 
bau, denn bis jetzt hat ja niemand auf Lohn verzichtet, wenn Rahmen zu ziehen. 
er weniger Arbeitszeit hatte. Die Maschinen, die Apparate DarOber hinaus aber sollten die Dlrektbeteiligten bestimmen 
und die Computer kosten sehr viel Geld. Die Arbeitskräfte können, ob sie kürzere Arbeitszeiten, mehr Lohn oder eine 
müssen und wollen daneben trotzdem bezahlt sein. In der Verbesserung der Sozialleistungen vorziehen. Man kann 
Tat, unsere Produktion ist im internatic;malen Vergleich zu Produktivitätserträge nicht mehrfach verteilen. Wir brau-
teuer geworden. Die vor einer Woche bekannt gewordene chen heute Produktivitätserträge in vermehrtem Masse auch 
Strukturreform mit Massenentlassungen bei ABB Baden ist für den Staat und für den Umweltschutz. Es ist eine Illusion 
nicht nur auf die Dollarbaisse zurückzuführen, sondern anzunehmen, die schweizerische Wirtschaft könnte die 
auch auf unseren teuren Werkplatz. Das wurde auf breiter höchsten Löhne, die höchsten Sozialleistungen, die kOrze-
Ebene erkannt. sten Arbeitszeiten verkraften und dabei erst noch konkur-
Es geht mir in keiner Weise um Lohnabbau; wir alle haben renzfähig sein. Es ist eine Illusion zu glauben, dass nach 
gerne einen rechten Lohn, aber wir können nicht gleichzei- Annahme der Initiative gesamtarbeltsvertraglich . Ober 
tig beides haben: Arbeitszeitverkürzung und den höchsten Arbeitszeiten von weniger als 40 Stunden verhandelt wird. 
Lohn. Hier ist der Vergleich mit dem Ausland unpassend. Die Unternehmen sind dazu nicht in der Lage. Deshalb 
Der Grund, weshalb ich ans Rednerpult gekommen bin, ist, würde die Annahme der Initiative dazu führen, dass aus den 
dass ich Ihnen einen weiteren Aspekt der Arbeitszeitverkür- Gesamtarbeitsverträgen die Bestimmungen Ober die 
zung kurz darlegen möchte, nämlich den Vergleich mit Arbeitszeit verschwinden würden. Es ist bedauerlich, dass 
anderen Bevölkerungsgruppen, insbesondere mit der Land- der Gewerkschaftsbund eine Politik einschlägt, die die 
wirtschaft. Wer Tiere hält und sie auch tierschutzkonform Gesamtarbeitsverträge materiell aushöhlt und ausplOndert. • 
pflegt und füttert, dem ist es unmöglich, der modernen Ich habe dem Votum von Herrn Stappung aufmerksam 
Arbeit~eit~ und Freizeitentwicklung zu folgen. Ich denke zugehört. Dieses Votum hat mich betroffen gemacht. Herr 
insbesondere an das Wochenende und an die Feriengestal- Stappung sprach immer von den «sogenannten Sozialpart-
tung. Das gjbt unOberwindilche Schwierigkeiten. Hier sind nern». Ich wende mich gegen eine solche negative und 
wir in der Land~irtschaft Nachzügler. Dieses Wort hat der herabsetzende Bezeichnung. Die Sozialpartnerschaft ist für 
Sprecher der 1ozialdemokratischen Fraktion kreiert. Wenn mich etwas Echtes und nicht etwas Sogenanntes. Sie ist 
ein Bauer 8 Tage oder - wenn es gut geht - 14 Tage Ferien auch für unsere Staats.., Wirtschafts- und Gesellschafts-
machen kann und dafür Oberhaupt eine Aushilfe bekommt, struktur unerlässlich. Wir sollten diese Sozialpartnerschaft 
so ist das schon viel. Das nennt man eben die berühmte pflegen und ihr nlcht immer Aufgaben wegnehmen und auf 
LebensqÜalitll Die Folge davon ist zwangsläufig, dass nie- den Staat übertragen. 
mand mehr ein Angestelltenverhältnis in der Landwirtschaft Aus diesen Granden lehne ich diese Gewerkschaftsinitiative 
eingehen will, und-noch schlimmer-die eigenen Familien- ab. 
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Zwygart: Ich bin .selber Gewerkschaftsmitglied des SVEA 
und sozusagen von Amtes wegen auch im Lehrerverein. Das 
möchte ich vorausschicken, bevor ich mit meinen Ausfüh­
rungen beginne. 
Im Bericht über die Legislaturziele steht auf Seite 49 folgen­
des: «Die neuen Technologien ermöglichen eine gewisse 
Flexibilisierung der Arbeitszeit und Arbeitsorganisatlon. 
Diese wird einmal aus wirtschaftlichen Gründen unerläss­
lich. Sie kommt aber auch individuellen Bedürfnissen der 
Beschäftigten entgegen. Flexiblere Arbeitszeiten erleichtern 
es weiblichen wie männlichen Beschäftigten, Berufsarbeit 
und Familienpflichten besser in Einklang zu bringen. Es 
können somit wichtige Voraussetzungen für die gesell­
schaftliche Gleichstellung von Mann und Frau geschaffen 
werden. Aber auch in rechtlicher Hinsicht sind für die 
Gleichbehandlung von Mann und Frau noch verschiedene 
Gesetzesrevisionen nötig.» 
Die Gleichstellung von Mann und Frau wird durch die vorlie­
gende Initiative nicht erleichtert, sondern erschwert. 
Weiter führt der Bericht aus: «Für viele Menschen ist heute 
Selbstverwirklichung in Beruf, Familie und Freizeit entschei­
dend geworden. Sie möchten vermehrt kreativ tätig sein und 
ihren kulturellen Interessen nachgehen können. Kulturelle 
Vielfalt und nationale Identität prägen unser föderalistisch 
aufgebautes Staatswesen. Künftig werden sich aber auch 
die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
verstärkt auf die gesellschaftliche und kulturelle Entwick­
lung unseres Landes auswirken.» 
Ueber die Selbstverwirklichung kar:m man verschiedener 
Meinung sein; sie wird oft als rücksichtsloses Handeln 
gegenüber Mitmensch und Umwelt missverstanden. Heute 
ist aber in der Arbeitswelt Rücksichtnahme geboten. Ohne 
die Rücksichtnahme können wir die anstehenden Probleme 
nicht lösen, auch nicht in bezug auf die Arbeitszeit. 
Die aus unserer Sicht einseitige 40-Stundenwochen-lnitia­
tlve ist eigentlich ein Armutszeugnis gewisser gewerkschaft­
licher Gruppierungen. Was vor allem stört, ist die Verstär­
kung des Eindruckes, dass Arbeit etwas Lästiges ist, dass 
Arbeit um alles in der Welt vermieden werden soll. Ich 
erachte es aber auch als eine der Gewerkschaftsaufgaben, 
Ober den Sinn der Arbeit nachzudenken. Das kann man aber 
durch die einseitige Forderung nach weniger Arbeitszeit 
schlecht. Und dann wundern sich die Gewerkschafter, wenn 
die Arbeiter nicht mehr Arbeiter sein wollen. Arbeiten ist für 
uns Menschen etwas Sinnvolles, nicht immer ohne Mühe 
zwar. Arbeit kann und sollte uns Freude bereiten. Von die­
sem Hintergrund merken wir nichts bei der Forderung nach 
der 40-Stunden-Woche, vor allem auch in der neueren 
Begründung. Eine Hausfrau und Mutter, um einen weiteren 
Aspekt neben der Landwirtschaft und dem Kleingewerbe 
aufzuführen, kann nur träumen von solchen Zuständen. Das 
gute Zusammenwirken von allen Berufsständen, von Mann 
und Frau, können kaum durch gesetzliche Regelungen 
gestaltet werden. Trotzdem sind Lösungen nötig. Wird die 
menschliche Arbeit schlecht gemacht oder zu teuer, sucht 
man sich Ersatz durch Maschinen. Eine solche Gesellschaft 
und Wirtschaft, die ausschliesslich aus Maschinen besteht, 
wollen wir nicht Es gilt aber gleichzeitig· mitzuhelfen, 
Arbeitsplätze mit sinntötender Arbeit auszumerzen. Der 
«Ertrag» aus den Produktivitätssteigerungen muss sinnvoll 
verteilt werden, wie hier mehrfach ausgeführt wurde, aber 
nicht durch eine einseitige Verfassungsbestimmung. Des­
halb sind wir von der EVP der Meinung, dass diese Volksin­
itiative zur Herabsetzung der Arb(;)itszeit ein falscher Weg ist 
und andere Wege gesucht werden müssen. 

M. Spielmann: Beaucoup d'intervenants ont deja parle du 
developpement technologique. Je voudrais aussi rappeler, 
tres rapldement, que notre epoque est effectivement carac­
terisee par de fantastiques developpements des technolo­
gies. SI, dans un premier temps, l'actlvite de la main a ete 
remplacee par la machine, ce devetoppement va aujourd'hui 
jusqu'a remplacer certalnes fonctions du cerveau. La carac­
teristique principale de ces transformatlons est une aug­
mentation sans precedent de la productivite du travail. Les 
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statistiques, bien presentees dans !'excellent rapport de 
M. Beat Kappeler, le demontrent. La productlvite du travail a 
augmente de fa<;on considerable au cours de ces dernieres 
annees. 
Face a ces enjeux, face a ces mutations fantastiques qui ne 
touchent pas seulement le travail mais la vie en general, la 
diminutlon du temps de travail est certainement une exi­
gence indispensable et necessaire, l'exigence numero un de 
cette realite. D'ailleurs, personne a cette tribune n'a discute 
l'idee meme d'une teile diminution. Donc, on peut dire que 
la diminution du temps de travail est une necessite econo­
miqw" 
En ce qui concerne l'aspect sociat, il a ete dit tres peu de 
choses. Sur ce plan aussi, la diminution du temps de travail, 
nous offre de nouvelles possibilites. Pour realiser davantage 
la vie assoclative, pour ameliorer et creer des espaces de 
liberte pour vivre en dehors de son temps de travail, ces 
nouvelles technologies permettent aussi de degager ce 
temps llbre. La diminution du temps de travail est donc aussi 
necessaire et souhaitable sur le plan social. Toutefois, le 
probleme pose par plusieurs orateurs a cette tribune, est de 
savoir sous quelle forme. J'ai ete touche de voir les diffe­
rents milieux de ce Parlament nous proposer toutes sortes 
de formules: augmentation des vacances, augmentation des 
salaires, diminutlon de la ,duree annuelle de travail. Cepen­
dant, j'ai entendu peu de gens parler de la diminution de 
l'äge de la retraite, je ne sais pas si cela tlent a certaines 
propositlons qu'ont faites l'un ou l'autre de vos groupes, 
mais la diminution du temps de travail n'est pas contestee. 
Quelle forme choisir? La duree hebdomadaire, a defaut 
d'etre originale, est certainement des plus efficaces et celle 
qui permet de mieux harmoniser la vie associative et la vie 
des familles. 40 heures est une forme tout a fait legitime, pas 
plus que les autres mais on aura d'ailleurs l'occasion d'en 
redlscuter; eile est parfaitement valable, viable et pertinente. 
En ce qul conceme les moyens, beaucoup ont adresse des 
reproches aux syndicats - M. Allenspach a meme dit a 
propos de !'Intervention de M. Stappung qu'il designait de 
manlere un peu critique les partenaires sociaux - mais les 
travailleurs de ce pays constatent auiourd'hui quelle est la 
pratlque de cette vie associative, de cette prosperite qui 
profite a tous gräce a la paix du travail, comme le disait 
M. Friderlci. lls se rendent compte qu'on les roule avec cette 
prosperite qui va a sens unique. 
Le moyen utilise face a cette reallte aujourd'hui du parte­
naire social qui ne repond pas aux engagements quand il 
s'aglt des condltions de licenciements et de l'avenlr de 
l'entreprise est parfaitement legitime. II a ete rappele - je 
tiens a le faire aussi - qu'il ne s' agit pas seulement au travers 
de conventions d'obtenir des diminutions sectorielles, mais 
de poser le probleme d'une fai;on beaucoup plus generale 
pour que cela touche tous les travailleurs, y compris ceux 
qul ne beneficient pas des conventions collectlves. 
Pour moi, cette initiative est necessaire sur le plan economi­
que, souhaitable sur le plan soclal, bonne dans sa forme et 
utllise les bons moyens. La conclusion a tirer est claire II taut 
accepter le rapport de minorite ainsi que l'initiative. 

Stappung: Herr Allenspach hat darauf hingewiesen, dass 
ich jeweils, wenn ich das Wort «Sozialpartner» benütze, 
gleichzeitig auch «sogenannt» voranstelle. Ich begreife 
Herrn Allenspach: diese Terminologie wurde ja von Arbeit­
geberseite seinerzeit kreiert, aber in der Zwischenzeit wis­
sen wir, dass es keine Sozialpartnerschaft im Sinne dieses 
Wortes gibt, sondern bestenfalls eine Vertragspartnerschaft. 
Dass es keine Sozialpartnerschaft ist, zeigen uns genug 
Beispiele: Asea BBC, Honegger AG, St-lmier usw. 

Frau Haller: Wir reden Ober Arbeitszeit. Lassen Sie mich 
einige Gedanken zum Begriff der Arbeit äussern. Vielleicht 
kann ich Herrn Müller zu einigen von ihm gewünschten öko­
sozialen Argumenten verhelfen, die es ihm vielleicht ermög­
lichen, der Minderheit zuzustimmen. 
Es gibt verschiedene Arten von Arbeit, es gibt entlöhnte 
Arbeit und es gibt nichtentlöhnte Arbeit wie Hausarbeit, 
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Betreuungsarbeit, Betreuung von Kindern, Kranken, älteren 
Menschen. Sagen Sie mir jetzt bitte nicht, das habe mit dem 
heutigen Verhandlungsgegenstand nichts zu tun. Ich gebe 
Ihnen ein Beispiel. Sicher haben Sie schon einen Mann 
sagen hören: ccMeine Frau arbeitet halt nicht.» Oder umge­
kehrt haben Sie einen Mann vielleicht sagen hören: ccMeine 
Frau arbeitet Jetzt wieder.» Damit äusserten sich diese Män­
ner zur Frage, ob ihre Frauen erwerbstätig seien oder nicht. 
Aber aus diesem Sprachgebrauch sehen Sie, was überhaupt 
als Arbeit anerkannt wird. Dieser Sprachgebrauch wider­
spiegelt eine öffentliche Meinung, und in dieser öffentlichen 
Meinung ist unbezahlte Arbeit so wenig wert, dass sie· nicht 
einmal als Arbeit bezeichnet wird. 
Das ist nur ein Teil des Problems, und Sie werden mir sicher 
verzeihen, dass ich als Frau zuerst auf diesen Teil hingewie­
sen habe. Die grosse Gefahr in unserer Zeit besteht darin, 
dass unsere Bevölkerung immer mehr in zwei Teile aufge­
spalten wird: in diejenigen, die Erwerbsarbeit besitzen und 
in diejenigen, die keine geregelte Erwerbsarbeit besitzen. 
Das sind Arbeitslose - Stichworte sind heute von Vorred­
nern und Vorrednerinnen schon gefallen, wir werden zu 
diesem Thema in dieser Session noch Stellung nehmen 
können -. aber auch gelegentlich Arbeitende. Natürlich 
gehören da auch solche dazu, die vielleicht vorübergehend 
gar nicht erwerbstätig sein können oder wollen. Dazu gehö­
ren aber auch alle, die unbezahlte Arbeit verrichten. 
Aus verschiedenen Gründen ist die Aufspaltung, von der ich 
gesprochen habe, sehr verhängnisvoll. Die Arbeit Besitzen­
den, d. h. die Erwerbsarbeit Besitzenden sind immer mehr 
gestresst, viele werden berufskrank, sie leiden unter einer zu 
intensiven Integration in die Arbeitswelt, viele müssen sich 
vorzeitig pensionieren lassen. Bei den anderen ist das 
Gegenteil der Fall: Die ausserhalb der geregelten Erwerbsar­
beit Stehenden leiden nicht selten darunter, dass sie eben 
nicht dazu gehören, dass sie wegen der eingangs erwähnten 
gesellschaftlichen Bewertung der Arbeit weniger wert sind 
als jene, die Erwerbsarbeit besitzen. Warum gibt es eigent­
lich das Phänomen des Pensionierungsschockes? Genau 
wegen dieser gesellschaftlichen Minderbewertung derjeni­
gen, die keine Erwerbsarbeit haben oder keine Erwerbsar­
beit mehr haben. 
Es gibt langfristig nur eines: Arbeit muss umverteilt werden, 
und zwar sowohl bezahlte Arbeit wie auch unbezahlte 
Arbeit. Schon bald werden wir mit drastisch verkürzten 
Arbeitszeiten leben müssen, ob wir wollen oder nicht, weil 
die Summe der bezahlten Arbeitsstunden ohnehin abnimmt. 
Genau damit werden wir uns in dieser Session noch intensiv 
befassen. Diese Summe muss breit verteilt werden. Es gibt 
nicht wenige, die sich wissenschaftlich mit diesen· Proble­
men befassen und die bereits heute von einer 20- bis 30-
Stunden-Woche für alle sprechen. 
Aber etwas ist ganz wichtig: Vergessen wir nicht, dass auch 
die unbezahlte Arbeit umverteilt werden muss. Es genügt 
nicht, dass die Frauen den Weg in die Arbeitswelt finden. 
Leute, insbesondere Männer, aus der Welt der bezahlten 
Arbeit müssen sich auch der unbezahlten Arbeit im häusli­
chen Bereich zuwenden. 
Aus den dargelegten Gründen ist die Initiative ein kleiner 
Schritt in der richtigen Richtung. Ich möchte Sie deshalb 
bitten, der Kommissionsminderheit zuzustimmen. 

Bodenmann: In der Bundesrepublik Deutschland läuft die 
Debatte um die 35-Stunden-Woche. Niemand bezweifelt, 
dass dort innerhalb weniger Jahre die 35-Stunden-Woche 
Wirklichkeit werden wird. Was schlagen uns die Gewerk­
schaften in der Schweiz vor? Sie schlagen uns in den 
Uebergangsbestimmungen dieser Initiative vor, vorsichtig 
und schrittweise den Weg zur 40-Stunden-Woche zu 
machen. Gemäss diesem lnitiativtext werden viele Arbeite­
rinnen und Arbeiter die 40-Stunden-Woche erst nach dem 
Jahr 2000 kennen. Trotzdem herrscht eine Aufregung, die 
sich beim besten Willen nur ideologisch erklären lässt. 
Aufgeworfen wurde das Problem, dass der Tourismus auf zu 
lange Arbeitszeiten angewiesen sei. Nach meiner Meinung 
ist der Tourismus auf Qualität angewiesen, auf Qualität der 
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Arbeitskräfte, und dies ist nur möglich, wenn auch die 
Arbeitsbedingungen qualitativ stimmen, wenn wir über 
gesetzliche Bestimmungen die Arbeitsbedingungen im Tou­
rismus anderen Branchen angleichen. 
Verwiesen wurde auf die internationale Wettbewerbsfähig­
keit der Schweiz. Nach den letzten Erfahrungen bei Alusuisse 
oder bei BBC müssen wir sagen: es fehlt in der Schweiz 
nicht an der Flexibilisierung der Arbeitszeiten, sondern es 
fehlt an der Flexibilität des Managements. Hier müsste die 
Kritik ansetzen. Die heutigen unterschiedlichen Arbeitsbe­
dingungen führen aber auch zu Wettbewerbsverzerrungen, 
etwa im Transportgewerbe, wo zugunsten der Strasse, 
zugunsten der Umweltverschmutzung dank überlangen ver­
traglichen und noch längeren effektiven Arbeitszeiten 
Ungleichgewichte geschaffen werden. 
Was schlägt uns die Initiative, abgesehen von den Ueber­
gangsbestimmungen, vor? Sie schlägt uns ein flexibles und 
effektives Instrument zur Steuerung des Arbeitsmarktes in 
der Schweiz vor. Ich kann nicht verstehen, dass die politi­
sche Mehrheit in diesem Land ausgerechnet dieses Instru­
ment für die Zukunft nicht will; wie Herr Brelaz richtig 
bemerkt hat, werden wir künftig noch ganz andere Rationa­
lisierungen erleben als jene, welche zurzeit im Bereich von 
Asea und BBC zur Diskussion stehen. Bis heute haben wir 
eine Lösung aus Gesetz und Vertrag gekannt. Für mich stellt 
sich die Frage: Warum wollen wir das Gesetz, die rechtli­
chen Bestimmungen nicht anpassen, nachdem sich die 
soziale Wirklichkeit ja auch verändern sollte? 

M. Plnl: Si je ne fais erreur, II y a une annee ou une annee et 
demie, !'Assemblee parlementaire du Conseil de l'Europe 
debattait pour la premiere fois de ce probleme de la reduc­
tion du temps du travail qui n'est pas seulement a !'ordre du 
jour du debat economico-social en Suisse. Ce tut un debat 
long et samt Le desaccord final sur le premier rapport etait 
precisemment du au fait que le theme et les conclusions 
avaient ete presentes de maniere trop rigide. 
Or, je dois personnellement constater que !'initiative qui 
nous est presentee contient les memes erreurs que celles 
que nous avons commises a Strasbourg, il y a presque deux 
ans. Nous avons repris l'exercice l'annee derniere. Certains 
membres de !'Assemblee parlementaire s'en souviennent. 
Le probleme a ete presente dans le cadre du debat sur la 
flexibilite du temps de travail dans une economie en trans­
formation. On a senti la necessite d'eviter de parvenir a des 
conclusions standards et a des indications globales et com­
munes s'appliquant aux differentes economies composant 
la reallte europeenne. On a plutöt insiste sur le cadre leglsla­
tif pour la flexibilite du temps de travail qui est voue a une 
dlminutlon en tenant toutefois campte de deux elements 
fondamentaux: une reconversion de la formation profes­
sionnelle et - ce que nous n'avons pas encore resolu - de 
nouveaux criteres dans la mobilite des travailleurs. La faci­
llte de deplacement de ces demiers d'un pays a l'autre, 
d'une region a l'autre et meme d'une entreprlse a l'autre est 
essentielle, etant donne qu'aujourd'hui nous avons encore 
une vislon statlque de la formation professionnelle et du 
travailleur. 
Ce sont les raisons pour lesquelles - personnellement c'est 
avec beaucoup de regrets-je m'opposeral a cette initiative. 
Toutefois, je ne partage pas certains avis critiques exprimes 
a cette tribune dlsant que la reductlon du temps de travail va 
a l'encontre de la force evolutive de notre economle et du 
resultat de la productlon. 
Le theme de notre reflexion·est tout a fait d'actualite, mals­
je le dls modestement - il seralt faux de commencer une 
recherche de nouvelles solutions a la flexibilite du temps de 
travail, dans Je cadre d'une economie en transformation 
dont les finalites ne nous sont actuellement pas encore 
connues, avec des moyens rigides s'lnscrivant dans le cadre 
de la constitutlon, sans avoir la possibillte de manoeuvrer 
dans le contexte des dlfferences economiques et sociales 
du pays. Au fond, c'est cette rigidlte qui me derange. 
Comme on ne peut pas s'abstenir dans la dlscussion portant 
sur un tel sujet, comme finalement II taut dire oui ou non, je 
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me prononce d'une fac;on negative a contre-coeur. II y a 
deux ans, a Strasbourg, nous avons vecu le mäme debat et il 
a eu un resultat negatif, precisement parce que nous etions 
trop rigides, parce que nous n'avons pas tenu compte des 
differences economlques des pays composant l'organisa­
tlon des 21, et parce que nous n'avons pas pris en conside­
ration Je fait que les legislations des nations ne sont pas 
encore ajustees au processus de la transformation economi­
que par des technologies nouvelles. 
Je conclus en disant que le contenu de cette initiative est 
tres important: nous sommes, en effet, deja contraints main­
tenant a oeuvrer dans le cadre de la loi sur le travail pour 
trouver de nouvelles solutions au temps d'emploi. C'est a ce 
propos que je partage l'avis de M. Bodenmann, m&me du 
point de vue juridique. Certes, il a raison, mais a mon avis, 
c'est dans le cadre des conventions de travail que nous 
devons adapter le temps de travail. Nous ne pouvons pas 
partir avec une optique trop rigide sur le plan de la constitu­
tion. 
Ce sont les raisons pour lesquelles je dois, avec regret, me 
prononcer contre cette initiative. 

Wldmer: Die LdU/EVP-Fraktion hat mich ermächtigt, fol­
gende Erklärung abzugeben: 
Wir befürworten ausdrücklich eine weitere Verkürzung der 
Jahresarbeitszeit. Wir glauben auch, dass die Schweizer 
Wirtschaft stark genug ist, um eine zusätzliche Arbeitszeit­
verkOrzung verkraften zu können. Um so mehr bedauern wir 
die zur Diskussion stehende Initiative. Sie ist zu starr, und 
vor allem hat sie bei den Stimmberechtigten keine Chance 
auf eine Mehrheit. Ein Nein des Souveräns jedoch zu dieser 
Initiative auf Arbeitszeitverkürzung würde einen schweren 
Rückschlag für weitere Fortschritte auf diesem Gebiet be­
deuten. 
Wir ersuchen deshalb die Initianten, die Initiative rechtzeitig, 
das heisst noch vor Ansetzung des Abstimmungsdatums, 
zurückzuziehen. Ich betone ausdrücklich: Als Befürworter 
einer weiteren Arbeitszeitverkürzung bitten wir Sie, die 
Initiative zurückzuziehen. 

andere Bestandteile des Arbeitsverhältnisses zu berücksich­
tigen. Die Befürworter der Initiative haben das leider nicht 
getan. Ihrem Gewicht entsprechend zu berücksichtigen 
wären unter anderem die soziale Sicherheit der Arbeitneh­
mer, Sozialleistungen, die realen Löhne oder etwa die 
Feriendauer oder auch die Arbeitslosigkeit. Das sind doch 
auch wesentliche Bestandteile insbesondere der heute viel­
zitierten Lebensqualität. Wenn man dies alles berücksich­
tigt, dann steht die Schweiz international nicht so schlecht 
da. wie das hier an diesem Pult häufig behauptet wurde. 
Ebenfalls wäre die Frage zu stellen, ob die soziale Sicherheit 
und die geringe Arbeitslosigkeit sowie das hohe Lohnniveau 
in der Schweiz - im Vergleich zu anderen Staaten - eben 
gerade deswegen so gut sind, weil bei uns vergleichsweise 
viel gearbeitet wird? Ich meine, dass hier ein ursächlicher 
Zusammenhang besteht. 
In diesem Lichte betrachtet, erhalten die Arbeitszeitverglei­
che, wie sie hier angestellt wurden, ein ganz anderes 
Gewicht. In diesem Zusammenhang ist auch die Behaup­
tung vor allem von Herrn Leuenberger-Solothurn über die 
Verhältnisse im Gastgewerbe zu bewerten. Wenn das Gast­
gewerbe heute grösste Probleme hat, genügend Mitarbeiter 
zu finden, dann hängt dies nicht in erster Linie mit der 
Wochenarbeitszeit im Gastgewerbe zusammen. Diese 
beträgt gesamtarbeitsvertraglich nämlich heute zwischen 44 
bis 46 Stunden unter Einschluss der Fünftagewoche. Selbst­
verständlich sind da gewisse flexible Lösungen noch zusätz­
lich möglich. Das hängt vielmehr mit den zwangsläufig 
notwendigen unregelmässigen Arbeitszeiten zusammen 
und nicht mit der absoluten Arbeitszeit. 
Auch bei den Löhnen sollte man gerechterweise - wenn 
man vom Gastgewerbe spricht - Gleiches mit Gleichem 
vergleichen. Macht man dies, dann hinkt das Gastgewerbe 
beim Lohnniveau nicht so hinten nach, wie dies Herr Leuen-
berger meint. Aber Sie können eben das Gehaltsniveau im 
Gastgewerbe - mit den vielen angelernten Hilfskräften -
nicht mit dem durchschnittlichen Gehaltsniveau in anderen 
Branchen mit einem vergleichsweise höheren Anteil an 
gelernten Berufsleuten vergleichen. Es kommt noch hinzu, 
dass das Gastgewerbe zumindest in den Tourismusregionen 

Allesch, Berichterstatter: In der breitgefächerten und jetzt ähnlich stark-das sage ich hier ausdrücklich- dem Interna-
über dreistündigen Diskussion wurde verschiedentlich die tlonalen Wettbewerb ausgesetzt ist, wie dies auch bei unse-
Frage der Weitergabe des Produktivitätsfortschrittes behan- rer Exportwirtschaft der Fall ist. 
delt. Es geht hier um die Partizipation des Arbeitnehmers am Eine Kostensteigerung, wie sie die Initiative bewirken müss-
Wirtschaftswachstum. Darüber gibt es verschiedene Unter- te, würde zum Beispiel die betriebliche Existenz vieler Hotel-
suchungen, die allerdings zu unterschiedlichen Ergebnis- betriebe in den Bergregionen in Frage stellen. Wir wollen in 
sen kommen. So wird beispielsweise nachgewiesen, dass den Berggebieten beileibe nicht die gleichen Probleme, wie 
die Leistungsentschädigung, wozu neben den Löhnen wir sie bei Asea Brown Boveri haben. 
selbstverständlich auch die Ferien, Arbeitszeitverkürzungen, Bei der Regelung der Anstellungsbedingungen im allgemei-
bessere Sozialleistungen usw. zählen, in den letzten zehn nen und de.r Arbeitszeit im besonderen gilt es nach unserer 
bis zwölf Jahren in weiten Bereichen der Wirtschaft stärker Auffassung vor allem, einerseits die Wünsche der Arbeitneh-
anstisg als der Produktivitätszuwachs. Die Folge war ein mer sowie andererseits die Bedürfnisse und Möglichkeiten 
sehr viele Branchen und Betriebe immer stärker belastender der Unternehmer unter einen Hut zu bringen. In verschiede-
Kostendruck, was zulasten der Ertragsmargen ging. Viele nen Voten - ich erinnere an die Ausführungen der Herren 
Probleme, denen wir uns heute gegenüber sehen, sind auf Basler, Biel, Schmidhalter, Houmard, Rüttimann - wurde 
diese Entwicklung zurückzuführen. dargelegt, dass dies wohl weiterhin am zweckmässigsten 
Vor allem Herr Biel hat über diese Verteilungsproblematik über Regelungen im Einzel- und Gesamtarbeitsvertrag 
praxisnahe, detaillierte und bemerkenswerte Ausführungen geschieht. Nur so könne den sehr unterschiedlichen Wün-
gemacht sowie hier auch Fakten auf den Tisch gelegt. Dies sehen der Beschäftigten und den verschiedenen regionalen, 
im Gegensatz zu Herrn Leuenberger-Solothurn, der mit den betrieblichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten entspro-
Worten antrat, er wolle uns neue Gedanken über Arbeitszeit chen werden. 
und Produktivität vermitteln. Was herauskam, war leider nur Herr Schmid hat einige neue Gedanken über Arbeitsinhalte 
alter Wein in neuen Schläuchen. Das ist schade. und Freizeitverh!llten vorgetragen, sie haben sich für mich 
DasArbeitsvolumen-HerrLeuenberger, HerrStappung und wohltuend von einigen anderen festgefahrenen Positionen 
Frau Haller - hat keine naturgegebene Grösse, die es ein- abgehoben. Eine durch Verfassung und Gesetz durchge-
fach möglichst gleichmässig auf alle Arbeitswllligen zu ver- setzte obligatorische und generelle Verkürzung der 
teilen gibt, wie Sie annehmen. Das Arbeitsvolumen ändert Wochenarbeitszeit könnte den unterschiedlichen Gegeben-
sich - beispielsweise- je nach der Höhe der Produktlonsko- heiten niemals Rechnung tragen. Die durch die Initiative 
sten, wozu auch die Gehaltskosten zählen. Das gilt es in geforderte generelle Legiferierung arbeitet sozusagen nach 
dieser ganzen Diskussion auch zu beachten. dem Rasenmäherprinzip: sie kann nicht differenzieren- und 
Verschiedentlich wurden in der Diskussion auch Arbeitszeit- damit auch nicht auf die mannigfaltigen Bedingungen des 
vergleiche zwischen der Schweiz und anderen Staaten Einzelfalles eingehen. Wer sagt uns denn beispielsweise, 
angestellt. Gerade zuletzt wurde von Herrn Bodenmann dass sich der Arbeitnehmer im Einzelfall oder in seiner 
noch auf die Bundesrepublik Deutschland hingewiesen. Mehrheit an einer Produktivitätssteigerung - falls diese 
Wenn man diese Vergleiche anstellt, dann wären aber auch überhaupt realisiert wird - unbedingt in Form einer Reduk-
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tion der Wochenarbeitszeit beteiligen will? Möglicherweise 
sind ihm ein höherer Reallohn, längere Ferien, bessere 
Sozialleistungen, eine frühere Pensionierung oder alles 
zusammen, vielleicht aber auch einfach mehr Freizeit bei 
einer entsprechenden Lohnreduktion, wie es Herr Schmid 
andeutete, lieber. 
Dies alles können wir nicht wissen. Darum sind heute uni­
forme Lösungen nicht angebracht. Nur über die einzel- und 
gesamtarbeitsvertragliche Abmachung kann diesen indivi­
duellen Bedürfnissen entsprochen werden. Dies gilt in 
besonderem Masse in der heutigen Zeit, in der wir sowohl 
im privaten wie im wirtschaftlichen Bereich eine starke Indi­
vidualisierung feststellen. Zudem ist in den einzelnen Bran­
chen und Regionen und auch in den Unternehmungen 
leider nicht alles machbar, was wünschbar wäre. Sehr viele 
Betriebe reagieren empfindlich auf Kostenschübe, wenn 
diese nicht durch den Markt, sondern durch die Politik 
ausgelöst werden, was bei der Initiative der Fall wäre. 
Aus wirtschaftlichen Gründen wird in Zukunft eine Flexibili­
sierung der Arbeitszeit unerlässlich sein. Die Initiative aber 
fordert das Gegenteil. Der Bundesrat will jedoch über die 
von Herrn Zwygart erwähnte Revision des Arbeitsgesetzes 
eine Flexibillsierung anstreben, zugleich aber auch einen 
verschärften Schutz der Gesundheit und der Persönlichkeit 
des Arbeitnehmers erreichen. Wir können dies im neuesten 
Bericht über die Legislaturplanung nachlesen. Das ist der 
Weg, den wir beschreiten sollten. Dafür brauchen wir keine 
Verfassungsrevision. Die Erfahrung lehrt: Wenn das poli­
tisch Mögliche dem wirtschaftlich Vernünftigen so diametral 
gegenübersteht, wie dies bei der vorliegenden Initiative der 
Fall ist, werden zumeist diejenigen, die geschützt werden 
sollen, letztlich zu den Opfern des Schutzes; das wollen wir 
nicht. 
Deshalb beantrage ich Ihnen nochmals namens der Kom­
missionsmehrheit die Verwerfung der Initiative. Das bedeu­
tet Zustimmung zum Antrag der Mehrheit - zugleich des 
Bundesrates - und Ablehnung des Minderheitsantrages. 

M. Frlderlcl, rapporteur: Las initlants, comme M. Stappung 
d'ailleurs, confondent productivite et profit. Nous pouvons 
partager des profits, nous ne pouvons pas partager Ja pro­
ductivlte. Las gains de productivite par Je progres technique 
ont ete souvent rendus necessaires par des pertes de renta­
bilite sur las marches economiques. Or, ces gains ont neces­
site des investissements importants qu'il faut egalement 
prendre en compte, financer et amortir. L'economie a deja 
largement fait partlciper ses employes aux gains de produc­
tlvite, dans Je cadre des conventlons collectives de travail, 
d'une part, et dans celui des condltions de travail a l'inte­
rieur mäme des entreprises, d'autre part. 
Ces dernleres annees, nous avons assiste a une augmenta­
tlon assez importante des charges sociales, de la duree des 
vacances, des amellorations dans Je cadre du deuxieme 
pilier, etj'en passe. L'industrie, notresecteursecondalre, est 
confrontee a un challenge dont alle ne sortira pas forcement 
renforcee. Nous assistons a un nombre impressionnantde 
fusions. Nous reconnaissons volontlers, sur un plan pure­
ment helvetique, que las restructurations nous sont impo­
sees de l'exterleur; il est plus rare que nous ayons connais­
sance par las medias de calles que nous imposons a l'e­
tranger. 
Force nous est de constater qu'une loi ou une ordonnance 
ne pourra jamais empächer un- industriel de produire a 
l'endroit ou ces produits, a qualites egales, sont les plus 
concurrentiels sur un plan international. 
M. Leuenberger a parle de Ja dlstributlon du travall sur 
plusieurs generatlons. Sur un plan purement interieur, il est 
vral, nous pouvons differer Ja construction d'une autoroute 
ou d'un tunnel de base a travers las Alpes. En revanche, sur 
un plan industriel, II est souvent dangereux de dlfferer des 
lnvestlssements, en ca qui concerne, soit Ja recherche, soit 
la renovation technique. Sur un plan purement international, 
Je travail est une denree perissable, hautement perissable, 
ca qua nous ne voulons pas produire aujourd'hui, nos 
concurrents acceptent de Je faire avec plaisir. 

On a parle a plusieurs reprises des restructurations du 
groupe ASEA-BBC. On nous a dit qu'on n'allait pas en 
discuter plus amplement. Aujourd'hui, ce qui fait Ja force 
vive de notre industrie et de notre economie, ce sont las 
petites et moyennes entreprises. C'est l'epine dorsale de 
notre economie. Las PME - comme il est convenu de las 
appeler- sont particulierement visees, car ce sont alles qui, 
aujourd'hui, sont les plus flexibles. 
Or, cette initiative a justement une tendance a rigidifier Je 
monde du travail. Nous constatons egalement que nos 
geants industriels ont parfois des pieds d'argile. Monsieur 
Leuenberger, vous isolez Ja duree du travail de tout Je raste -· 
du concept economique. II taut comparer ce qui est compa­
rable. Dans sa globalite, Ja duree du travail n'est qu'un 
parametre. La remuneration du travail en est un autre, la 
securite egalement, la qualite de l'environnement du poste 
de travail aussi. 
Le groupe ecologiste, partage, nous prouve, s'il est besoin, 
combien las aspirations des inltiants sont legitimes, mais 
dlfflcilement compatibles avec Je mode de vie preconise 
dans las theses de ce groupe. En effet, la diminutlon du 
temps de travall est egalement une augmentation du temps 
de loisirs. Cette derniere ne peut pas aller de concert avec 
une diminution de la mobilite ou du pouvoir d'achat. 
SI Ja part des depenses de loisirs des personnes a augmente 

• Je plus fortement ces dernieres annees, je vois mal comment 
on pourrait diminuer Je temps de travail sans que. nous 
ayons, parallelement, des revendlcations d'augmentations 
de salaire dans Je cadre des conventlons collectives. Notre 
economie ne peut, dans un si court Japs de temps, encaisser 
un pareil coup d'accelerateur. Les branches qui, aujour­
d'hul, ont les durees de travail hebdomadalre les plus lon­
gues sont celles qui ont le molns de possibilites de p.rogres 
techniques. 
M. Carobbio a parle des beneficas des societes, qui ont 
augmente dans Ja meme proportion que Ja productivite. Ce 
n'est pas vrai, malheureusement, dans tous les secteurs 
economiques. Parfois mäme, dans certains d'entre eux, ils 
ont chute. En dehors de quelques monopoles dont benefi­
cient entre autres nos regies, il faut distlnguer une evolution 
fondamentalement differente, par exemple dans Ja metallur­
gie et dans le secteur de l'lnformatlque. Les grandes indus­
tries ont deja las 40 heures, mais ce ne sont pas, par las 
temps qui courent, celles qul sont Je moins sujettes a des 
restructurations. 
Monsieur Brelaz, vous avez parte du beurre et de l'argent du 
beurre. C'est vrai, il y a une evolution technologique qui a 
pour corollaire, en general, une augmentatlon de Ja produc­
tivite. Malheureusement, vous refusez cartaines mini-revolu­
tlons technologiques et je m'attends a ce que, mercredi, 
vous montiez a Ja tribune pour refuser las 2,50 metres. II taut 
egalement penser aux captifs de cette non-evolution tech­
nologique. II est facile d'evoquer ce futur. qui nous est 
promis, tout en le combattant sur d'autres plans. 
Nous avons a plusleurs reprises entendu parler, dans l'argu­
mentation contre cette initiative, de l'importance donnee a 
l'economie par rapport au facteur humaln. Mais, notre 
niveau de vie et Ja qualite de calle-ci sont directement 
dependants de Ja bonne sante de notre economie. 
En Suisse, Ja productivite est tres forte, et je Je reconnais 
avec vous, Monsieur Beguelin, comme est fort egalement le 
revenu de nos travailleurs. Qua diriez-vous si vous compa­
riez tous las parametres de Ja productlon industrielle avec Je 
Japon et Je Sud-Est asiatique? Vous ätes intervenu dans un 
cas exträmement penible qui touche notre canton. Vous 
savez cependant qua, mäme si nous conservons en l'occur­
rence Ja pointe en matiere de recherche, nous ne pourrons 
plus lutter contre les pays du Sud-Est asiatique qui, eux, ont 
une productlvite bien superieure a Ja nötre. 
Comme tout manage, notre economie ne peut depenser 
davantage qu'elle ne gagne. Or, notre gain est constitue par 
la dlfferenca entre Je produit de nos exportatlons et Ja 
charge de nos importations. Nous devons donc imperative­
ment laisser les responsables de notre economie prendre 
las mesures qui s'imposent pour repondre a Ja fois aux 

29 



7.März 1988 N 

presslons sur les marches exterleurs et aux solllcitations du 
marche du travail. Je n'ai jamais vu un employeur s'acquitter 
seul de son ouvrage. II serait alors un artisan, un indepen­
dant. Les leis du marche dictent d'elles-memes les conces­
sions qui, de part et d'autre, peuvent etre consenties lors des 
negociations des conventions collectives. 
Je vous enjoins une nouvelle fois, comme la majorite de la 
commission, de rejeter !'initiative populaire de l'Unlon syndi­
cale suisse pour la reduction de ia duree du travail. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet ob/et est interrompu 

Schluss der Sitzung um 19.25 Uhr 
La seance est tevee a 19 h 25 
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pung, il faut bien repondre sur le meme terrain en remar­
quant d'abord que si la Suisse est - du moins en Europa -
en täte du peloton quant a la duree du travail, alle est aussi 
en täte quant au revenu par habitant, alle est aussi en täte 
quant au plein emploi - moins de 1 pour cent de chömage, 
la Oll nos voisins alignent 7, 10 ou 13 pour cent de chömage 
-et la Suisse est en queue quant aux conflits du travail. Ceci 
explique cela, a savoir que si, dans le strict domaine du 
temps de travail, les Suisses peuvent faire figure de stakha-
novistes en Europa - je le repete car ce qui se passe en 
Extreme-Orient, au Japon en particulier est encore different 
- c'est en contre-partie d'une large avance dans leur bien­
etre et leur «standard» material. 
Situation figee, se sont exclames certains intervenants dans 
le debat. La encore, il faut aller plus loin et constater les 
faits. Le premier d'entre deux: en 1973, on travaillait reelle­
ment, hommes et femmes, en moyenne 44,7 heures par 
semaine dans l'industrie et les arts et rnetiers; en 1986, 
42,4 heures. Le deuxieme fait: las salaires ont augmente en 
valeur reelle annuellement de 2 pour cent, inexorablement 
en 25 ans de 1960 a 1985, pendant un quart de siecle, meme 
au travers de reflux economiques que par deux fois nous 
avons connus, alors que la productivite, elle, augmentait 
dans le meme laps de temps de 2,3 pour cent. Tout n'a donc 
pas ete recupere par la hausse des salaires, mais ce tut 
largement compense par d'autres avantages sociaux, a 
commencer par la duree des vacances. Le troisieme fait: 
precisement, dans ce temps, les vacances ont passe dans 
leur definition legale de trois a quatre semaines en 1985, 
cinq semaines pour las jeunes, sans parler des conventions 

M. Delamuraz, conseiller federal: Nous disons tous vouloir collectives, en general plus genereuses sur ce point. 
une societe de liberte et de progres et nous la voulons Enfin, quatriemement, l'augmentation des prestations 
vraiment. L'une des conditions fondamentales de cette sociales de toutes sortes garanties aux travailleurs. Ces 
societe est de reconnaitre toute leur dignite au travail et aux ameliorations de la condition du travailleur sont bei et bien 
travailleurs. La recherche de l'amelioration de la condition la consequence de l'accroissement de la productivite de 
de ces demiers raste l'une de nos täches sociales priori- l'economie suisse. Parmi ces benefices acquis d'une 
taires. La condition du travailleur c'est, sans doute, la duree maniere tout a fait legitime, la reduction du temps de travail 
de son travail, mais c'est bien autre chose encore: c'est s'est operee inexorablement et continüment. Elle continuera 
l'ambiance de ce travail, c'est l'interet qu'y trouve le travail- de s'operer afin de permettre au travailleur de mieux com-
leur, c'est le respect par las autres de ce qu'il fait de sa täte penser la charge phsychique du travail, et de vivre des loisirs 
et de ses mains, c'est la consideration de son travail. C'est indispensables a l'equilibre d'une vie dans laquelle aug-
ensuite l'amenagement du temps de travail en complement mentent las exigences du travail, le rythme et las contraintes 
de la notion de la duree de celui-ci, c'est l'organisation et de la profession. 
l'ampleur des vacances, c'est l'art et les conditions de la Le Conseil federal est parfaitement convaincu de la neces-
retraite, c'est la remuneration, la pale - pour parler fran~ais site de ce mouvement. Mais il s'agit d'englober la reduction 
- et las assurances sociales du travailleur. C'est cela sa graduelle du temps de travail dans un ensemble de condi• 
condition, cela forme un tout qui doit rester harmonieux et tions et d'ameliorations Oll la duree du travail n'occupe de 
coherent. loin pas la premiere place aux yeux des travailleurs. M. Blel 
Or, !'initiative populaire dont nous traitons aujourd'hui vise et las rapporteurs l'ont rappele hier apres-midi. 
un seul de ces nombreux aspects: la duree de son travail Cette approche globale des conditions du travailleur, ce 
hebdomadaire; elle l'isole de l'ensemble et elle entend qu'on sont las partenaires sociaux qui doivent la faire, mutuelle-
en traite dans la Constitution federale, ni plus ni moins. De ment et en permanence. Ce n'est pas la Constitution fede-
surcroit, cette initiative populaire est centree sur l'aspect rate qui doit ordonner, isolement, l'une de ces nombreuses 
rigoureusement economique du travail puisque son but est: conditions, la duree du travail. 
«d'assurer aux travailleurs une part equitable de l'accroisse- Je vois trois defauts majeurs a la formule constitutionnelle 
ment de la productivite et de creer des conditions de plein que nous propose !'initiative de l'Union syndicale suisse. 
emploi». Pas un mot donc de la protection des travailleurs Premierement, cette initiative fixe peremptoirement a 
en general, pas un mot de la reduction du temps de travail 40 heures hebdomadaires la duree maximale du travail pour 
pour des raisons non economiques. Des lors, quand toute la Suisse, tous les Suisses, tous les secteurs econo-
M. Leuenberger-Soleure ou Mme Jeanpretre reprochent au miques, tous les types d'activite, pour l'hötellerie saison-
Conseil federal de se complaire dans la refutation econo- niere de nos Alpes comme pour la banque et las usines. Ce 
mique de !'initiative, je reponds qua le Conseil federal se nivellement, economiquement acceptable par certains qui 
refere tout simplement a l'argument meme de !'initiative et en sont aujourd'hui deja a 38 ou a 36 heures,. serait une 
cet argument est economique et non humanitaire. formule suicidaire pour d'autres, ceux que les limites de la 
Permettez-moi de constater, au passage, qua !'initiative rationalisation condamne, pour le moment, a 44 heures ou 
populaire precedente, qui portait sur la reduction du temps davantage. 
de travail, initiative nee des Organisations progressistes de Je n'ai pas dit, Mesdames et Messieurs les partisans de 
Suisse en 1973, massivement repoussee par le peuple trois !'initiative, que l'adoption de cette initiative conduirait la 
ans plus tard, cette initiative-la se fondait, eile, beaucoup Suisse a la ruine. C'est decidement une image simpliste et 
moins que !'initiative actuelle sur l'aspect economique de la tout a fait excessive. Toutefois, !'initiative, dans son sim-
condition du travailleur et alle prenait largement en compte plisme lineaire, rendrait impossible le maintien de certaines 
d'autres aspects immateriels de cette condition. activites et de certains etablissements, tout particulierement 
L'argumentation economique ayant ete tres largement la Oll las limites de la rationalisation sont töt atteintes. On 
reprise a cette tribune hier apres-midi par plusieurs orateurs peut parier qua sl, par accident, eile etalt acceptee, eile 
favorables a !'initiative, le premier d'entre eux fut M. Stap- engendrerait un travail noir considerable pour contoumer 
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l'exigence de la constitution. Or, ce n'est vraiment pas ce 
que nous voulons, ni les uns ni les autres. 
Deuxiemement, cette initiative choisit la voie constitution­
nelle pour regler, tout d'un coup, la notion de la duree 
hebdomadaire du travail. Elle prefere donc la voie la plus 
rigide, la plus immuable, dans un domaine Oll il faut precise­
ment etre souple, plus mobile que jamais et capable d'adap­
tations rapides et meme instantanees. L'economie et la vie 
sociale changent constamment de cadre. C'est la viel Et 
volla que l'on voudrait emprisonner l'un des aspects de la 
vie sociale et economique dans le carcan d'un article consti­
tutionnel. Nous avons mieux ä faire. 
Troisiemement, dans notre pays, a l'heureuse difference de 
tant d'autres, la concertation des partenaires sociaux est 
une realite, non pas que ceux-ci entonnent toujours, uni 
sono, le meme cantique, et que les voix melodieuses de Fritz 
Reimann et de Heinz Allenspach aient retenti hier d'accents 
parfaitement identiques. Non, la negociation entre parte­
naires sociaux est forte et mäme parfois äpre, mais eile est 
efficace, parce qu'adaptee a la realite des choses et des 
gens, parce qu'elle concilie !'ideal et le fai'sable, et parce 
qu'elle finit par construire ces convergences indispensables 
a l'aboutissement de toute negociation. 
La Suisse est bien portante, gräce ä la qualite de ces 
partenaires sociaux, parmi lesquels. l'Union syndlcale 
suisse, partenalre de poids du c0te des travailleurs. Pour­
quoi donc, cela etant, cette organisation veut-elle nous 
embarquer dans la galere constitutionnelle? Pourquoi veut­
elle soustraire de la negociation globale la question de la 
duree du travail et l'inscrire dans notre charte fondamen­
tale? Cette solution est mauvaise parce qu'elle enleverait 
aux negociatlons futures un article important qui releverait 
dorenavant d'un Etat. Plus encore, eile est mauvalse parce 
que plusieurs secteurs qui auraient survecu au traitement de 
choc des 40 heures constitutionnelles en subiraient un tel 
poids qu'elle reduirait a zero la marge des negociations des 
autres aspects des condltions des travailleurs, les salaires • 
au premier chef. 
Je ne parviens pas a croire que les partenaires sociaux, du 
moins l'un d'entre eux, veuillent ainsi abdiquer une part 
importante de leur r0le en confiant a maman Helvetia une 
responsabilite que d'autres qu'elle, des les debuts de notre 
histoire sociale, ont jouee mieux qu'elle. 
Si ces partenaires sociaux avaient echoue, s'ils etaient retro­
grades, s'ils avaient fait de la Suisse un territoire de misere 
et une ile d'injustice, !'Intervention salvatrice des pouvoirs 
publics s'imposerait Mais tel n'est precisement pas le cas. 
Je vous propose en toute conscience de suivre le Conseil 
federal, le Conseil des Etats, votre commission et de dire 
non ä cette initiative populaire. Parce qu'il faut mettre les 
points sur les «i .. , je repete que le non du Conseil federal est 
un non a la procedure proposee par l'initiative populaire et 
c'est tout. Pour l'essentiel, notre executif repete qu'il est 
acquis a un progres social sur tous les fronts, y compris 
pour la reduction du temps de travail, dans la mesure oll 
nous saurons donner a notre economie les conditions de sa 
competitivite et ou nous voudrons continuer d'accorder au 
travailleur, je veux dire a l'homme bien plus qu'a l'agent 
economique, las moyens de son epanouissement. 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acquise de plein droit 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Stappung, Beguelln, Bodenmann, Jeanprätre, Leuen­
berger-Solothurn) 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinitiative anzunehmen. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Stappung, Beguelin, Bodenmann, Jeanpretre. Leuen­
berger-Soleure) 
L'Assemblee federale recommande au peuple et aux can­
tons d'accepter !'initiative populaire. 

Präsident: Der Minderheitsantrag ist schon begründet wor­
den, und die Diskussion hat stattgefunden. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

115 Stimmen 
53Stimmen 

117Stimmen 
51 Stimmen 

Angenommen - Adopte 
3'2. 
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